
S eitdem am 1. Mai das Ultimatum, das 
ver.di und die Beschäftigten der Uni-

Kliniken der Arbeitgber:innen-Seite gestellt 
hatte, abgelaufen ist, streiken die Angestell-
ten der Kliniken für einen »Tarifvertrag Ent-
lastung«. Sie fordern also nicht mehr Gehalt, 
sondern schlicht und ergreifend bessere 
 Arbeitsbedingungen und eine Personalbe-
messungsgrenze. In den vier Verhandlungs-
runden seit Anfang Mai kam von den 
Arbeitgeber:innen: Rein gar nichts. Sie hör-
ten sich zwar die Forderungen der Beschäf-
tigten an, legten selber allerdings kein Ange-
bot vor. Der Bereitschaft zum Arbeitskampf 
in den Uni-Kliniken tut das keinen Abbruch, 
ganz im Gegenteil, denn die Wut über die 
miserablen Arbeitsbedingungen in der 
Pflege, aber auch in anderen Bereichen, wie 
dem Service oder der Reinigung, ist riesig. 
Nicht erst seit der Corona-Pandemie arbei-
ten viele Beschäftigte am absoluten Limit 
und darüber hinaus.

Mit der Pandemie kam zwar viel Anerken-
nung in Form von Beifall aus der Gesellschaft 
und die wie ein Mantra vorgetragene Huldi-
gung der Pflege als »systemrelevant« durch 
die Politik. Doch bis auf einige peinliche Auf-
ritte von Gesundheits- und anderen minis-
ter:innen, bei denen sich erstere nicht entblö-
deten, Schokolade oder Gummibärchen zu 
verteilen, hat sich nicht das geringste getan. 
Letztlich ist es sogar noch schlimmer gewor-
den. Denn die Beschäftigten in beinahe allen 
Teilen der Kliniken haben während den gro-
ßen Wellen der Pandemie, unter Einsatz ihrer 
physischen und psychischen Gesundheit ein 
Gesundheitssystem am Laufen gehalten, das 
schon lange nicht mehr auf das Wohl der 
Patient:innen ausgerichtet ist. Dabei sollte 
nun auch den Letzten auffallen, dass die Ar-
beitsbedingungen in den Krankenhäusern 
nicht zu trennen sind vom Patient:innenwohl.

Das Wohl der Patient:innen steht allerdings 
schon lange nicht mehr im Zentrum hiesiger 
Gesundheitspolitik. Seitdem die Regierung 
Kohl sich ab 1986 schrittweise von dem 
Prinzip der Kostendeckung verabschiedet 
hatte, sind die Krankenhäuser in Deutsch-
land unter einen enormen ökonomischen 
Druck geraten. Diese Politik, betrieben von 
CDU bis SPD, gipfelte schließlich 2004 in 
der Einführung der sogenannten Fallpau-
schalen. In diesem Festpreissystem wird jede 
Behandlung mit einem bestimmten Betrag 
durch die Krankenkassen vergütet. Das führt 
zu der Situation, dass bestimmte Behandlun-
gen, die für die Krankenhäuser besonders 
 lukrativ sind, seitdem deutlich häufiger an-
gewendet werden als früher. So werden bei-
spielsweise heute viel mehr Gelenkprothesen 
implantiert, Kaiserschnitte durchgeführt, 
Amputationen bei Diabetiker:innen vorge-
nommen und Patient:innen länger beatmet; 
schlicht und ergreifend, weil es sich für die 
Krankenhäuser lohnt. So entstand eine fatale 
Spirale aus Profitmaximierung und der be-
ständigen Suche nach Möglichkeiten, die Be-
triebskosten zu senken.

Das größte Einsparungspotential bilden 
dabei die Personalkosten, diese machen 
durchschnittlich 60 Prozent der Kosten aus. 
An dieser Schraube wird seitdem kräftig ge-
dreht, was zu massiver Unterbesetzung in 
beinahe allen Abteilungen der Krankenhäu-
ser geführt hat. Dabei gibt es keine Unter-
schiede zwischen den privaten und den aus 
öffentlicher Hand finanzierten Kliniken. 
Deshalb greift eine Forderung nach der Ent-
privatisierung der Krankenhäuser zu kurz, 
insofern diese nicht gleichzeitig eine Aufhe-
bung des Fallpauschalensystems, eine Perso-
nalbemessungsgrenze und die Rückkehr 
zum Prinzip der Kostendeckung mit ein-
schließt.

Die Streikbereitschaft der Beschäftigten,  
die unter den Konsequenzen dieser fatalen 
Gesundheitspolitik der letzten Jahrzehnte 
leiden, ist in NRW auch nach über einem 
Monat ungebrochen. Der Krankenhausbe-
wegung ist es dabei gelungen, die verschiede-
nen Berufsgruppen in den Krankenhäusern 
zusammen zu denken und zusammen zu 
bringen. So gehören Forderungen nach bes-
seren Arbeitsbedingung für das Reinigungs-
personal, die Beschäftigten im Service oder 
in den Laboren ebenso selbstverständlich 
dazu wie für Pfleger:innen. Spaltungsversu-
che der Arbeitgeber:innen und der Landes-
politik zwischen den »systemrelevanten« 
Pfleger:innen und anderen Berufsgruppen 
konnten bis jetzt erfolgreich abgewehrt wer-
den. Dadurch entstand eine kraftvolle Ein-
heit, der es gelungen ist, die öffentliche Mei-
nung auf ihre Seite zu ziehen. Insgesamt lässt 
sich in NRW ein interessantes Bündnis aus 
sehr unterschiedlichen Akteur:innen beob-
achten, von den Gewerkschaften bis zu femi-
nistischen und antikapitalistischen Gruppen 
aus der radikalen Linken unterstützen die 
unterschiedlichsten Gruppen und Organisa-
tionen die Beschäftigten der Uni-Kliniken in 
ihrem Arbeitskampf.

Auch das trägt zum bisherigen Erfolg und 
Durchhaltewille der Streikenden bei. Bis 
zum 22. Juni haben die Tarifparteien insge-
samt neun Verhandlungstermine vereinbart. 
Es gilt also abzuwarten, ob sich die Arbeit-
geber:innen-Seite nun endlich bewegt und 
ob die sich abzeichnende Schwarz-Grüne 
Landesregierung ihre Wahlversprechen nach 
besseren Arbeitsbedingungen in den Kran-
kenhäusern einlöst oder überhaupt einlösen 
will. Eins scheint heute aber sicher: die Be-
schäftigten werden sich nicht mit Kleinigkei-
ten abspeisen lassen, denn allen ist klar: So 
wie es ist, kann es nicht bleiben.
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 Die Krankenhausbewegung 
nimmt Fahrt auf

Während in NRW bereits gestreikt wird, 
zeichnen sich nun auch Arbeitskämpfe an 
der Uni-Klinik in Frankfurt am Main ab. 
Auch hier fordern die Beschäftigten einen 
»Tarifvertrag Entlastung« für bessere Arbeits-
bedingungen und mehr Personal im Kran-
kenhaus. ver.di und ein Frankfurter Solidari-
tätsbündnis rufen am 24. Juni zu einer ersten 
Demonstration auf, bei der den Arbeitgebe-
r:innen die Forderungen der Beschäftigten 
übergeben werden sollen. 

Es bleibt also spannend, ob sich ähnliche 
Bewegungen auch in anderen Bundesländern 
und Städten etablieren können. Nach den 
erfolgreichen Kämpfen in Berlin und der be-
achtlichen Streikbewegung in NRW stellt 
sich die Frage, ob es gelingen kann, zu den 
berechtigten Forderungen nach besseren Ta-
rifverträgen soweit Druck aufzubauen, um 
die Ökonomisierung des Gesundheitssystems 
in Deutschland  wieder zurückzudrehen. 
Denn ohne eine Personaluntergrenze und ei-
nem Ende kapitalistischer Marktstrukturen 
in den Krankenhäusern werden eben diese – 
unter dem Druck Profite zu erwirtschaften – 
immer wieder versuchen, an den Personal-
kosten zu sparen. Es gilt also, den Druck aus 
dem Gesundheitssystem zu entfernen um si-
cherzustellen, dass Krankenhäuser in Zu-
kunft wieder Orte sind, an dem Menschen 
gerne arbeiten und die ihre Strukturen maß-
geblich an den Bedürfnissen der Patient:in- 
nen ausrichten.

Quellen und weitere Infos:
www.notruf-entlastungnrw.de
www.mehrvonuns-frankfurt.net
www.krankenhaus-statt-fabrik.de
www.facebook.com/ProfiteSchadenIhrerGesundheit/
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Duygu Kaya, im Oktober 2021 mit 
300 anderen Kolleg:innen von Gorilla 
anlässlich eines Streiks entlassen, 
wollte am 6. April 2022 in der Ver-
handlung über ihre Kündigungs-
schutzklage (Az.: 20 Ca 10257/21) vor 
dem Arbeitsgericht Berlin eine Erklä-
rung abgegeben. Ihr Anwalt Benedikt 
Hopmann bat das Gericht, sich diese 
Erklärung anzuhören, um sich selbst 
ein Bild davon zu machen, unter wel-
chen Bedingungen die Gorillas-Be-
schäftigten arbeiten und warum die 
Beschäftigten die Arbeit niederlegten. 
Obwohl der Anwalt ausdrücklich dar-
auf hinwies, dass der Klägerin rechtli-
ches Gehör zusteht, unterband der 
Richter die Erklärung mit der Begrün-
dung, die Klägerin wolle sich nicht zur 
Sache äußern. Aber der Richter kannte 
die Erklärung nicht, die die Klägerin 
abgeben wollte. Wir dokumentieren 
die Erklärung von Duygu Kaya von 
der Homepage widerstaendig.de: 

»Sehr geehrte Richter und Richterinnen,
ich möchte Sie bitten, mir als Zivilperson 
mit offenen Herzen und als Richter:innen 
mit aufmerksamen Ohren zuzuhören. Es 
wird länger dauern, deshalb bitte ich Sie um 
Ihre Geduld. 

Mein Name ist Duygu Kaya, ich bin 33 
Jahre alt und komme aus Istanbul. In der 
Türkei habe ich zwei Studien abgeschlossen; 
zum ersten Lehramt für Englisch und zum 
zweiten Filmwissenschaft. Im Moment 
schreibe ich neben meinen Brotjobs meine 
Masterarbeit.

2018 bin ich aus persönlichen Gründen 
nach Deutschland gekommen. Ich habe so-
fort begonnen, den Deutschunterricht zu be-
suchen, denn ich wollte so schnell wie mög-
lich meine Diplome anerkennen lassen, um 
wieder als Lehrerin arbeiten zu können. Aber 
bald schon musste ich so viel arbeiten, um 
meinen grundlegenden Lebensunterhalt zu 
bestreiten, dass ich schlicht keine Zeit mehr 
hatte für meine Deutschkurse. Sozialleistun-
gen konnte ich nicht beantragen, weil ich 
damit mein Aufenthaltsverfahren in Gefahr 
gebracht hätte. Zu dem Zeitpunkt begann 
ich langsam zu begreifen, wie das System 
aufgebaut ist, das uns, die neuen Migran-
t:innen, offenbar zu den neuen Gastarbeite-
r:innen für Deutschland machen soll.

Ich brauchte Deutschkenntnisse auf C2-
Niveau, um Lehrerin zu werden, also Mut-
tersprachler-Niveau , während ich entweder 
in türkisch-, spanisch-, indisch- oder eng-
lischsprachigen Jobs arbeiten musste. Übri-
gens ist das Erlernen der deutschen Sprache 
nur eines der Haupthindernisse bei der Ar-
beitssuche. Keinen deutschen Namen zu ha-
ben oder einen Namen, den der Personalver-
antwortliche nicht aussprechen kann, ist 
meiner Meinung nach ein mindestens so 
großes Hindernis.

Und was passiert in der Zwischenzeit, bis 
wir unsere Ziele erreichen? Es ist eine lange 
Geschichte voller Ausbeutung… Wir stecken 
in einem Teufelskreis fest, wie Beutetiere. 
Dieser Teufelskreis bedient Firmen wie Go-
rillas, Getir, Lieferando und all die anderen 
Unternehmen, die stark von Arbeitsmi gran-
t:innen abhängig sind. Wir brauchen Jahre, 
um Deutsch zu lernen und einen sinnvollen 
Job zu finden, der unsere sozialen, kulturel-
len und finanziellen Bedürfnisse befriedigt. 

Die gängige Vorstellung am Arbeitsmarkt 
ist die folgende: Ihr seid Migrant:innen und 

solltet sogar dankbar sein, hier in Deutsch-
land überhaupt einen Job zu finden. Und ihr 
solltet damit einverstanden sein, wenn ihr 
von diesen Unternehmen ausgebeutet wer-
det, bis ihr dort ankommt, wo ihr hinwollt – 
wenn ihr das überhaupt schafft. Es wird für 
richtig gehalten, dass wir bei der Arbeit in 
diesen Betrieben unserer Würde beraubt wer-
den. Nicht, weil die Arbeitsplätze nicht unse-
ren Erwartungen entsprechen, sondern weil 
wir fast wie Objekte betrachtet werden, de-
nen man einen eigenen Willen abspricht. 
Wir sind die soziale Klasse der Gesellschaft, 
der der Wille abgesprochen wird, unser Wille 
wird gefesselt und in den Briefkästen einge-
schlossen, die wir jeden Tag sehen, wenn wir 
nach Hause kommen.

Wussten Sie, dass der Briefkasten zur le-
benden Metapher für Angst, Furcht und 
Kontrolle im Leben der Migrant:innen ge-
worden ist? Der Briefkasten… der Staatsap-
parat, der uns mit jedem Brief, den wir er-
halten, in jeder Sekunde einschüchtert. Wir 
sind keine Bürger:innen dieses Landes. Wir 
sind die Verletzlichsten und doch diejenigen, 
die am wenigsten geschützt sind. Und genau 
das ist der Grund, warum Unternehmen wie 
Gorillas machen, was sie wollen und mit fast 
allem durchkommen. 

Sie unterschlagen die Löhne 
der Arbeite r:innen. Sie bieten 
uns keine Sicherheit. Sie geben 
uns keine Schichten, die es uns 
ermöglichen würden, unsere 
Kurse an der Universität oder 
der Sprachschule zu besuchen. 
Sie entlassen uns am Ende un-
serer Probezeit und lassen uns 
nicht einmal die geringste 
Chance, ALG 1 zu beantragen.

Was wird von uns erwartet? 
Schweigen, Gehorsam, einen 
anderen prekären Job zu fin-
den, wo wir wieder genauso 
behandelt werden… nur bis… 
bis wir da sind, wo wir sein 
wollen. Wann soll das sein? Bei 
mir sind es schon fast vier 
Jahre… zehn Jahre für jemand 
anderen…

Sehr geehrter Herr Richter 
Kühn, Sie scheinen gewerk-
schaftliche Arbeit zu befürwor-
ten. Das tue ich auch. Mein 
Vater war sein Leben lang Ge-
werkschafter und ist es immer 
noch. Die Gewerkschaften ge-
hören auch zu uns. Allerdings 
sind diese derzeit für unsere 
Lebensbedingungen zu institutionalisiert. Es 
gibt kaum einen tatsächlichen Kontakt zwi-
schen den Beschäftigten und ihnen. Ich bin 
Mitglied in zwei verschiedenen 
 Gewerkschaften. Und von mir als prekär Be-
schäftigter wird erwartet, dass ich den Ar-
beitsplatz selbst organisiere und »Mitglieds-
beiträge« in die Kasse der Gewerkschaft 
bringe. Das ist es, was ver.di von uns ver-
langt: die nötigen 50 Prozent der Arbeit-
nehmer:innen zu ver.di zu bringen. Wie 
 sollen wir uns in solchen Betrieben gewerk-
schaftlich organisieren, wenn wir keinen 
Schutz haben? 

In der ersten Anhörung haben Sie uns 
auch gefragt, warum wir den Streik nicht  
mit den Gewerkschaften organisiert haben. 
Glauben Sie mir, ich habe mir diese Frage 
auch schon oft gestellt. Wo waren die Ge-
werkschaften? Ich sage es Ihnen: 

Sie sitzen hinter ihren Schreibtischen und 

stecken den Kopf in den Sand wie Vogel-
sträuße. Sie finden Ausreden, warum sie un-
sere Arbeitsplätze nicht organisieren können. 
Einige reden von Sprachbarrieren. Sprach-
barrieren? Die Arbeiter:innen bei Gorillas 
kommen aus vielen verschiedenen Ländern 
und sprechen viele verschiedene Sprachen – 
und wir haben es trotzdem geschafft, uns zu 
organisieren! – obwohl uns kein Gewerk-
schaftsbudget und keine hauptamtlichen 
Gewerkschafter:innen zur Verfügung stan-
den. 

Nein, das kann also nicht der Grund sein. 
Der eigentliche Grund ist der, dass wir am 
Ende unserer Probezeit entlassen werden: 
Das bedeutet, dass es sich für die Gewerk-
schaften nicht lohnt, in uns zu investieren. 
Warum sollten sie sich die Mühe machen, zu 
uns zu kommen und eine Menge Arbeit zu 
investieren, wenn sie wissen, dass keine die-
ser Arbeiter:innen sechs Monate später noch 
da sein wird? 

Eine Gewerkschaft braucht im Durch-
schnitt bis zu zwei Jahre, um einen Arbeits-
platz zu organisieren. Ich habe aber noch nie 
eine:n Fahrer:in bei Gorillas oder bei den an-
deren Lieferdiensten getroffen, die länger als 
ein Jahr, geschweige denn zwei Jahre, in 
dem selben Unternehmen gearbeitet hat. Es 

ist die planmäßig herbeigeführte Prekarität 
dieser Arbeitsplätze, die die Gewerkschaften 
von uns fernhält. Von denen, für die sie sich 
eigentlich am allermeisten zuständig fühlen 
müssten. In ihren Augen sind wir aber offen-
bar die Arbeiterklasse mit Lepra!

Bitte versetzen Sie sich in unsere Lage. 
Was hätten wir anderes tun sollen, als zu 
streiken? Unsere Löhne wurden gestohlen. 
Wir waren ständig unterbesetzt. Wir wurden 
zu irrsinnigen und illegalen Schichten einge-
teilt, die gegen die Arbeitszeit-Regelungen 
verstoßen… und nichts davon alarmiert die 
Behörden? Was für eine beschämende Reali-
tät das ist! Das klingt wie eine Arbeiterge-
schichte aus den Jahren der industriellen Re-
volution, oder? Nein, das ist erst letztes Jahr 
bei Gorillas in Berlin passiert und auch letzte 
Woche bei einem anderen Lieferdienst, Ge-
tir. Wahrscheinlich wird dieses Gerichtsver-
fahren nicht das letzte sein, das sich mit  

»Es gibt nur eine  
unterstützenswerte Seite«
Erklärung von Duygu Kaya zum Streikrecht vor dem Arbeitsgericht Berlin
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Geneigte Leserinnen und Leser,

Katerstimmung in der Redaktion? Es fühlt 

sich ein wenig so an, obwohl wir doch unser 

gerade »offiziell« begangenes Jubiläum 

noch gar nicht gefeiert haben. Möglicher-

weise hängt das mit dem Besuch diverser 

linker oder anarchistischer Buchtage oder 

-messen zusammen, die sich anfühlen, als 

hätten wir bereits gefeiert.

Das haben wir, wie schon öfter erwähnt, 

am 8. Oktober mit euch vor. So langsam 

konkretisieren sich unsere Pläne, eine erste 

und ausführliche Einladung findet ihr in die-

ser Ausgabe (S. 12).

Vielleicht ist der Kater aber auch einfach 

ein gesamtgesellschaftlicher, der sich aus 

dem Frust über Krieg da und Militarisierung 

hier (S. 13), der Unklarheit über den Fort-

lauf der Pandemie und die geeigneten Mit-

tel dagegen (S. 14) oder den Irrfahrten 

zwischen Redaktionsbüro und Homeoffice 

mit dem 9-Euro-Ticket speist – während 

andere linke Zeitungsredaktionen (so haben 

wir läuten hören) mit neuen Corona-Ausbrü-

chen zu kämpfen haben, ist die Produktion 

an dieser Ausgabe mal wieder prekär, weil 

einzelne Redakteur:innen von der verläss-

lich für Überraschungen und unbezahlte 

Mehrarbeit sorgenden Hochschule und 

ihrer bei einem namhaften Softwareentwick-

ler aus der Nähe von Heidelberg eingekauf-

ten »IT« ihrer Mails beraubt wurde, wäh-

rend andere ohne WLAN im Schienener-

satzverkehr durch Südhessen bummeln.  

Soll ja schön sein.

»Alles bleibt wie immer, bloß schlimmer«, 

formulierte einst Bernd das Brot in einer 

Neujahrsansprache. Aber bekanntlich stirbt 

die Hoffnung ja zuletzt und es gibt auch 

gute Nachrichten: Der ungebremste Streik-

wille der Krankenhaus-Beschäftigten in 

Nordrhein-Westfalen etwa (S. 1) oder die 

Vernetzungstendenzen der Rider in Berlin 

(S. 7) oder das, was daraus an neuen Infra-

gestellungen des Streikrechts entsteht 

(S. 2).

Zu den guten Nachrichten gehört auch das 

mediale Feedback auf 60 Jahre express: 

Sehr gefreut hat uns der Beitrag von Sebas-

tian Friedrich in Der Freitag (Nr. 22, 2. Juni 

2022, S. 12) – nachzulesen auf der Home-

page des Hausblatts des Linksliberalismus – 

und gerüchteweise lohnt sich diesbezüglich 

auch ein Blick auf die letzte Seite der paral-

lel zu diesem express erscheinenden analy-

se und kritik (so haben wir ebenfalls läuten 

hören).

Aber genug vom Optimismus des Willens 

und zurück zum Pessimismus des Verstan-

des, um mal mit Antonio Gramsci zu kom-

men: Mediales Feedback in allen Ehren und 

wir freuen uns über eine vergleichsweise 

hohe Zahl von neuen Abonnent:innen, 

allein unser Spendenaufruf verhallt in die-

sem beginnenden Sommer bislang relativ 

ungehört. Da geht noch mehr, geneigte 

Leserinnen und Leser.

Bevor jetzt die älteren Leser:innen ihren Stift 

und ihr Scheckheft zücken und sich die jün-

geren Leser:innen fragen, was das denn 

eigentlich ist, ein Scheckheft, wünschen wir 

aber zunächst eine erbauliche Lektüre – am 

besten im Sonnenstuhl mit einem kühlen 

Getränk in der Hand!

diesem Thema befasst: Denn unsere Ausbeu-
tung hat System.

Es gehörte nicht zu meinen Plänen für 
mein Leben in Deutschland, heute hier vor 
Ihnen zu stehen. Aber die Realität einer Mig-
rantin ist immer politisch. Beispielsweise 
konnten wir ihr nicht entkommen, weil wir 
entlassen wurden, sobald wir einfach nur für 
unsere grundlegenden Rechte eingetreten 
sind, während diese Unternehmen einzig 
und allein auf Grundlage der Ausbeutung 
von migrantischen Arbeiter:innen weiter ex-
pandieren. Weil sie ganz genau wissen, dass 
niemand hinschaut. Und sie haben Recht: 
Keiner schaut hin! 

Diese Unternehmen machen – legitimiert 
durch die aktuell geltende Rechtsprechung – 
jede Errungenschaft zunichte, die sich die 
Arbeitnehmer:innen in den vergangenen 
hundert Jahren in Deutschland hart erarbei-
tet und mit ihrem Schweiß und ihrem Kör-
per erkämpft haben. Diese Zerstörung der 
Arbeitnehmer:innenrechte wird nicht bei 
den Arbeitsmigrant:innen aufhören. Unsere 
Ausbeutung ist ein Prototyp, der dazu be-
nutzt werden wird, alle Arbeitnehmer:innen 
in Deutschland zu erniedrigen und herabzu-
setzen. Dies ist die Verarmung des Lebens, 
was in Berlin bereits versucht wurde zu nor-
malisieren, indem man Armut als sexy be-
zeichnete. Dies ist die Prekarisierung des Le-
bens, ohne Ausnahmen zu machen. Und ist 
ganz und gar nicht sexy!

Das liegt vor allem daran, dass die aktuell 
mangelhafte gesetzliche Lage und andere 
staatliche Institutionen sich scheinbar eher 
darauf konzentrieren, die prekären Arbeite-
r:innen zu sanktionieren und drangsalieren, 
anstatt ihnen die Rechte zuzusprechen, die 
ihnen verfassungsmäßig zustünden. 

Ich hatte Sie, Herr Richter Kühn, bei der 
ersten Anhörung gefragt, wer hinter dieser 
Rechtsprechung von vor 70 Jahren steckt. 
Sie meinten, es stecke ein Senat dahinter, 
nicht eine einzelne Person. Aber was ich  
über den aktuellen Stand des Streikrechts in 
Deutschland gelesen habe, weist tatsächlich 
auf eine Person hinter dieser Rechtsprechung 
hin, die für das Nazi-Regime aktiv gearbeitet 
hat, nämlich Hans Carl Nipperdey. Er gab 
im Rechtsstreit um den sogenannten Zei-
tungsstreik von 1952 ein Gutachten ab, mit 
dem die Weichen für das bis heute geltende 
Streikrecht gestellt wurden. In diesem Gut-
achten wurde der Streik rechtlich beschrie-

ben als Eingriff 
in den Gewer-
bebetrieb. Das 
war eine uner-
laubte Hand-
lung. Erlaubt 
war der Streik 
nur, wenn er 
»sozialadäquat« 
war. Politische 
Streiks und ver-
bandsfreie 
Streiks sind 
nicht sozialad-
äquat und da-
mit nicht er-
laubt. 

Nipperdey 
war dann auch 
derjenige, auf 
den sich das 
Bundesarbeits-
gericht später 
berief, als es das 
erste Mal über 
einen Streik 
ohne Aufruf der 
Gewerkschaften 
zu entscheiden 
hatte. Sein 
Name ist nicht 
zuletzt auf dem 
Umschlag dieses 
Buches zu se-
hen: Gesetz zur 
Ordnung der 

Nationalen Arbeit. Es ist sogar auf Wikipe-
dia einsehbar: Es wurde am 20. Januar 1934 
von der NS-Führung erlassen. Es regelte den 
äußeren Aufbau der Betriebe und führte in 
der Wirtschaft das Führerprinzip ein. Es 
wurde durch das Kontrollratsgesetz Nr. 40 
vom 30. November 1946 und Gesetz Nr. 56 
vom 30. Juni 1947 aufgehoben. 

Sein Buch ist »aufgehoben«, aber nicht 
sein Gutachten? Ich frage mich: Wie kann 
sich ein Richter innerhalb weniger Jahre 
«entnazifizieren« und weiter das Arbeitsrecht 
bestimmen? In den 40ern Jahren war er ein 
Nazi, in den 50ern Jahren aber offensichtlich 
nicht mehr? 

Das Streikrecht auf der Grundlage des 
Gutachtens von Nipperdey wird bis heute 
unverändert ausgeübt, obwohl im Gesetz 
selbst nicht festgelegt ist, ob man nur für den 
Tarifvertrag und im Rahmen einer Gewerk-
schaft streiken darf. Das kann man in der Tat 
ein Richterrecht nennen; ein Richterrecht, 
das, unserer Ansicht nach, gegen das Grund-
gesetz, die Europäische Sozialcharta und 
grundlegende Menschenrechte verstößt. 
Aber wie Sie sicher am besten wissen: Ge-
setze sind größer als Richter:innen. Das Ge-
setz steht selbst über Richter:innen. Wie 
kann man dann guten Gewissens an diesem 
Streikrecht festhalten wollen?

Deutschland braucht Arbeitsmigran t:in-
nen nicht nur, weil wir billige Arbeitskräfte 
sind, weil wir leichter zu manipulieren, zu 
verängstigen, zu unterwerfen und zu kont-
rollieren sind. Deutschland braucht uns 
auch, weil wir das Gewissen dieses Landes 
sind. Gerade weil wir so verletzlich sind, 
stolpern wir über die Unzulänglichkeiten des 
Staates oder über den Staub, der unter den 
Teppich gekehrt wird, über den Rassismus, 
den niemand hinterfragen will – im Leben, 
bei der Arbeit und im Justizsystem.

Manchmal finden wir jedoch auch verges-
sene Schätze:

Es gibt ein Zitat aus einem Grundsatzur-
teil aus dem Jahre 1980 beim Bundesarbeits-
gericht, das ich sehr mag: »Ohne Streiks 
 wären Tarifverhandlungen nicht mehr als 
kollektives Betteln«. Das macht sehr deut-
lich, wie wichtig Streiks sind. In unserem 
Fall als prekär Beschäftigte, die nicht von 
den Gewerkschaften geschützt werden kön-
nen, geht es nicht einmal um die Tarifver-
träge, sondern um das nackte Überleben. 
Ohne unser Recht auf verbandsfreien Streik 

ist unsere Arbeit nicht mehr als moderne, 
durch Richterrecht legalisierte Sklaverei.

Der erste Artikel im Grundgesetz lautet: 
»Die Würde des Menschen ist unantastbar« 
Und es geht so weiter: »Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt«. Das wurde in die Deutsche Verfas-
sung geschrieben, damit die Schrecken des 
Nationalsozialismus keinen Platz mehr in 
dieser Gesellschaft finden, weil die Men-
schenwürde so verletzt wurde, dass sie durch 
die Verfassung geschützt werden musste.

Ich stehe heute vor Ihnen wegen eines 
Menschen, dessen Bild noch immer an den 
Wänden des Bundesarbeitsgerichts hängt; 
der zu diesen Gräueln beigetragen hat, und 
er hat es auf dem Weg des Gesetzes getan. Er 
konnte weiterarbeiten, anstatt in Nürnberg 
vor Gericht gestellt zu werden, und er trägt 
bis heute zur Verletzung unserer Würde bei, 
indem sein Erbe uns rechtlich zum Schwei-
gen und Gehorsam zwingt. Es war die eine 
Motivation, die uns alle streikenden Beschäf-
tigten zusammenbrachte: unsere Würde. 
Heute schämen sich die Menschen, wenn sie 
sagen, dass ihre Großeltern Nazis waren. Es 
scheint paradox, dass die Stimme des Geset-
zes dann so leise ist, wenn es darum geht, 
sich diesem schrecklichen Erbe zu widerset-
zen! Ich kann nicht anders, als mich zu fra-
gen, wie viele andere Gutachten, Richter-
rechte usw. von Nazirichtern immer noch 
angewendet werden.

Wenn dieser Prozess weitergehen muss, 
werden wir vor dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte landen. Denn dieser 
Rechtsstreit um Streikrechte ist ein Rechts-
streit um Arbeitsrechte und im Endeffekt ein 
Rechtsstreit um Menschenrechte. Und ich 
erachte dieses Richterrecht als einen Verstoß 
dagegen.

Heute werden Sie eine Entscheidung tref-
fen, die in jedem Fall historisch ist. Wenn Sie 
entscheiden, dass die Kündigungen rechtmä-
ßig waren, weil wir illegalerweise gestreikt ha-
ben, dann spielen Sie in die Hände jener, die 
die von Nipperdey vererbte Lücke im Streik-
recht, unsere diskriminierten und diskrimi-
nierenden Arbeitsverhältnisse ausnutzen. 
Diese Verhältnisse und diese Akteure  arbeiten 
gegen unsere Würde, unsere Hoffnungen auf 
ein besseres Leben und gegen eine gerechte 
Arbeitswelt. Sie werden diese Unternehmen 
noch mehr ermutigen und mit lauten juristi-
schen Worten sagen: Ihr, die prekär Beschäf-
tigten, verdient, was man euch antut.

So ein Entschluss wäre nicht nur die Voll-
streckung des Richterrechts, sondern auch 
die Billigung der Präsenz des Erbes des Na-
tionalsozialismus im Gesetz. Die Billigung 
der Tatsache, dass Deutschland sich seiner 
Vergangenheit auch dann nicht stellt, wenn 
ihm die Gelegenheit dazu geboten wird.

Wir fordern Sie nicht auf, neue Gesetze  
zu schaffen.

Wir fordern Sie auf, das geltende Recht 
anzuwenden, das im Schatten eines schändli-
chen Präzedenzfalls ungehört bleibt.

Abschließend möchte ich eine filmbezo-
gene Anmerkung machen: Haben Sie jemals 
einen guten Film gesehen, in dem die Men-
schen, die für ihre Rechte gegen jede Form 
der Ausbeutung oder gegen ein rechtsein-
schränkendes Gesetz kämpfen, die Antago-
nisten, die Bösewichte waren? Ich bin mir si-
cher, dass die Antwort darauf nein lautet. 
Denn so funktioniert die Kunst und die Ge-
schichte. Sie machen aus den Unzulänglich-
keiten der Gegenwart ein Gebot. Es gibt nur 
eine unterstützenswerte Seite in dieser Ge-
schichte, und das ist unsere Seite. Dorthin 
wird die Gerechtigkeit schließlich gehören, 
und hoffentlich auch Sie mit Ihrem Urteil 
heute.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit«

Duygu Kaya
für das Gorillas Workers Collective

Anm. der Red.: Der Fortschritt ist ein Januskopf. Der 
Richter erklärte die Kündigung für rechtens, gab den 
Kläger:innen aber in der Sache Recht...
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I m Mai 2021 beschloss die Brandenburger 
Landesregierung eine Neustrukturierung 

mit vier statt bisher sechs Arbeitsgerichtsbe-
zirken mit dauerhaften Standorten lediglich 
in Brandenburg an der Havel, Neuruppin, 
Frankfurt (Oder) und Cottbus. Zur Begrün-
dung  verwies das Justizministerium auf ein 
gesunkenes Klageaufkommen in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten. Diese Reform ge-
schah entgegen aller Kritik von Richter:in-
nen und Justizbeschäftigten und trotz der 
Bemühungen von ver.di durch eine online-
Petition das Vorhaben zu verhindern. Zwar 
sollen die Standorte Potsdam, Eberswalde 
und Senftenberg als Außenkammern  mit-
hilfe von Gerichtstagen durch die verblei-
benden vier Arbeitsgerichte weitergeführt 
werden, der Trend hin zu einer Verringerung 
der arbeitsgerichtlichen Standorte und Infra-
strukturen zeichnet sich dennoch ab. Unbe-
rücksichtigt blieb unseres Erachtens bei die-
ser Entscheidung der tatsächliche Bedarf an 
Unterstützung von Arbeiter:innen durch die 
Arbeitsgerichtsbarkeit, der sich nicht unmit-
telbar an der Anzahl an Klageanträgen ab-
lesen lässt. Medial vielfach thematisierte 
Rechtsverletzungen von saisonalen und pre-
kären Beschäftigten in Brandenburg, etwa 
von Erntehelfer:innen in der Spargel- oder 
Erdbeersaison oder von Lagerhelfer:innen 
und Paketzusteller:innen bei großen Logis-
tikunternehmen, weisen auf fortbestehende 
und sogar wachsende Herausforderungen in 
der Durchsetzung von Arbeitnehmer:in nen-
rechten hin. Die Ansiedlung von großen 
 Logistikzentren und Teslas »Gigafactory« in 
Brandenburg geht mit einer Zunahme von 
Beschäftigungsverhältnissen einher, die ver-
mehrte Arbeitsrechtsverletzungen befürchten 
lässt. Nicht zuletzt hätte die statistisch er-
fasste Zunahme an Kündigungen während 
der Coronazeit, die prekär Beschäftigte und 
Geflüchtete besonders betroffen haben (Brü-
cker et al. 2020, 39), zumindest Anlass ge-
ben sollen, eine solch schwerwiegende Ent-
scheidung zu vertagen.

Seit 2016 unterstützen wir als Berater:in-
nen der Fachstelle Migration und Gute Ar-
beit Brandenburg, eine Einrichtung von 
 Arbeit und Leben Berlin-Brandenburg 
DGB/VHS e.V., im Land Brandenburg ge-
flüchtete, mobile und migrantische Beschäf-
tigte. Unsere Beratung zielt auf die Vermitt-
lung arbeitsrechtlicher Kenntnisse und auf 
die Durchsetzung von arbeitsrechtlichen An-
sprüchen und Rechten ab. Meist kommen 
Menschen in die Beratung, weil ihnen der 
Lohn vorenthalten wird. Durch schriftliche 
Geltendmachungen der Ansprüche aus dem 
Arbeitsverhältnis und mündliche Verhand-
lungen mit dem/der Arbeitgeber:in unter-
nehmen wir den Versuch einer außerge-
richtlichen Einigung. In komplexen Fällen 
verweisen wir auf Anwält:innen und die 
Möglichkeit, mit oder ohne diese bei der 
Rechtsantragsstelle des Arbeitsgerichts eine 
Klage einzureichen. Für eine Klage beim Ar-
beitsgericht entscheiden sich die Ratsuchen-
den, die größtenteils nicht über Rechtsschutz 
verfügen, nur selten. Als arbeitsrechtliche 
 Beraterinnen erleben wir in der Tat, dass 
Arbeiter:innen sich trotz offensichtlicher und 
belegbarer Rechtsverletzungen gegen Klage-
verfahren beim Arbeitsgericht entscheiden. 
Die beobachtete Abnahme von Klagen er-
staunt uns daher nicht unbedingt, sie wirft 
vielmehr die Frage auf: Was hindert Arbei-
ter:innen in ihrem Alltag daran, ihre Rechte 
vor dem Arbeitsgericht einzuklagen, welche 
Hürden tun sich ihnen auf? Antworten auf 

diese Frage bedürfen einer Berücksichtigung 
der tatsächlichen Arbeits- und Lebensum-
stände von prekären und migrantischen 
Arbeiter:innen. 

 hürden bei der Inanspruchnah-
me von arbeitsgerichten

Rechtliche Auseinandersetzungen erfordern 
umfassende Ressourcen und Unterstützung, 
die vor allem in migrantischen Kämpfen, 
beispielsweise um Bewegungsfreiheit und 
Bleiberechte, regelmäßig von außenstehen-
den, vernetzten und gut ausgestatteten Un-
terstützungsstrukturen zur Verfügung gestellt 
werden müssen (Buckel et al. 2021). Als Be-
ratungsstelle, die zwar über den Verlauf von 
Verfahren bei Arbeitsgerichten informiert, 
aber Arbeiter:innen nicht vor Gericht beglei-
ten und vertreten kann, begleiten wir Abwä-
gungen hinsichtlich einer Klageeinreichung. 
Es gibt in Deutschland zwar Statistiken über 
die Anzahl an Klagen, aber kaum Einblicke 
in den tatsächlichen Zugang zu Arbeitsge-
richten aus der Perspektive von Arbeiter:in-
nen, die keine Klage erheben. Auch von 
 wissenschaftlicher Seite wird auf Defizite 
hingewiesen. So werfen Forscher:innen um 
Prof. Michael Wrase am Wissenschaftszent-
rum Berlin für Sozialforschung die Frage auf: 
»Welche (Rechts-)Streitigkeiten werden von 
wem vor Gericht gebracht – und welche 
nicht? Hat wirklich jede:r Bürger:in einen 
 effektiven Zugang zum Recht – oder gibt es 
ökonomische und strukturelle Barrieren bei 
der Inanspruchnahme der Rechtsinstitutio-
nen?« (Wrase et al. 2021).

Unsere Beobachtung ist, dass es unter-
schiedliche, aber nachvollziehbare Gründe 
gibt, die in der Praxis dazu führen, den Gang 
zum Arbeitsgericht nicht zu wagen. Zwar 
bieten Arbeitsgerichte einen vereinfachten 
Zugang, denn es gibt keinen Anwaltszwang 
und eine mündliche Klageerfassung bei der 
Rechtsantragsstelle der Gerichte ist prinzi-
piell möglich. Auch haben wir durchaus po-
sitive Erfahrungen mit Arbeitsgerichten und 
Rechtsantragsstellen gemacht, deren Mitar-
beitende sich um Zugänglichkeit und Ver-
ständlichkeit bemühen. Trotzdem hängen 
die Zugangsmöglichkeiten von den individu-
ellen Ressourcen und der ökonomischen wie 
rechtlichen Situation der Arbeiter:innen ab.

 

Prekarisierte lebenslagen als 
Grund für die Entscheidung 
gegen eine Klage

Lohnabhängige, insbesondere im Niedrig-
lohnsektor, sind auf die pünktliche und voll-
ständige Auszahlung ihres Lohns angewiesen, 
um für ihre täglichen und monatlichen Le-
bensunterhaltskosten aufkommen zu kön-
nen. Wenn der Lohn ausbleibt oder unvoll-
ständig ausgezahlt wird, kann dies Arbeite- 
 r:innen und ihre Familien in existenzielle 
Krisen stürzen. Prekär Beschäftigte haben 
daher kaum Kapazitäten, sich mit der Ein-
forderung ihrer Löhne, die sich teils über 
Monate hinziehen kann, zu befassen. Sie 
müssen ihre Energie darauf konzentrieren, 
zeitnah eine neue und auskömmliche Be-
schäftigung zu finden. Für viele Migran t:in-
nen und Geflüchtete stehen zudem die Si-
cherung und Verstetigung eines dauerhaften 
Aufenthalts in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit.

Neben dem hohen Zeitaufwand und der 
psychischen Belastung kann auch die finanzi-
elle Belastung durch ein arbeitsrechtliches 
Verfahren hoch und von Beginn an nicht ab-
sehbar sein. Prekär Beschäftigte haben aber in 
der Regel keine Rücklagen, um ein aufwendi-
ges und Kosten erzeugendes Verfahren zu 
führen. Jede/r Verfahrensbeteiligte trägt die 
Kosten der eigenen Anwält:in in der Gütever-
handlung selbst. Zwar besteht bei geringen 
Einkünften die Möglichkeit, Prozesskosten-
hilfe in Anspruch zu nehmen, diese ist aller-
dings zurückzuerstatten, wenn in den darauf-
folgenden vier Jahren das Einkommen steigt. 
Bei Klagen migrantischer Beschäftigter, die 
nicht fließend Deutsch sprechen, wird zur 
Verständigung während einer Verhandlung 
die Anwesenheit eine:r Dolmet scher:in benö-
tigt, deren Honorar sich derzeit auf 85 Euro 
pro Stunde beläuft. Diese Dolmetscherkosten 
werden bei einem Vergleich in der Gütever-
handlung zumeist zur Hälfte der Kläger:in 
und zur Hälfte der Beklagten auferlegt. 

Der mit Gerichtsprozessen verbundene 
Aufwand und die finanzielle Belastung wer-
den häufig nicht hinreichend durch die po-
tentiellen Ergebnisse des Gerichtsverfahrens 
wettgemacht. Vor dem Arbeitsgericht be-
kommen die Kläger:innen im allerbesten Fall 
nur das, was der Arbeitgeber hätte leisten 
müssen. Richter:innen streben zur Beschleu-
nigung eines Verfahrens in einer Gütever-
handlung einen Vergleich, also eine gütliche 

Einigung, an. Der Gesetzgeber schafft außer-
dem Anreize für den Abschluss eines Ver-
gleichs, indem er Anwält:innen eine Ver-
gleichsgebühr in Aussicht stellt. Unserer 
Erfahrung nach unterbreiten Richter:innen, 
deren individuelles Vorgehen in der Praxis 
sehr unterschiedlich ist, nicht selten die 
Hälfte der geforderten Summe als Vergleichs-
vorschlag, insbesondere wenn die Arbeite-
r:innen den Umfang der geleisteten Arbeits-
stunden nicht ausreichend dokumentieren 
und nachweisen können. Sollten die Kläge-
r:innen vor Gericht Recht bekommen, so 
stellt sich in einem weiteren Schritt noch die 
Frage, ob die Arbeitgeber:innen zahlungsfä-
hig und zahlungsbereit sind. Ist dies nicht 
der Fall, so hat das Urteil nicht zur Folge, 
dass die Ratsuchenden zu ihrem Geld kom-
men. Im weiteren Verlauf müssen sie ggf. 
noch Kosten für die Zwangsvollstreckung in 
Form eines Gerichtsvollziehers tragen, da sie 
hier einen Vorschuss leisten müssen. Viel-
leicht haben sie auch eine anwaltliche Vertre-
tung beauftragt, wodurch sie zusätzliche 
Kosten riskieren.

Für undokumentierte Beschäftigte oder 
Arbeiter:innen ohne Aufenthalts- und Ar-
beitserlaubnis besteht nicht zuletzt die Ge-
fahr, selbst ein Bußgeld auferlegt zu bekom-
men, und die Angst steht im Raum, dass 
Kenntnisse über einen illegalisierten Aufent-
halt an die Ausländerbehörden gemeldet 
werden. Tatsächlich besteht darüber aber 
eine Übermittlungspflicht der Arbeitsge-
richte an die Ausländerbehörde, über die in 
der Beratung aufgeklärt werden muss, sowie 
das Risiko der Ermittlungen durch den Zoll 
gegen die Beschäftigten wegen nicht abge-
führter Sozialabgaben (vgl. Kamp 2020, 
203). Eine solche Meldung, zu der Behörden 
in der Regel nach §87 AufenthG verpflichtet 
sind, können wiederum Beschäftigungsver-
bote, Beendigung von Aufenthaltstiteln und 
Abschiebungen zur Folge haben. Daher 
müsste es hier (wie beispielsweise im Ge-
sundheitsbereich) eine Ausnahme von der 
Meldepflicht für Arbeitsgerichte geben. 
Nicht zuletzt wäre es für undokumentierte 
Beschäftigte wichtig Arbeitsrechte auch indi-
rekt geltend machen zu können, wie zum 
Beispiel durch ein Verbandsklagerecht1 für 
Gewerkschaften, arbeitnehmer- oder gewerk-
schaftsnahe Vereine oder Beratungsstellen.

Einige sozialrechtliche Regelungen sind 
der Entscheidung von Arbeiter:innen für den 
Gang zum Arbeitsgericht nicht zuträglich. 
Einfluss haben Einkommensanrechnungsre-
gelungen des SGB II, die sich unmittelbar 

auf die Frage auswirken, ob Arbeiter:innen 
ihre ausstehenden Löhne beim Arbeitsgericht 
einklagen: Sollten Klagende nach der Been-
digung eines Arbeitsverhältnisses erfolgreich 
ihren Lohn beim Arbeitsgericht einklagen, so 
rechnet ihnen in der Folge das Jobcenter 
oder das Sozialamt nach dem so genannten 
»Zuflussprinzip« dieses Geld als Einkommen 
im laufenden Monat an. Dem/der Klagen-
den, der/die womöglich durch den ausgefal-
lenen Lohn Schulden gemacht hat, stehen 
die eingeklagten Gelder somit, auch wenn sie 
sich auf die Vergangenheit beziehen, nicht 
mehr zur Verfügung. Das Zuflussprinzip ver-
ringert also unmittelbar eine möglicherweise 
vorhandene Motivation zu klagen. 

Monika Fijarczyk vom Berliner Bera-
tungszentrum für Migration und Gute Ar-
beit (BEMA) problematisiert darüber hi- 
naus den Übergang der Ansprüche des/der 
Arbeite r:in gegen den/die Arbeitgeber:in auf 
das Jobcenter entsprechend § 115 SGB X. 
Dieser führt dazu, dass ein:e Arbeitende:r 
fortan nicht mehr Gläubiger:in der Lohnan-
sprüche in Höhe der erbrachten Leistungen 

Institutionelle Hürden  
auf dem Weg zu mehr Gerechtigkeit
Warum setzen wenige prekäre migrantische Beschäftigte ihre Arbeitsrechte durch? – von Mouna Maaroufi und Maria Seidel*



express 6/2022  5 

ist (hierfür bräuchte sie/er eine Vollmacht 
des Jobcenters). Die Entscheidung für oder 
gegen eine Klage liegt nun in der Hand der 
Jobcenter: Eine Information darüber, in wel-
cher Häufigkeit Jobcenter nach einem An-
spruchsübergang ausstehende Löhne gegen-
über dem/der Arbeitgeber:in einklagen, liegt 
uns nicht vor. Wir können nur vermuten, 
dass es in vielen Fällen nicht zu einer weite-
ren Verfolgung der Ansprüche des Jobcenters 
gegenüber dem/der Arbeitgeber:in kommt.

 Barrieren beim zugang zu 
arbeitsgerichten

Der vor einem Jahr getroffene Beschluss, im 
Land Brandenburg Arbeitsgerichte zu schlie-
ßen ‒ ein Vorhaben, das parallel zu einer 
Medienberichterstattung verläuft, die ekla-
tante Arbeitsrechtsverletzungen thematisiert 
‒ spricht dafür, dass es zum einen an Reprä-
sentanz der Perspektive prekärer und migran-
tischer Arbeiter:innen fehlt. Zum anderen 
mangelt es an einer tatsächlichen Inan-
spruchnahme von Arbeitsrechten und somit 
sozialen Menschenrechten. Denn es geht in 
der Regel um die Durchsetzung von exis-
tenzsichernden Mindestlohnansprüchen. Ar-

beitsgerichte sind kein Luxus, sondern eine 
Institution zur Sicherung von Rechtsansprü-
chen. Wie Wrase et al. argumentieren, kann 
»eine sozial besonders ungleiche Inanspruch-
nahme des formellen Justizsystems durchaus 
als Indiz für eine Verletzung des Rechts auf 
gleichen Rechtszugang« verstanden werden, 
die insbesondere eingewanderte und nicht-
weiße Personen betrifft. Sie verweisen dem-
entsprechend auf die Erfordernis, der »Inan-
spruchnahme von Recht durch von Rassis- 
mus betroffene Personen in Deutschland 
empirisch« nachzugehen (2021).

Wenn die Rechtsantragsstellen der Ar-
beitsgerichte verkürzte Öffnungszeiten an-
bieten, räumlich weiter entfernt liegen und 
ihren Angestellten weniger Zeit für die Ent-
gegennahme von Klageanträgen zur Verfü-
gung steht, zugleich noch keine einfach zu 
bedienenden digitalen Tools zur Klageer-
hebung bereitstehen, erschwert dies für pre-
kär Beschäftigte, im besonderen Maße 
Pendler:innen, den Zugang erheblich. Dazu 
kommt, dass der Zugang zu den Arbeitsge-
richten für Beschäftigte, die nicht fließend 
Deutsch sprechen, erschwert ist. Unserer Er-
fahrung nach gibt es keine Rechtsantrags-
stelle in Brandenburg, die Informationen 
über das arbeitsgerichtliche Verfahren in an-
deren Sprachen bereithält oder die Dienste 
von Dolmetscher:innen in Anspruch nimmt; 
und es kommt vor, dass Antragstellende mit 
Verweis auf ihre zu geringen Deutschkennt-
nisse in der Rechtsantragsstelle abgewiesen 
werden. Dieses Problem der Verständlichkeit 
der juristischen und bürokratischen Sprache 
stellt sich auch für Muttersprachler:innen, 
die Antragsformulare ausfüllen und Ansprü-
che beziffern müssen. Die Mitarbeiter:innen 
der Rechtsantragsstellen sind darauf ange-
wiesen, dass Klageanträge eindeutig und un-
ter der Berücksichtigung aller Ansprüche 

formuliert sind. Die genaue Bezifferung der 
Ansprüche erweist sich jedoch oft als schwie-
rig, da allgemeinverbindliche und tarifver-
tragliche Regelungen, die unter Umständen 
greifen, oft unbekannt sind, die Dokumenta-
tion der Arbeitszeit nicht durchgängig ge-
führt oder den Beschäftigten nicht zur Ver-
fügung gestellt wurde und der zeitliche 
Handlungsspielraum durch verkürzte Aus-
schlussfristen von Ansprüchen verringert 
wird. Zudem existiert kein flächendecken-
des, an prekären Arbeitsbedingungen orien-
tiertes Angebot an Aufklärung über Arbeits-
rechte, arbeitsrechtlicher Beratung und 
Unterstützung im arbeitsrechtlichen Ver-
fahren.

Als arbeitsrechtliche Beraterinnen für ge-
flüchtete, migrantische, mobile und zumeist 
prekär Beschäftigte erleben wir, wie sich der 
aufenthaltsrechtliche und der gesellschaftli-
che Status von Migrant:innen auf die Bezie-
hung zwischen Arbeitgeber:in und Arbeite-
r:in zu Ungunsten von Arbeitenden aus- 
wirkt. So beobachten wir auf der einen Seite, 
dass migrantische Beschäftigte bezweifeln, ob 
sie vor Gericht Erfolg haben werden und ob 
der Gang zum Arbeitsgericht sich nicht ne-
gativ auf ihre Bleibeperspektive in Deutsch-
land auswirke. Auf der anderen Seite sehen 

wir uns immer wieder mit einer Haltung von 
Arbeitgebern konfrontiert, die ihr fehlendes 
Unrechtsbewusstsein gegenüber den von ih-
nen verübten Rechtsverletzungen offenlegt. 
So behaupten Arbeitgeber:innen vielfach, sie 
hätten »ihren« migrantischen Beschäftigten 
einen Gefallen getan, indem sie ihnen Arbeit 
gegeben hätten. Einige Arbeitgeber:innen 
rechtfertigen ihre Ausbeutung von Arbeits-
kräften, indem sie eine Täter-Opfer-Umkehr 
vornehmen und sich selbst als Wohltäte r:in-
nen darstellen. In dieser Logik greifen sie ar-
gumentativ nicht nur auf eine gesellschaft-
lich verbreitete Annahme zurück, der zufolge 
Rechtsverletzungen an Migrant:innen weni-
ger schwer wiegen, sondern auch auf ein ver-
breitetes sozialpolitisches Verständnis, nach 
dem die Arbeitsmarktintegration von Mi-
grant:innen und Geflüchteten ‒ insbeson-
dere seit dem langen Sommer der Migration 
2015 ‒ die höchste Priorität habe (Löw 
2021). Im Sinne von »Arbeit um jeden Preis« 
treten die tatsächlichen Arbeitsbedingungen 
und Arbeitsrechte in den Hintergrund (Ba-
sisdemokratische Linke Göttingen 2017).

Migrant:innen und Geflüchtete werden 
zwar auch in Deutschland zunehmend als 
Arbeiter:innen und als potentielle Fachkräfte 
angesprochen, aber gleichzeitig auf stratifi-
zierte Weise in bestehende Machtverhältnisse 
auf dem Arbeitsmarkt eingeschlossen. Mez-
zadra und Neilson (2013) sprechen dies-
bezüglich von »differenzieller Inklusion«. 
Insbesondere in den wechselhaften und un-
vorhersehbaren Arbeitsprozessen von Leihar-
beitenden, einer Branche, in der Geflüchtete 
überproportional repräsentiert sind (Berlin-
Institut 2019), stellen wir immer wieder eine 
Vielzahl an fragmentierten und ungleichen 
Bedingungen fest: Dies betrifft die Erreich-
barkeit der Arbeitsorte, Anfahrtswege, Ar-
beitszeiten bzw. Einsatzzeiten und die Häu-

figkeit der Einsätze. Dies ist insbesondere für 
Menschen, die in schlecht angebundenen 
Unterkünften leben, nebenher noch einen 
Deutschkurs besuchen oder andere repro-
duktive Verpflichtungen haben, schwierig zu 
organisieren. Der Umgang mit prekären und 
ungleichen Arbeitsbedingungen kann nicht 
verstanden werden, wenn nicht weitere Le-
bensumstände betrachtet werden: Neuzuge-
zogene Arbeitende sorgen sich nicht nur um 
ihr Arbeitsverhältnis und ihre Arbeitsmarkt-
teilhabe, sondern auch um ihre Bildung und 
deren Anerkennung, ihre sozialrechtliche 
 Situation, ihren Aufenthaltstitel, ihre Wohn-
bedingung, ihre Gesundheit und so weiter. 
Prekaritäten in all diesen Lebensbereichen 
hängen zusammen, müssen gegeneinander 
abgewogen werden und damit fallen auch 
Entscheidungen darüber, welche Rechte und 
Verbesserungen angestrebt und erkämpft 
werden und welche zunächst in den Hinter-
grund treten.

 Perspektiven für eine Öffnung 
der arbeitsgerichte

Die Zahl nicht-deutscher Staatsangehöriger 
in Brandenburg hat sich seit 2012 verdop-

pelt und belief sich 2019 auf 132.000 Men-
schen (Höhne u. Porep 2021, 12). Insbeson-
dere in der Logistikbranche und in weiteren 
Dienstleistungsbereichen (allem voran in der 
Leiharbeit) haben die Bedeutung und die 
Anzahl migrantischer Beschäftigter stark zu-
genommen (ebd., 27). Sie alle haben ein 
Recht auf Schutz ihrer Arbeitsrechte, denn 
Arbeitsgesetze unterscheiden nicht nach 
Herkunft. Die beschriebenen sozialen und 
ökonomischen Machtverhältnisse wirken 
sich jedoch in direkter Weise darauf aus, in 
welchem Umfang, mit welchen Mitteln und 
schließlich mit welchem Erfolg Arbeitsrechte 
erstritten werden.

Wir wünschen uns eindeutige Bekennt-
nisse durch politische Vertreter:innen, dass 
Arbeitsrechte für alle gelten, unabhängig von 
der Herkunft – eine Haltung, die gelebt, ak-
tiv unterstützt und (infra)strukturell unter-
füttert werden muss. Es bedarf öffentlicher 
Institutionen, die diese Rechte sicherstellen. 
Vertreter:innen der Politik sind gefordert, die 
Zugänge und die Inanspruchnahme öffentli-
cher Einrichtungen, so auch von Arbeitsge-
richten, zu garantieren und Rechtssicherheit 
herzustellen. Dies gilt vor allem für migran-
tische und prekär Beschäftigte. Sie sind im 
besonderen Maße auf die Dienste der Ar-
beitsgerichte sowie deren Zugänglichkeit an-
gewiesen.

Der Weg zum Arbeitsgericht, also die In-
anspruchnahme individueller zivilrechtlicher 
Mittel, eröffnet Beschäftigten die Möglich-
keit, trotz ihrer Abhängigkeiten von dem/der 
Arbeitgeber:in ihre Rechte durchzusetzen, 
denn außerhalb der Arbeitsgerichtsbarkeit 
fehlt es an staatlichen Institutionen, die die 
Einhaltung der Arbeitsrechte nicht nur effek-
tiv kontrollieren, sondern auch individuelle 
Ansprüche verfolgen. Der in Deutschland 
für die Kontrolle der Einhaltung des Min-

destlohns zuständige Zoll hat bedauerlicher-
weise dadurch, dass er zugleich für die Be-
kämpfung von sogenannter »Schwarzarbeit« 
zuständig ist, eine Doppelrolle, durch die 
Arbeitnehmende zugleich als Opfer wie auch 
als Beschuldigte wahrgenommen werden. Es 
gibt in Deutschland im Fall arbeitsrechtli-
cher Verstöße keine behördlichen Beschwer-
destellen oder Arbeitsinspektionen, die  
Arbeitende bei der Einforderung ihrer Lohn-
ansprüche unterstützten.

 Von erfolgten Klagen 
und Kämpfen

Als Beraterinnen von prekären und migran-
tischen Beschäftigten freuen wir uns, wenn 
diese nach Rechtsverletzungen den Willen 
aufbringen, vor einem Arbeitsgericht zu kla-
gen. Was motiviert die Betroffenen, trotz der 
oben erwähnten Hürden vor das Arbeitsge-
richt zu ziehen?

Einige Ratsuchende erhoffen sich durch 
ein arbeitsgerichtliches Verfahren eine Wie-
dergutmachung, die ihnen nicht nur aus fi-
nanziellen Gründen wichtig ist. Sie möchten 
Recht bekommen und Gerechtigkeit erfah-
ren, wo ihnen Unrecht angetan worden ist, 
und sie verlassen sich dabei auf eine funktio-
nierende Rechtsstaatlichkeit. Häufig liegt der 
Entscheidung der Ratsuchenden aber auch 
ein solidarischer Bezug zu anderen prekären 
und migrantischen Arbeitenden zu Grunde. 
So artikulieren sie ihre Hoffnung, den/die 
Arbeitgeber:in davon abzuhalten, zukünftig 
andere Menschen auszubeuten, indem sie 
mit einem positiven Beispiel vorangehen.

Dies zeigte sich im Falle eines geflüchteten 
Ratsuchenden, der seit einigen Jahren in 
Ostbrandenburg lebt und als Paketzusteller 
für einen Subunternehmer eines großen 
 Logistikunternehmens beschäftigt war. Er 
wandte sich an uns, da ihm von seinem 
 letzten Monatslohn von 1.000 Euro netto 
knapp die Hälfte abgezogen worden war. Be-
gründet wurde dies mit verloren gegangenen 
Paketen, deren Verlust dem Paketzusteller al-
lerdings nicht bekannt war. Nachdem der 
Arbeitgeber sich nicht an einer Einigung in-
teressiert zeigte, informierten wir den Ratsu-
chenden über die Möglichkeit einer Zah-
lungsklage. Der Arbeiter, der über einen 
gesicherten Aufenthaltstitel verfügt und sich 
nicht unterstellen lassen wollte, er habe seine 
Arbeit nicht gewissenhaft erledigt, entschied 
sich zur Klage mit der Begründung, dass das 
ihm Erfahrene bei diesem Arbeitgeber Sys-
tem habe. Denn wie er beteuerte und ihm 
auch das Jobcenter bestätigt habe, sei dies 
zuvor anderen Kolleg:innen widerfahren und 
werde wieder geschehen. Auch als wir ihn 
darüber aufklärten, dass der Betrag, den er 
vor dem Arbeitsgericht erkämpfen könnte, 
dem sogenannten »Zuflussprinzip« nach von 
seinen Sozialleistungen beim Jobcenter abge-
zogen werde, erklärte er, es ginge ihm ums 
Prinzip und nicht ums Geld. Er lehnte den 
ungünstigen Vergleichsvorschlag des Richters 
ab und erstritt ohne anwaltliche Vertretung 
die volle Summe zurück. In der Folge kon-
taktierten uns weitere Beschäftigte desselben 
Arbeitgebers, die sich offensichtlich durch 
den erfolgten erfolgreichen Rechtskampf er-
mutigt sahen.

 Praktische Konsequenz: ausbau 
von institutionellen zugängen 

Unsere Überlegungen in diesem Beitrag be-
ruhen auf Erfahrungswerten aus der Bera-
tungspraxis, nicht jedoch auf empirischen 
Untersuchungen über den Zugang zu Ge-
richten, deren Mangel auch Wrase et al. 
(2021) beklagen. Wir meinen, dass die effek-
tiven Zugänge von marginalisierten Perso-
nengruppen zu den Arbeitsgerichten in 
Deutschland systematisch und empirisch un-
tersucht werden sollten. Auf der Grundlage 
wissenschaftlicher Untersuchungen zur »Res-
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ponsivität«, also der Bereitschaft oder Fähig-
keit der Arbeitsgerichte, die Lebensrealität 
marginalisierter Menschen im Klageverfah-
ren zu berücksichtigen (vgl. Wrase et al. 
2021), sollten praxisnahe Konzepte entwi-
ckelt und implementiert werden, damit Zu-
gänge zu den Arbeitsgerichten verbessert 
werden. Auch qualitativ sollte der Frage 
nachgegangen werden, bei welchen Rechts-
verletzungen es gemessen an der tatsächli-
chen Häufigkeit bei prekären und migranti-
schen Beschäftigten zu Klagen kommt und 
wo nicht. Die Fachanwältin für Arbeitsrecht 
Manuela Kamp (2020) beispielsweise lenkt 
ein Augenmerk darauf, dass Klagen, die über 
typische Lohnklagen hinausgehen, etwa im 
Bereich des Arbeitsschutzes und des Schutzes 
vor Diskriminierung am Arbeitsplatz, in der 
Praxis selten erhoben werden, und somit Lü-
cken entstehen, in denen es trotz vorhande-
ner Gesetze an Rechtssicherheit fehlt.

Entsprechend dem Grundsatz »Wissen 
schützt« wünschen wir uns eine flächende-
ckende mehrsprachige Verbreitung von In-
formationen über Arbeitsrechte und Arbeits-
gerichtsverfahren, über die nach wie vor viel 
Unkenntnis herrscht. Um Arbeitsrechte 
praktisch werden zu lassen, sollten (Infra-)
Strukturen der Unterstützung für den Zu-
gang zum Arbeitsgericht geschaffen werden. 
Diese sollten so gestaltet und ausgestattet 
werden, dass sie eine gerechte Verfügbarma-
chung von Ressourcen trotz ungleicher Aus-
gangslagen und prekärer Lebensbedingun-
gen ermöglichen. Für eine »interkulturelle 
Öffnung«, die der Heterogenität der Gesell-
schaft entspricht, erachten wir insbesondere 
die sprachliche Öffnung der Arbeitsgerichte 
als unerlässlich: Klageformulare und Infor-
mationsmaterialien sollten mehrsprachig so-
wie in einfacher Sprache verfasst werden. Es 
sollten Dolmetscherdienste hinzugezogen 
werden oder Mitarbeitende in den Rechts-
antragsstellen eingestellt werden, die über 
weitere Sprachkenntnisse verfügen, z.B.  
Arabisch, Englisch, Farsi und Polnisch. 
Schließlich sollten Mitarbeiter:innen, Rich-
ter:innen und politische Entscheidungs trä-
ger:innen genügend für die Lage von prekär 
beschäftigten migrantischen Arbeitenden 
sensibilisiert sein, um nicht zu riskieren, 
weitere Hürden auf dem Weg zu Gerechtig-

keit zu errichten. Ein gleichberechtigter 
 Zugang von zugewanderten sowie nach 
Deutschland pendelnden Antragstelle-
r:innen bei Arbeitsgerichten setzt voraus, 
dass Zugangsbarrieren abgebaut und die 
Auswirkungen von Prekarität und struktu-
rellem Rassismus berücksichtigt werden.

*  Mouna Maaroufi hat in den letzten sechs Jahren bei 
der Fachstelle Migration und Gute Arbeit Brandenburg, 
einer arbeitsrechtlichen Beratungsstelle, gearbeitet und zur 
umkämpften Vermittlung von Geflüchteten in Ausbildung 
und Leiharbeit promoviert. Seit diesem Jahr ist sie als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Universität Ham-
burg beschäftigt. Kontakt: Mouna.maaroufi@uni-ham-
burg.de
Maria Seidel, Sozialarbeiterin und Soziologin, arbeitet 
seit drei Jahren im Team der Fachstelle Migration und 
Gute Arbeit Brandenburg. Sie berät, informiert und 
unterstützt zugewanderte Menschen zu arbeitsrechtlichen 
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I n der privaten Versicherungswirtschaft, 
soweit es die Kernunternehmen und nicht 

die ausgelagerten Servicegesellschaften be-
trifft, gibt es eine sehr ungewöhnliche Aus-
gangslage: Ca. 90 Prozent der Beschäfti-
gungsverhältnisse bestehen mit Arbeitgebern, 
die der unmittelbaren Tarifbindung unterlie-
gen. Trotz eines im Vergleich mit der Indus-
trie deutlich schlechteren Organisationsgra-
des der Beschäftigten und entsprechend 
geringerer Durchsetzungsmacht ist die Tarif-
bindung in jedem Branchenvergleich außer-
gewöhnlich hoch.

In zwei Schritten werden die Tarifentgelte 
angepasst: zum 1. September 2022 um drei 
Prozent und zum 1. September 2023 um 
weitere zwei Prozent. Die Ausbildungsvergü-
tungen steigen dann jeweils um 50 Euro, das 
entspricht deutlich mehr als vier Prozent. 
Für die Angestellten gibt es im Mai 2022 
und im Mai 2023 eine Einmalzahlung von 
550 Euro und 500 Euro. Die Laufzeit von 
26 Monaten (1. Februar 2022 bis 31. August 
2024) ist für Branchenverhältnisse noch 
nicht einmal besonders lang.

Materiell bewegt sich das Ergebnis im 
Großen und Ganzen im Rahmen der aktuel-
len Abschlüsse der Finanzdienstleistungs-
branche. Die Tarifentgelte, z.B. bei der Post-
bank, steigen in zwei Stufen um 3,1 Prozent 
und 2,1 Prozent. Zwei Einmalzahlungen in 

Höhe von 750 Euro in den beiden Jahren 
kommen dort dazu.

Wie bei vielen anderen aktuellen Ab-
schlüssen auch kann die Inflation nicht auf-
gefangen werden.

Bemerkenswert sind drei Aspekte: 

	Der digitale Streik

Die Versicherungen waren während der Pan-
demie zu einer typischen Homeofficebranche 
geworden. Unter dem Vorzeichen der »Mo-
bilen Arbeit« wird das Homeoffice in den 
meisten Unternehmen in den Regelbetrieb 
überführt. Remotequoten von 40 bis 60 Pro-
zent sind nichts Besonderes. Unter diesem 
Vorzeichen stellen sich neue Fragen: Wie 
streikt es sich im Homeoffice, wo doch Akti-
onen und Streiks schon aus sich heraus für 
Interaktion und reales Zusammenkommen 
stehen? Die Unsicherheit, ob eine Gewerk-
schaft unter Remotebedingungen streik- und 
aktionsfähig ist, weil sich nur eine Minder-
heit im physischen Betrieb zusammenfinden 
kann, war groß. Die neuen virtuellen Streik-
versammlungen per Videoschalte und hyb-
ride Formate haben ihre Bewährungsprobe 
bestanden. Es bleibt aber ein zwiespältiges 
Resümee: Die neuen Formate sind durchaus 
niedrigschwelliger angelegt, das ist ein Vor-

teil für die Mobilisierung. Andererseits ist die 
reale Begegnung im Streiklokal, auf der 
Streikversammlung ein Wert für sich.

Im Vorfeld eines Arbeitskampfes müssen 
auch die digitalen Zugangsrechte der Ge-
werkschaften in den virtuellen Betrieb nach-
geschärft werden. Der Streikaufruf muss 
schließlich rechtzeitig im Homeoffice ankom- 
men. Und: Es geht nicht nur um die Mit-
gliederansprache. Bei den Versicherungen 
streiken auch viele Nichtorganisierte mit.

	Politikum teilzeit

Neben den Einkommensthemen ging es in 
der Tarifrunde um die Gestaltung der Teil-
zeitarbeit. Ein nicht zu unterschätzender 
Punkt ist, dass ab dem 1. Oktober 2022 die 
Überstundenzuschläge auch bei Teilzeitbe-
schäftigten ab der ersten Stunde fällig wer-
den und nicht erst dann, wenn die Regelar-
beitszeit überschritten wird. Jetzt ist diese 
Diskriminierung im Tarifvertrag beseitigt.

Die andere Forderung aus dem Teilzeitpa-
ket hat es leider nur zu einer Verhandlungs-
verpflichtung geschafft: das Rückkehrrecht 
der Teilzeitbeschäftigten zur Vollzeit. Teilzeit 
ist im Innendienst der Versicherungen weit 
verbreitet: Mehr als 26 Prozent der Beschäf-
tigten arbeiten in Teilzeit, davon sind 70 

Prozent Frauen. Die meisten Teilzeitverträge 
im Bestand kennen kein Recht auf Aufsto-
ckung. Brückenteilzeit gibt es erst seit weni-
gen Jahren.

Der Kampf gegen die sprichwörtliche 
Teilzeitfalle und gegen die Diskriminierung 
von Teilzeitbeschäftigten ist bei den Beschäf-
tigten im tarifpolitischen Ranking hoch be-
wertet und mobilisierungsfähig.

	Üt-Beschäftigte und tarifvertrag

Insbesondere in den Hauptverwaltungen der 
Versicherungen gibt es einen beträchtlichen 
Anteil – teilweise mehr als 20 Prozent der 
Beschäftigten –, deren Entgelt im übertarifli-
chen Bereich liegt. Nichtsdestotrotz haben 
diese Arbeitsverhältnisse vielfältige Bezüge 
und Abhängigkeiten zum Tarifvertrag. Umso 
wichtiger daher, dass auch in dieser Tarif-
runde der Evergreen der Arbeitgeberforde-
rungen abgewehrt werden konnte, die über-
tariflich Beschäftigten aus den Schutzrege- 
lungen zur Arbeitszeit im Manteltarifvertrag 
herauszulösen. Das wurde von dieser über-
wiegend akademisch qualifizierten Beschäf-
tigtengruppe aufmerksam registriert.

*  Günter Kaiser ist den älteren Leser:innen des express 
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A m 7. Juni lud das Berliner Lieferando-
Management die Rider des Unterneh-

mens zum »Lieferando-Stammtisch« ein. 
 Allerdings nicht, um über fehlende Lohnzah-
lungen, ausstehende Kostenübernahme für 
Arbeitsmittel und steigende Benzinpreise zu 
sprechen – Probleme, die die Rider seit Län-
gerem anprangern – sondern um bei ein paar 
Freigetränken über die »lustigsten Momente« 
auf Arbeit zu plaudern: »Sie behaupten, sie 
wüssten, wie es ist, Arbeiter:in auf der Straße 
zu sein, aber offensichtlich haben sie keine 
Ahnung«, schreibt das Lieferando Workers 
Collective (LWC) in einem Statement auf Te-
legram. »Sie geben uns ein Freigetränk, wäh-
rend sie unsere Löhne klauen und uns zwin-
gen, Kredite aufzunehmen, damit wir unsere 
Miete bezahlen können.«

Lieferando bemüht sich um ein positives 
Image, ist aber anscheinend nicht bereit, die 
Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiter:in-
nen zu verbessern. Im November 2021 hatte 
das Bundesarbeitsgericht der Klage eines 
Fahrers stattgeben: Lieferando habe Arbeits-
mittel wie Handy und Fahrrad zu stellen. 
Acht Monate später verfügen viele Fahre-
r:innen immer noch über keine komplette 
Ausrüstung, nur auf direkten Druck des 
Workers Collective hin erhielt ein Teil der 
Fahrer:innen Handys. In einem Anfang Juni 
veröffentlichten Videostatement des LWC 
empören sich diese über die Behauptung des 
Lieferdienstes, einen Stundenlohn von bis zu 
18 Euro zu zahlen. »18 Euro? Nie im Le-
ben!«, kontert eine Fahrerin im Video. Selbst 
mit Trinkgeld, das nicht zum Lohn gehöre, 
habe sie niemals annähernd so viel verdient, 
die Bezahlung liege bei 11 Euro die Stunde.

Desinformation, fehlende Lohnzahlun-
gen, immer noch keine Kostenübernahme 
für Arbeitsmittel – die Vorwürfe der Berliner 
Rider gegen Lieferando wiegen schwer. Wäh-
rend die Gewerkschaft Nahrung Genuss 

Gaststätten (NGG) bereits vom Tarifvertrag 
und 15 Euro Stundenlohn spricht, ist das 
Unternehmen offensichtlich nicht einmal 
bereit, gesetzliche Mindeststandards einzu-
halten. Auch deshalb überzeugen die Ver-
suche der NGG, die Rider auf einen Tarif-
vertrag einzuschwören, längst nicht alle 
Kolleg:innen: Bei einer Kundgebung vor  
der Berliner Zentrale des Lieferando-Mutter-
konzerns Just Eat Takeaway im Januar 2022 
stehen rund 40 Rider in Orange Spalier, 
kommen aber kaum zu Wort. Vor allem 
hauptamtliche Gewerkschaftsfunktionä- 
r:innen und Lokalpolitiker:innen reichen 
sich das Mikrofon hin und her, betonen die 
Bedeutung der Tarifbindung, lassen aber die 
Frage aus, mit welchen Mitteln ein Tarifver-
trag erkämpft werden soll.

Knapp ein halbes Jahr später ist die Lage 
nicht besser – im Gegenteil. »Es gibt eine 
große Skepsis unter den Kolleg:innen, wir 
haben seit Jahren Probleme mit fehlender 
Kommunikation. Die Gewerkschaft spaltet«, 
kommentiert Moses Weber vom Lieferando 
Workers Collective die Bildung von – neben 
einer managementnahen Liste – zwei Ge-
werkschaftslisten kurz vor den anstehenden 
Betriebsratswahlen in Berlin. Während ein 
Teil der Betriebsgruppe auf eine offene Liste 
gesetzt habe, an der Rider unabhängig von 
ihrer Gewerkschaftsmitgliedschaft beteiligt 
sein könnten, hätten die Verantwortlichen 
bei der NGG durch den Aufbau von paralle-
len Strukturen die Kommunikation zwischen 
engagierten NGG-Mitgliedern und Nicht-
Mitgliedern erschwert und die Beschäftigten 
künstlich voneinander getrennt. »Wir müs-
sen Kolleg:innen begeistern, die noch keine 
Gewerkschaftsmitglieder sind und wir brau-
chen eine starke gemeinsame Liste. Selbst 
wenn man unterschiedliche Listen macht, 
muss man sich trotzdem weiter untereinan-
der austauschen. Besonders jetzt, in einer Si-

tuation, wo es bekannt ist, dass es eine ma-
nagementnahe Liste gibt.«

Tatsächlich zeichnet sich bei mehreren 
Lieferdiensten ein Strategiewechsel in Bezug 
auf den Umgang mit Betriebsräten ab. Wäh-
rend Gorillas noch versucht hatte, die Be-
triebsratswahl zu verhindern, diese gericht-
lich anzufechten und Betriebsräte zu 
kündigen, versuchen Lieferando und Getir 
nun, die Betriebsräte zu vereinnahmen. So 
sieht Weber im »Lieferando-Stammtisch« 
letztlich ein »Scheunentreffen«, bei dem mit 
Freigetränken in einer angemieteten Bar ganz 
unverblümt Werbung für die management-
nahe Liste gemacht werde. Nach Auskunft 
des neu gegründeten Getir Workers Collective 
lud bei dem türkischen Lebensmittelliefer-
dienst Ende April ein Franchise Develop-
ment Manager spontan zu einer »Betriebs-
versammlung« im Getir-Hauptquartier 
ein – mit dem Ziel, einen Betriebsrat ohne 
Beteiligung der Rider und Picker aus den La-
gerhäusern zu gründen. In Reaktion auf 
diese Art des Union Busting formierte sich 
Protest – unterstützt von Ridern anderer Lie-
ferdienste.

Während sich im vergangenen Jahr die öf-
fentliche Aufmerksamkeit vor allem auf den 
Lieferdienst Gorillas konzentriert hatte, war 
es um Getir und andere Lieferkonkurrenten 
erstaunlich ruhig geblieben. Damit dürfte 
jetzt Schluss sein. Seit einigen Wochen tref-
fen sich erstmals Rider aus allen großen Ber-
liner Lieferdiensten – einschließlich Wolt 
und Dropp – an wechselnden Orten, um 
sich auszutauschen und mit selbstorganisier-
ten Organizing-Schulungen weiterzubilden. 
Die Hoffnung: endlich gemeinsam kämpfen, 
notfalls unabhängig von bestehenden Ge-
werkschaften. »Neu ist, dass jetzt nicht mehr 
nur die Lieferando-Betriebsgruppe die Goril-
las-Fahrer:innen unterstützt, sondern wir 
kommen als eine überbetriebliche Koalition 

von Arbeiter:innen zusammen«, begeistert 
sich Moses Weber.

Die goldene Lockdown-Zeit ist für die 
Lieferdienste vorbei und die Inflation sorgt 
für einen Rückgang der Bestellungen und 
größeren Druck von Seiten der Investoren, 
bei denen das Risikokapital nicht mehr so 
locker sitzt und die endlich Gewinnbilanzen 
sehen möchten. Da das Geschäftsmodell der 
Lieferdienste auf eine Monopolstellung auf 
den jeweiligen nationalen Märkten auslegt 
ist, verschärft sich nun der Konkurrenz-
kampf. Die Zahl der verfügbaren Schichten 
für Fahrer:innen geht zurück und Entlassun-
gen stehen auf dem Plan. So trennte sich 
jüngst Gorillas von rund 300 Verwaltungs-
mitarbeiter:innen. 

Was ist angesichts dieser Entwicklungen 
die gewerkschaftliche Strategie mit der größ-
ten Aussicht auf Erfolg? Laut Denis Neu-
mann, der an der Universitäts Leeds zu in-
ternationalen Riderkämpfen forscht, sind 
Tarifverträge für Rider, wie sie in Skandina-
vien bereits erkämpft werden konnten, in 
Deutschland noch in weiter Ferne. Aber: 
»Ein Betriebsratsmitglied von Lieferando ist 
im Weltvergleich der am besten geschützte 
Rider, zumindest auf dem Papier. Hier bie-
ten sich große Möglichkeiten, nachhaltige 
Strukturen zu schaffen und Betriebsratsarbeit 
für Organizing zu nutzen.« Im internationa-
len Vergleich zeige sich zudem, dass es sinn-
voll sein könne, als »Workers Collectives« in 
relativer Unabhängigkeit von etablierten Ge-
werkschaften zu bleiben. »Wenn Gewerk-
schaften versucht haben, Riderkämpfe zu 
vereinnahmen, hat das oftmals nicht funkti-
oniert«. 

*  Ilja Clemens Melzer ist Gewerkschaftsaktivist und freier 
Autor. Für den Blog »Unruhe im Oberrang« schreibt er 
über Vorstellungen in den freien Theatern Berlins.

Koalitionsfreiheit 2.0
In Berlin vermehren sich nicht nur die »Worker Collectives«, sie vernetzen sich auch – von Clemens Melzer*

Z ehn Jahre sind seit der Pleite des Dro-
gerie-Discounters Schlecker vergangen. 

27.000 Menschen verloren innerhalb weni-
ger Wochen ihren Arbeitsplatz. Die erste 
Entlassungswelle rollte Ende Mai 2012, die 
zweite, viel größere Welle folgte im Juni. Es 
war damit eine der größten Insolvenzen der 
bundesdeutschen Geschichte. Über 90 Pro-
zent der Entlassenen waren Frauen, mehr als 
ein Drittel davon älter als 50 Jahre. Viele 
Menschen im Land erinnern sich noch gut 
daran, kennen noch den Ort der nächstgele-
genen Schlecker-Filiale – und die ›Schlecker-
Frauen‹. Sie waren es, die mit ihrem Enga-
gement vor Ort den Erfolg des einstigen 
Marktführers begründet hatten. Die sich 
nicht selten um ›ihre‹ Filiale und die Kunden 
kümmerten, als sei es ihr eigenes Geschäft. 
Gerade in strukturschwachen ländlichen 
Räumen waren die kleinen Drogerieläden oft 
die letzten verbliebenen Einzelhandelsge-
schäfte, die eine rudimentäre Grundversor-
gung sicherstellten. Davon abgesehen, was 
bleibt heute, ein Jahrzehnt nach der Insol-
venz, woran lohnt es zu erinnern?

Zweifellos ist die Schlecker-Insolvenz eine 
Geschichte massiver unternehmerischer Fehl-
entscheidungen, etwa im Hinblick auf eine 
übermäßige Wachstumsstrategie, die weder 
durch Umsätze noch durch die Kompetenz 
des Managements gedeckt war. 40.000 Filia-
len betrieb das Unternehmen auf dem Höhe-

punkt seiner Expansion 2004. Der ›eingetra-
gene Kaufmann‹ Anton Schlecker stand ganz 
offensichtlich in Schuhen, die ihm zu groß 
waren. Fehlende Publizitätspflichten bei die-
ser Rechtsform haben intransparentes Han-
deln des Unternehmens begünstigt und so 
wohl zu dessen Untergang beigetragen. Dass 
die Schleckerfamilie trotz drohender Insol-
venz Millionen Euro beiseite schaffte, wofür 
sie wegen vorsätzlichem Bankrott 2017 ver-
urteilt wurde, machte aber noch eine andere 
Dimension sichtbar: eine Haltung, die der 
Philosoph Ernst Bloch einst als bürgerliche 
Rohheit charakterisierte. Diese trat allerdings 
auch auf Seiten politischer Entscheidungsträ-
ger zutage. Denn während die Politik noch 
wenige Jahre zuvor einen Rettungsschirm für 
Banken in der Finanzkrise aufspannte, blieb 
den von der Entlassung betroffenen Schle-
cker-Beschäftigten eine solche Auffanglösung 
verwehrt. Vor allem FDP-geführte Wirt-
schaftsministerien in einigen Ländern und 
im Bund stellten sich gegen die Einrichtung 
einer Transfergesellschaft. Diese hätte den 
Beschäftigten als vorübergehender Ersatz-Ar-
beitgeber einen ma ximal zwölfmonatigen 
Übergang unter Vermeidung von Arbeitslo-
sigkeit und bei Bezug von Transferkurzarbei-
tergelt in Höhe von 60 bzw. 67 Prozent ihres 
vorherigen Nettogehalts ermöglicht, um 
durch Maßnahmen wie Coachings, berufli-
che Qualifizierungen, Jobbörsen etc. deren 

Eingliederungsaussichten auf dem Arbeits-
markt zu verbessern. Nach erfolgreicher Ab-
sage der Transfergesellschaft verkündete der 
damalige Bundeswirtschaftsminister von der 
FDP recht rüde, nun gelte es, für die vielen 
Entlassenen eine »Anschlussverwendung« zu 
finden – als handle es sich um ausgemusterte 
Betriebsmittel. Orchestriert wurde das Ganze 
durch arbeitgebernahe Institute, die z.B. ver-
kündeten, Schlecker habe keine »Systemrele-
vanz«. Und der damalige Präsident des Deut-
schen Industrie- und Handelskammertags 
(DIHK) erklärte, die Beschäftigten müssten 
nur flexibel sein und ihre Region verlassen, 
denn es würden überall Fachkräfte gesucht. 
Dabei kamen im Frühjahr 2012 auf 25.000 
offene Stellen im Handel mehr als 14 mal so 
viele Menschen, die eine Tätigkeit in einem 
Verkaufsberuf suchten. Noch im Frühjahr 
2014 waren rund 6.000 der Entlassenen ar-
beitslos.

Vor allem aber ist die Schlecker-Ge-
schich te die Geschichte eines mutigen 
Kampfes von Beschäftigten gegenüber einer 
in vielerlei Hinsicht despotisch agierenden 
Unternehmensführung. Trotz Einschüchte-
rungsversuchen und Repressionen haben die 
›Schlecker-Frauen‹ sich in nennenswertem 
Umfang gewerkschaftlich organisiert und die 
Einrichtung von Betriebsräten im Unterneh-
men erfolgreich durchgesetzt. 1994 baten 
Schlecker-Beschäftigte in Mannheim und 

später auch an anderen Orten ihre Gewerk-
schaft um Unterstützung bei der Überprü-
fung ihrer Entlohnung. Schlecker hatte 
 seinen Mitarbeiter:innen vorgegaukelt, sie 
würden nach Tarif bezahlt. Tatsächlich beka-
men sie aber deutlich weniger. Dafür wurde 
das Ehepaar Schlecker 1998 wegen Betrugs 
verurteilt. Rund 16 Jahre dauerte dieser 
Kampf um Menschenwürde und Arbeits-
recht. Dies ist es, was auch zehn Jahre nach 
der Insolvenz noch bleibt: Die ›Schlecker-
Frauen‹ haben Geschichte geschrieben. Sie 
haben mit ihrem Kampf über viele Jahre ver-
hindert, dass Willkür und Rechtlosigkeit den 
Alltag tausender Beschäftigter prägen. Ihr 
Selbstbewusstsein und ihr Mut können heute 
noch Beispiel geben für viele Beschäftigte in 
anderen Unternehmen, die sich ähnlichen 
Restriktionen und Widerständen bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte und ihrer Inter-
essen seitens ihres Arbeitgebers gegenüberse-
hen, sei es bei Plattformunternehmen wie 
Gorillas & Co., Online-Handelsunterneh-
men wie Amazon oder beim E-Auto Herstel-
ler Tesla. Schlecker ist (in diesem Sinne: im-
mer noch) überall.

Jörg Reitzig ist Sozialökonom und Professor an der 
Hochschule für Wirtschaft und Gesellschaft in Ludwigs-
hafen. 2016 erschien von ihm »Schlecker-Pleite und die 
Folgen für die Beschäftigten: Bilanzierung einer der 
größten Insolvenzen« in der Zeitschrift Soziale Sicher-
heit (Heft 12).

Zehn Jahre Schlecker-Pleite
Von Frauen, die Geschichte schrieben – von Jörg Reitzig*
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Im express 5/2022 haben wir begonnen, 
die ersten Ergebnisse und Einschätzungen 
zu den laufenden Betriebsratswahlen zu 
veröffentlichen. Nach und nach erreichen 
uns mehr Ergebnisse und Einschätzun-
gen, die wir an dieser Stell dokumentie-
ren. Fortsetzung folgt…

 Deutsche Bahn: 
zwischen EVG und GDl

Mit über 320.000 Beschäftigten weltweit, 
davon 218.000 im Inland, und einem Ge-
samtumsatz von ca. 47 Mrd. Euro ist die DB 
AG eines der größten deutschen Unterneh-
men. Der Umsatzanteil der Logistiktochter 
Schenker AG ist dabei in den letzten Jahren 
deutlich angestiegen und lag 2021 bei 49 
Prozent.

Die DB ist nicht nur aus ökonomischen 
oder verkehrspolitischen Gründen von gro-
ßer Bedeutung. Tarif- und gewerkschaftspo-
litisch gab es in den vergangenen Jahren eine 
Reihe von Konflikten und Arbeitskämpfen. 
Dabei spielten Auseinandersetzungen und 
die Organisationskonkurrenz zwischen der 
»Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft« 
(EVG) und der »Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer« (GDL) eine viel beachtete 
Rolle. Die GDL mit ihren ca. 40.000 Mit-
gliedern ist als Spartengewerkschaft zwar 
durchsetzungsstark, befürchtet aber durch 
die Wirkungen des Tarifeinheitsgesetzes ge-
genüber der größeren EVG (186.000 Mit-
glieder) einen Bedeutungsverlust. Daher be-
treibt die GDL eine Ausweitung ihres 
Organisationsbereichs.

Vor diesem Hintergrund ist der Ausgang 
der Betriebsratswahlen bei der Deutschen 
Bahn AG besonders interessant.

Weder die EVG noch die GDL haben bis-
her abschließende Ergebnisse veröffentlicht, 
sondern nur vorläufige. Beide Gewerkschaf-
ten bewerten auf dieser Basis aber den Aus-
gang der BR-Wahl als Erfolg: Die EVG hebt 
hervor, dass sie im Vergleich zur GDL wei-
terhin die führende Kraft ist. Die GDL ih-
rerseits weist darauf hin, dass sie mit 426 
Mandaten gegenüber der BR-Wahl bei der 
DB AG 2018 einen Zuwachs von fast 100 
Betriebsratssitzen erreicht hat.

Obwohl die Zahlen für die Mandate der 
GDL in den Veröffentlichungen der beiden 
Gewerkschaften voneinander abweichen, ist 
die Dominanz der EVG bei den betriebli-
chen Interessenvertretungen der DB AG  
eindeutig. 

Allerdings gibt es Bereiche der DB, in  
denen die GDL besonders stark ist und teil-
weise über Mehrheiten in den einzelnen 
 Betriebsräten verfügt. So hat sie im Ge-
schäftsfeld DB Regio AG mit über 36.000 
Beschäftigten (lt. EVG-Auswertung vom 
14. Mai) 36 Prozent der mehr als 550 Man-
date gewonnen und in der DB Fernverkehr 
AG knapp 40 Prozent (von 86 Mandaten). 

Beide Gewerkschaften beklagen die erneut 
rückläufige Wahlbeteiligung. Sie liegt bei der 
DB AG insgesamt nur bei etwas über 50 
Prozent.  Redaktion express

 

wahlen zum Gesamtpersonalrat 
Schulen in hamburg:  
GEw und ver.di erfolgreich

Neben den Betriebsratswahlen fanden 2022 
in einigen Bundesländern auch Personalrats-
wahlen für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes statt – so auch in Hamburg. Über 
25.000 der mehr als 70.000 Landesbeschäf-
tigten arbeiten in den staatlichen Schulen. 
Neben den einzelnen Schulpersonalräten 

wurde auch der Gesamtpersonalrat Schulen 
neu gewählt. 

Er besteht aus 25 Mitgliedern, davon ver-
treten 18 die Gruppe der Beamt:innen und 
sieben die Gruppe der Arbeitnehmer:innen.

Bei den Beamt:innen konnte die GEW 
ihre starke Position gegenüber dem Deut-
schen Lehrerverband Hamburg (DLH) noch 
ausbauen: mit 84,2 Prozent der Stimmen 
steigerte sie gegenüber der letzten Wahl ihr 
Ergebnis um fünf Prozent und gewann einen 
Sitz hinzu. Der DLH hat jetzt nur noch zwei 
Sitze. Die Wahlbeteiligung lag bei etwas über 
63 Prozent.

Bei den Arbeitnehmer:innen kandidierten 
die GEW, ver.di und der DLH. Hier er-
reichte die GEW mit 54,5 Prozent zwar wie-
der die Mehrheit, musste aber eine Einbuße 
von ca. drei Prozent hinnehmen und erhielt 
wieder vier Sitze. Ver.di hat ihr Ergebnis mit 

37,5 Prozent leicht gesteigert und einen Sitz 
dazu gewinnen können (jetzt drei). Der 
DLH hat trotz eines Stimmenzuwachses um 
drei Prozent auf acht Prozent keinen Sitz er-
ringen können. Die Wahlbeteiligung lag hier 
knapp unter 50 Prozent.

Quelle: https://www.gew-hamburg.de
Redaktion express

 Fleischindustrie: 
Multilinguale Erstwähler:innen

Die Betriebsratswahlen in der Fleischindust-
rie hatten ganz besondere Vorzeichen: Seit 
dem Arbeitsschutzkontrollgesetz (2021) sind 
Werkverträge in der Fleischwirtschaft verbo-
ten; Leiharbeit ist in der Schlachtbranche 
verboten und für tarifgebundene Unterneh-
men der Fleischverarbeitung streng einge-
schränkt. Die Folge: 30.000 ehemalige 
Werkvertragsbeschäftigte, meist Osteuro-
päer:innen, wurden direkt von den Unter-
nehmen angestellt. Nimmt man die zum Teil 
hohe Personalfluktuation heraus, haben wir 
noch etliche tausend Beschäftigte, die 2022 
erstmalig an einer Wahl zum Betriebsrat teil-
nehmen konnten, als Wählende und als 
Kandidat:innen. 

Für viele Gremien, vor allem an Schlacht-
höfen, bedeutet die größere Belegschaft eine 
deutliche Vergrößerung des Gremiums und 
die Chance auf mehrere freigestellte BR-Mit-
glieder. Für die anstehenden Aufgaben, v.a. 
die Interessenwahrnehmung für multilingu-
ale Belegschaften, ist dieser Zuwachs an per-
sonellen Ressourcen auch dringend nötig. In 
einigen Fleischkonzernen wird jetzt die 
Gründung von Europäischen Betriebsräten 
angegangen, so bei Tönnies und Vion.

Es liegen uns noch nicht alle Wahlergeb-
nisse vor, aber hier eine erste Bilanz: In den 
Betrieben, in denen ehemalige Werkvertrags-

beschäftigte sich als Kandidat:innen haben 
aufstellen lassen (mit eigener Liste oder auf 
der »etablierten BR-Liste«), wurden sie oft-
mals auch gewählt. Allerdings gab es auch 
Versuche der Unternehmen, bewusst die ehe-
maligen Vorgesetzten/Vorarbeiter:innen aus 
den Werkvertragsfirmen in die Betriebsräte 
zu bekommen. Was das für die konkrete BR-
Arbeit bedeutet, ist abzuwarten: Wie immer 
ist die Findung eines Umgangs innerhalb der 
Gremien, trotz konkurrierender Listen und 
möglicher arbeitgebernaher »U-Boote« im 
Gremium, jeweils ein ganz eigener Prozess.

Betriebsräte in der Fleischwirtschaft gibt 
es nur in einem kleinen Teil der Unterneh-
men, eher in den Betriebsstätten der großen 
Schlachtkonzerne, weniger in den meist mit-
telständisch geprägten und deutlich kleine-
ren Verarbeitungsbetrieben. Die erhöhten 
Aktionen in der Branche rund um das Ar-

beitsschutzkontrollgesetz und die gewerk-
schaftlichen Kämpfe für einen Fleischmin-
destlohn und einen Manteltarifvertrag für 
die Schlachtbranche haben bislang erst zu 
wenigen erstmaligen BR-Wahlen geführt. 
Die betriebliche Erschließungsarbeit der Ge-
werkschaft NGG setzt nicht zwangsläufig als 
erstes auf Betriebsratsgründungen, zum Teil 
ist der Aufbau einer gewerkschaftlichen Basis 
als erster Schritt wichtiger. 

Interessant wird es sein, in einigen Mona-
ten zu sehen, wie sich die neu gewählten, oft 
multilingual zusammengesetzten und deut-
lich größeren Betriebsratsgremien in die be-
trieblichen Interessenkämpfe einbringen.

Johannes Specht
Leiter Tarifabteilung der Gewerkschaft 

 Nahrung-Genuss-Gaststätten, Hamburg

Die unterschätzten Wahlen, Teil II
Wasserstandsmeldungen aus ausgewählten Betrieben

Karin Fischer, Margarete Grandner (Hg.) 
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Über Zusammenhänge von Kolonialismus,  
Arbeitsverhältnissen und Naturverbrauch 
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Antipasti
Forschungsbericht  
zu Berufsverboten in Baden-
württemberg erschienen 

Ende Mai wurden die Aufarbeitung und 
lang erwarteten Ergebnisse eines For-
schungsprojekts an der Universität Hei-
delberg zur Umsetzung und den Fol- 
gen des Radikalen- und Schieß-Erlasses 
in Baden-Württemberg veröffentlicht 
(»Verfassungsfeinde im Land? Der ›Ra-
dikalenerlass‹ von 1972 in der Geschich-
te BadenWürttembergs und der Bundes-
republik). Aus den Beiträgen wird un- 
missverständlich ersichtlich, dass die 
Berufsverbote in ihrer Umsetzung fast 
ausschließlich gegen kritisch denkende 
Linke gerichtet und kollektives Unrecht 
waren. Dies hat zu massiven Grund-
rechtsverletzungen geführt und in der 
Konsequenz der Demokratie schweren 
Schaden zugefügt. Im Anschluss an die 
ARD-Dokumentation im Januar »Jagd 
auf Verfassungsfeinde – Der Radikalen-
erlass und sein Opfer« hatte die Initia-
tivgruppe gegen Radikalenerlass und 
Berufsverbote ein Schreiben an Minis-
terpräsident Kretschmann verfasst, in 
dem sie insbesondere auf den Verstoß 
der Berufsverbots-Maßnahmen gegen 
Kernnormen des Internationalen Ar-
beitsrechts (IAO/ILO-Übereinkommen 
Nr. 111) hinwies. Die Landesregierung 
hatte bislang stets betont, in der Frage 
der Rehabilitierung der Betroffenen zu-
nächst die Studie der Forschungsgruppe 
abwarten zu wollen. Nachdem diese nun 
vorliegt und zu den erwarteten Ergeb-
nissen geführt hat, erwartet die Initiativ-
gruppe schnelle Schritte zur Rehabilitie-
rung und Entschädigung aller, die unter 
der Politik der Berufsverbote gelitten 
haben. Auch eine Wiederauflage des 
Erlasses, wie sie dem Landtag in Bran-
denburg bereits in einem Gesetzentwurf 
vorliegt, lehnt die Initiativgruppe ent-
schieden ab (siehe dazu auch express 
4/2022, S. 6).

Eine ausführliche Analyse der Untersu-
chung der Universität Heidelberg kann 
unter http://berufsverbote.de/tl_files/docs/
PM25-05-22_Wolfrum-Buch.pdf herun-
tergeladen werden.

                    PROJEKTE              GENOSSENSCHAFTEN               BIOTONNE               KUNST & KULTUR
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V orsicht mit den großen Gesten der 
Welt- und Wahlerklärung: Die einen 

sehen die Renaissance der Sozialdemokratie 
nach der Bundestagswahl schon wieder be-
endet, sofern sie denn den Beginn eines 
»neuen sozialdemokratischen Jahrzehnts 
nach der Bundestagswahl (SPD-Generalse-
kretär Lars Klingbeil) für bare Münze ge-
nommen haben. Andere wiederum sehen 
die Hegemonie der »Volksparteien« – nun-
mehr erweitert um die Grünen – neu bestä-
tigt, nur weil in Düsseldorf FDP, AFD und 
Linke Boden und Zustimmung verloren ha-
ben. Sind die Grünen tatsächlich die neuen 
Dauergewinner, obgleich sie in den Land-
tagswahlen im Saarland nur wenige Wochen 
vorher noch nicht einmal in den Landtag 
gekommen sind?

Wenn sich etwas abzeichnet, dann doch, 
dass die Landtagswahlen einer eigenen zu-
meist regionalen Logik folgen und dass die 
Beliebtheit einer/eines Ministerpräsident-
Kandidat:in bundesweite Parteipräferenzen 
überlagern kann, wie die Beispiele von Da-
niel Günther und Bodo Ramelow zeigen.

Die Wahlergebnisse in Kiel und Düssel-
dorf mit der CDU als stärkster Partei kön-
nen deshalb auch nicht umstandslos auf das 
Habenkonto der Merz-CDU gebucht wer-
den. Der überragende Wahlsieger in Schles-
wig-Holstein und Ministerpräsident einer 
 Jamaikakoalition ist im Spektrum der Bun-
des-CDU ein moderat-fortschrittlicher Mer-
kelianer. Die CDU erreicht in Kiel mit 43,3 
Prozent ein Plus von 11,3 Prozent und hat 
bei den absoluten Stimmen ca.130.000 ge-
wonnen. Die SPD im Norden hat dabei fast 
doppelt so viele Stimmen an die CDU 
(62.000 Stimmen) wie an die Grünen 
(36.000 Stimmen) verloren. Der moderate 
zentristische CDU-Kandidat hat den SPD-
Anteil in Schleswig-Holstein auf unter 20 
Prozent gedrückt.

Auch der amtierende Ministerpräsident 
aus der NRW-CDU ist, wenngleich weit we-
niger als Günther als Moderater profiliert, 
nicht dem neoliberal-konservativen Merzflü-
gel zuzurechnen. Eine Botschaft dieser bei-
den Wahlen scheint deshalb zu sein, dass die 
die CDU nur dann Wahlen gewinnen kann, 
wenn sie zentristisch auftritt und dabei weni-
ger dilettantische Fehler als Laschet im Bun-
destagswahlkampf macht.

Früher stand das einmal für »große Koali-
tion« mit der SPD, heute ist das der Weg zu 
Schwarz-Grün. Die sich in NRW abzeich-
nende neue Koalition zwischen CDU und 
Grünen, ist, wie ein Kommentator der tages-
zeitung vom 31. Mai treffend bemerkte, das 
Bündnis der oberen Hälfte der Gesellschaft 
mit ihren eher konservativen wie auch grün-
liberalen Ausprägungen. Die Sondierungser-
gebnisse sind in den Fragen des sozialen Aus-
gleichs wie z.B. des Mieter:innenschutzes 
sehr dünn.

Um die sozial Schwächeren zu ignorieren 
braucht es nicht mehr die FDP. Diese verliert 
auch deshalb, weil ihr Chef im Bund reali-
tätsentrückt die Schuldengrenze beschwört 
und ihr Mantra von »keine Steuererhöhun-
gen«, »keine Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf der Autobahn«, »keine Staatsinterven-
tion« nebst ihrem Anschleimen an die Co-
rona-Skeptiker und Pandemie-Müden nicht 
den aktuellen Ton der Zeit trifft.

Den verfehlt allerdings gerade auch die 
Linke, die in beiden Landtagswahlen nur 
noch knapp über der Wahrnehmungs-
schwelle blieb. Ihre Zerrissenheit in der 
Frage, wie auf den russischen Angriffskrieg 

zu reagieren sei, irritiert selbst ihre Stamm-
wähler:innen. Die einen wünschen sich mehr 
Entschiedenheit in der Schuldzuweisung an 
die Nato, die anderen fänden es nicht falsch, 
die Ukraine auch mit Waffen zu beliefern 
und die vermutlich gar nicht so kleine dritte 
Gruppe ist vor allem erst einmal ratlos ange-
sichts der neuen Lage in Europa. 

 wahlbeteiligung und 
wähler:innen-wanderung

Kein erfreuliches Zeichen der Landtagswah-
len ist der deutliche Rückgang der Wahlbe-
teiligung. 

Dies gilt besonders für die Wahl in NRW. 
Hier entschieden sich am 17. Mai bei einer 
Wahlbeteiligung von gerade einmal 55,5 
Prozent deutlich mehr Wähler:innen als 
2017 (65,2 Prozent Wahlbeteiligung), ein-
fach zu Hause zu bleiben. Zusammen bilde-
ten sie die größte Gruppe bei dieser Wahl. 
Und dies, obwohl die NRW-Entscheidung 
im Vorfeld in den Medien als kleine Bundes-
tagswahl und als wichtiger Stimmungstest 
für die Zukunft der Ampel-Koalition hoch-
gehängt wurde. Früher wäre das nicht selten 
in der Linken als verdeckte Kritik großer 
Teile der »Klasse« an der Sozialdemokratie 
interpretiert worden.

Tatsächlich stößt uns die sinkende Wahl-
beteiligung auf die klassenpolitische Schief-
lage der parlamentarischen Demokratie. 
Mittlerweile ist in der Sozial- und Wahlfor-
schung unbestritten, dass dort, wo sich 
kleinräumig Armut, prekäre Jobs und Unter-
beschäftigung verdichten, die politische Par-
tizipation einschließlich der Wahlbeteiligung 
insgesamt geringer ist. Illustrieren wir das am 
Wahlkreis Köln 1 (dazu gehört u.a. die Alt-
stadt Süd) mit einer Wahlbeteiligung von 
63,5 Prozent und dem Wahlkreis Duisburg 3 
mit einer Beteiligung von 38,1 Prozent. 
Wenn die Menschen in diesen Regionen, die 
ohne deutschen Pass systematisch von Land-
tags- und Bundestagswahlen ausgeschlossen 
sind, mitgedacht werden, vergrößert sich die 
Repräsentationslücke noch mehr.

Die SPD hat sich in NRW zwar insgesamt 
deutlich besser als noch vor einem Jahr er-

wartet behaupten, gleichwohl aber ihr ver-
mutetes Potenzial nicht ausschöpfen können. 
Dass die SPD in der Ampel, angeblich auf 
Betreiben von Scholz, beim Entlastungspaket 
zuließ, dass die Rentner:innen außen vor-
blieben, hat ihr dabei sicherlich nicht gehol-
fen. Dies ist aber wohl nur ein Teil der Er-
klärung. Es spricht mehr dafür, dass der 
säkulare Trend für die Sozialdemokratie trotz 
unverhofftem Bundestagswahlerfolg bei 
langfristiger Betrachtung deshalb nach unten 
zeigt, weil sich die soziale Zusammensetzung 
der Gesellschaft auch in NRW geändert hat, 
obgleich sie nach wie vor in den alten 
Schwerindustriewahlkreisen vorne lag.

Die gesellschaftliche Neuzusammenset-
zung könnte auch erklären, warum die  
Grünen als einzige Partei trotz gesunkener 
Wahlbeteiligung nicht prozentual, sondern 
auch in absoluten Stimmen dazu gewannen. 
Das aktuelle medial brillierende Spitzenduo 
ist sicher kein Wahlhindernis, vor allem aber 
finden die Grünen bei den aufgeklärt-libera-
len urbanen Milieus ihre verlässliche Un- 
terstützung und sind zugleich so anschluss-
fähig, dass ihnen auch auf dem platten  
Land manch wertkonservative Stimme si-
cher ist.

21 Prozent der grünen Stimmen in NRW 
stammen aus dem »Nichtwählerbereich«, 21 
Prozent von »Anderen« (darunter der Links-
partei), 25 Prozent von SPD und  zwölf  
Prozent von CDU-Wähler:innen des Jahres 
2017. Diese Bewegung war nicht unbedingt 
ein Plädoyer für schwarz-grün, doch konnte 
sich die grüne Landesspitze sicher sein, dass 
ihr diese Option, die ohnehin ein Teil ihres 
Apparates favorisiert, angesichts der Unat-
traktivität einer Ampel in NRW nachgesehen 
wird.

In der Wählerwanderung hat die NRW-
SPD 310.00 Stimmen an die Grünen und 
nur 30.000 an die CDU, an die Nichtwähle-
r:innen hingegen 310.00 Stimmen verloren. 
Die Union ist der technische Wahlsieger, hat 
aber an absoluten Stimmen gemessen im 
Vergleich zu 2017 über 217.000 Stimmen 
verloren. Die Signale stehen auch in Kiel auf 
schwarz-grün. Hier wäre die Ampel ohne 
den gestärkten SSW noch nicht einmal rech-
nerisch möglich.

	und was macht die linke?

Die Linkspartei, die für viele express-Lese r:in-
nen vermutlich die ihnen lange Zeit am 
nächsten stehende Partei war oder ist, ist mit 
1,7 Prozent der Zweitstimmen in Kiel und 
erst recht mit 2,1 Prozent der Zweitstimmen 
in dem Schlüsselland NRW marginalisiert. 
Der Politikansatz der Gegensozialdemokratie 
in Abgrenzung zur Agenda-SPD hat sich 
überholt, weil in der Wahrnehmung der 
meisten Wähler:innen die SPD ihre Hartz 
IV-Vergangenheit mehr schlecht als recht, 
aber immerhin aufgearbeitet hat. Im öffentli-
chen Diskurs taucht die SPD als Partei der 
Respektrente, des Mindestlohns und des 
Rechts auf Homeoffice auf. Die Linkspartei 
hat es nicht geschafft, ihre Ansprache für 
 Gerechtigkeit und Teilhabe inhaltlich und in 
der Rhetorik zu modernisieren. Andershe-
rum sind es die Grünen, denen viele Wäh-
ler:innen offenbar immer noch zutrauen, die 
Transformation in Bezug auf Klima und 
Kohle unter bescheidener Beachtung von 
Fairnessgeboten und sozialen Aspekten (»Kli-
mageld«) zu managen.

Die Härte und Geschwindigkeit des Ab-
stiegs der Linkspartei insbesondere im Flä-
chenland NRW sind aber ohne bundespo-
litische Einflüsse nicht zu erklären. Die 
zweideutigen und erratischen Positionen in 
der Linkspartei zum Corona-Management 
(Impfpflicht) und zum russischen Angriff auf 
die Ukraine haben Wähler:innen selbst bei 
Landtagswahlen irritiert. Dieser Zusammen-
hang wird auch in den Wahlanalysen der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung eingeräumt.1

 wie haben Gewerkschafts-
mitglieder gewählt

Das Wahlverhalten der Gewerkschaftsmit-
glieder untersucht im Auftrag des DGB die 
Forschungsgruppe Wahlen im Rahmen ihrer 
repräsentativen Nachwahlbefragungen. Diese 
werden danach gewichtet. Gleichwohl blei-
ben wegen der hohen Briefwahlanteile Unsi-
cherheiten, deshalb sollten kleinere Differen-
zen zwischen den Parteien und im Vergleich 
zu 2017 nicht überbewertet werden.

Insgesamt folgen die Gewerkschaftsmit-
glieder den Trends und Bewegungen der je-
weiligen Wahl. In Schleswig-Holstein be-
zeichneten sich bei der Wahlnachbefragung 
13 Prozent und in NRW 15 Prozent der 
Wähler:innen als Gewerkschaftsmitglieder. 
Richtig alarmierend für die Linke muss es 
sein, wenn ihr Wahlergebnis so niedrig ist, 
dass die Forschungsgruppe Wahlen bei den 
Gewerkschaftsmitgliedern gar keine Auswer-
tung nach der Stimmabgabe für die Linke 
mehr vornimmt, weil – so muss vermutet 
werden – dafür die zur Verfügung stehenden 
Daten zu gering sind.

Eine Konstante in unserer Berichterstat-
tung ist, dass sich nur in Schleswig-Holstein 
die gewerkschaftlich organisierten Wähle r:in-
nen zur AFD analog zum Rest der Wähler:in- 
nenschaft verhalten, was schlimm genug ist, 
sollte doch eigentlich von Gewerkschaftsmit-
gliedern eine überproportionale Distanz zur 
extremen Rechten zu erwarten sein. Dies ist 
leider seit vielen Jahren konstant nicht so. 
Die aktuellen Ergebnisse aus NRW bestäti-
gen die unerfreulichen Beobachtungen der 
letzten Jahre: Insbesondere gewerkschaftlich 
organisierte Männer wählen deutlich häu-
figer AFD, als es die Gesamtheit der 
Wähler:innen oder die jeweilige Vergleichs-
gruppe der nichtorganisierten Lohnabhängi-
gen tun. Wir würden uns sehr über eine in-
nergewerkschaftliche Auseinandersetzung 
über dieses Mentalitätsphänomen freuen, 
warten hierauf allerdings schon viele Jahre.
Anmerkung:
1 https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/

Themen/wahlanalysen/LTW_S-H_und_NRW_
Mai_2022.pdf; https://www.rosalux.de/fileadmin/ 
rls_uploads/pdfs/Themen/wahlanalysen/LTW_NRW_
Mai_2022.pdf

Eine Mischung von Lokalkolorit  
und Genosse Trend
Der AK Wahlbeobachtung zu den Landtagswahlen in Schleswig-Holstein und NRW 

tabelle 1: zweitstimmenanteil der Gewerkschaftsmitglieder 
landtagswahlen 2022 und 2017 (in Klammern wahlergebnis) (in %)

CDU sPD Grüne FDP afD linKe

sh 2022 35,6 
(43,4)

22,4 
(16,0)

19,3 
(18,3)

4,2 (6,4) 4,6 (4,6) k. a. 
(1,7)

SH 2017 23 (32,0) 39 (27,2) 12 (12,9) 8 (11,5) 5 (5,9) 6 (3,8)

nrW 
2022

28 (35,7) 36 (26,7) 15 (18,2) 4 (5,9) 8 (5,4) k. a. (2,1)

NRW 2017 25 (33,0) 42 (31,2) 6 (6,4) 8 (12,6) 9 (7,4) 7 (4,9)

Quelle: einblick, auf Basis Forschungsgruppe Wahlen

tabelle 2: wahlverhalten Gewerkschaftsmitglieder: Frauen / Männer (in %) 2022

CDU sPD Grüne FDP afD linKe

sh: G.-Frauen 36,3 20,2 22,6 2,7 4,0 k. A

sh: G.-männer 34,7 24,0 17,2 5,5 5,0 k. A

nrW: G.-Frauen 26 35 20 3 6 k. A

nrW: G.-männer 28 36 13 4 9 k. A

Quelle: einblick, auf Basis Forschungsgruppe Wahlen
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Maurice Schumann/Marc Mence: Du bist 
eine der besten Kenner:innen der Geschichte 
der Initiative für eine unabhängige Gewerk-
schaftsbewegung (IUG) und hast sie im Herbst 
1989 mitbegründet. Was waren und sind 
Deine Gründe, zu dieser Initiative bis heute zu 
forschen?

Renate Hürtgen: Zunächst war es das Be-
dürfnis, rasch die Dokumente zu sichern, In-
formationen über Abläufe festzuhalten. Das 
konnten wir erst 1990 machen, denn im 
Herbst 1989 überschlugen sich die Ereig-
nisse und keiner war wohl in der Lage, zeit-
gleich mit einer Aufarbeitung der eigenen 
Aktivitäten zu beginnen. Dann begann eine 
Zeit, in der es sehr wichtig war, überhaupt 
darauf aufmerksam zu machen, dass es im 
Herbst 1989 eine betriebliche Bewegung, 
darunter eben auch eine Initiative für eine 
unabhängige Gewerkschaftsbewegung, gege-
ben hat. Denn die sogenannte Aufarbei-
tungsliteratur interessierte sich bald nicht 
mehr für diese Seite der DDR-Revolution. 
Aber – was noch schlimmer und folgenrei-
cher war – selbst die meisten Akteur:innen 
vom Herbst 1989 ignorierten die betriebli-
chen und gewerkschaftlichen Vorgänge, sie 
konzentrierten sich auf den Sturz der partei-
politischen Machtverhältnisse, die Vorgänge 
an den »Runden Tischen« und – wie sich be-
stimmt jede:r erinnern kann, weil das zum 
»Markenzeichen« der Bürgerbewegungen 
wurde − auf die Auflösung der Stasizentrale 
und die Sicherung der Akten. Ich finde im-
mer noch, dass das eine wichtige Aufgabe 
war. Nur entstand damit eine schwerwie-
gende Lücke. Bernd Gehrke und ich haben 
2000 dann das Buch vom betrieblichen Auf-
bruch 1989 herausgegeben1, dieser »unbe-
kannten Seite der DDR-Revolution«, wie es 
im Titel heißt, mit dem wir versuchten, die-
ses Defizit wenigstens etwas zu beseitigen. 
Wir haben seitdem zahlreiche Artikel ge-
schrieben und jede Gelegenheit genutzt, auf 
das Thema aufmerksam zu machen. Dass wir 
den Anstoß für eine breite Aufarbeitung ge-
geben hätten, kann mensch leider nicht sa-
gen. In den letzten Jahren hat sich der Blick 
auf die betrieblichen Vorgänge noch einmal 
verändert. Jetzt wurde die Frage wichtig: Wie 
hängen die betrieblichen Basisbewegungen 
1989 mit dem Charakter der Gesamtbewe-
gung zusammen? Um 2019 entstand unter 
Linken ein gesteigertes Interesse an den Er-
eignissen vom Herbst 1989 und vor allem an 
Widerständen in den Betrieben, die zwi-
schen 1990 und 1994 unter Treuhandkuratel 
standen. Wie hingen diese Kämpfe mit de-
nen von 1989 zusammen? Warum konnte 
eine emanzipatorische Basisbewegung eine 
derart konservative Entwicklung nehmen? 
Damit stellen sich auch neue Fragen, nicht 
nur an die IUG.

MS/MM: Aber wie erklärst Du Dir, dass die 
IUG wie die betrieblichen Bewegungen vom 
Herbst 1989 überhaupt so eine geringe Rolle 
bei der Aufarbeitung gespielt hat? Warum blie-
ben diese Initiativen so lange »unbekannt« 
bzw. »unbeachtet«?

RH: Mit einem Satz lässt sich das nicht er-
klären. Als wir noch »mittendrin steckten«, 
im November 1989, haben wir als IUG ver-
sucht, zum Neuen Forum (NF) Kontakt auf-
zunehmen, um die Isolation etwas zu über-
winden, in der wir steckten; das Interesse 
von Bärbel Boley und Klaus Wolfram, die 
damals das NF anführten, war gleich Null. 
Selbst ihre Betriebsgruppe in der eigenen 
Organisation interessierte sie nicht beson-

ders. Die Aktivist:innen in dieser Gruppe 
hatten sich mangels Unterstützung im 
Neuen Forum der IUG zugewandt. Mir 
wurde erst später klar, dass das NF als größte 
neue Oppositionsgruppe vom Herbst 1989 
von seiner Mitgliedschaft her auch nicht ge-
rade prädestiniert war, sich für die Belange 
von Arbeiter:innen und kleinen Angestellten 
einzusetzen. Es gab zwar eine große Gruppe 
von ökonomisch Interessierten im NF, die 
hatten aber eine ordentliche Marktwirtschaft 
vor Augen, eine basisdemokratische Interes-
senvertretung jedenfalls nicht. Am Beispiel 
des Neuen Forum wird deutlich, dass die Re-
volution 1989 in der DDR eben kein Arbei-
teraufstand gewesen ist – was sie dann auch 
vom 17. Juni 1953 unterschied –, sondern 
ein Volksaufstand, mit dem bürgerlich-de-
mokratische Forderungen durchgesetzt  
werden sollten. Allerdings erklärt das noch 
nicht, warum im Herbst 1989 revolutionär-
demokratische Veränderungen in den be-
trieblichen Herrschaftsbeziehungen so wenig 
Einfluss auf das Gesamtgeschehen nehmen 
konnten.

MS/MM: Das ist wirklich eine spannende 
Frage. Vielleicht kannst Du das am Beispiel der 
IUG und ihres Scheiterns erklären? Mit wel-
chem Ziel habt ihr die IUG eigentlich gegrün-
det?

RH: Die IUG ist von Menschen gegründet 
worden, die sich von Treffen im halböffent-
lichen Raum der Kirche, darunter auch der 
Kirche von Unten (KvU), kannten. Wir hat-
ten uns schon im Sommer 1989 mit der 
Frage nach »richtigen« betrieblichen Interes-
senvertretungen beschäftigt, ohne zu ahnen, 
dass unsere Überlegungen einige Wochen 
später, am 4. November 1989, ein großes 
Publikum erreichen würden, als Heiner Mül-
ler auf der Alexanderplatz-Demonstration 
unseren Aufruf zur Gründung unabhängiger 
gewerkschaftlicher Basisbewegungen in den 
Betrieben verlas. Ich denke, dass unser Inter-
esse an den Gewerkschaften vor allem daher 
kam, dass dieses Thema in der Opposition 
gar nicht vorkam. Mit unserer Gründung ei-
ner Initiative für unabhängige Gewerkschaf-
ten im Oktober 1989 wollten wir genau das 
beseitigen. »Wir«, das waren sechs Menschen 
aus der Opposition, die jeweils noch eine 
Person des Vertrauens in das Unternehmen 
einweihten. Vergesst nicht, dass zu dieser 
Zeit die Polizei auf Demonstrant:innen ein-
prügelte und noch völlig unklar war, ob die 
Regierung der DDR nicht doch die »chinesi-
sche Lösung« [gemeint ist die Niederschla-
gung der Proteste am Tian’anmen-Platz am 
4. Juni 1989, Anm. d. Red.] suchen würde. 
Inzwischen hatten sich schon andere neue 
Oppositionsgruppen gegründet, wie das 
Neue Forum, die Initiative für Frieden und 
Menschenrechte (IFM), der Demokratische 
Aufbruch (DA) oder die Vereinigte Linke 
(VL), aber keine hatte die Forderung nach 
vom FDGB unabhängigen Gewerkschaften 
in ihrem Katalog, auch die Sozialdemokraten 
(SDP) nicht.

MS/MM: Das heißt, ihr wolltet gar keine Ge-
werkschaft gründen, sondern habt euch als Ini-
tiatoren einer vom FDGB unabhängigen Be-
wegung verstanden?

RH: Genau. Die Idee ist die gewesen, dass 
sich auch die Machtverhältnisse in den Be-
trieben ändern müssen, wenn die Revolution 
erfolgreich sein soll, und dass die Staatsge-
werkschaft FDGB, die im Herbst 1989 wie 
immer fest an der Seite der Partei stand, 

nicht ihren eigenen Untergang betreiben 
würde. Wer sich unserer Initiative nahe 
fühlte, glaubte nicht an die Reformierbarkeit 
des FDGB und lehnte es ab, selbst mit den 
»Reformern« im FDGB gemeinsame Sache 
zu machen. Das war kein Sektierertum, son-
dern logische Folge des eigenen Vorhabens. 
In unserem ersten Aufruf heißt es: Gründet 
Basisinitiativen in den Betrieben! Stellt die 
Vertrauensfrage! Fordert Neuwahlen der 
BGL! Um uns selber müssen wir uns selber 
kümmern etc. Unsere Vorstellung war also 
nicht, die alten Strukturen für den revolutio-
nären Umsturz zu reformieren, sondern eine 
betriebliche Bewegung unabhängig von alten 
Strukturen anzustoßen, die ihre eigenen In-
teressen in diesen Prozess einbringt. Sie sollte 
DDR-weit ihre Forderungen nach »Glas-
nost« und »Perestroika« stellen, nach Rück-
zug der SED und Staatssicherheit aus den 
Betrieben, nach Rechenschaftslegung und 
Transparenz, nach Mitbestimmung der Be-
schäftigten in allen betrieblichen Angelegen-
heiten. »Die Leiter und Funktionäre haben 

die Karre in den Dreck gefahren, jetzt über-
nehmen wir!« Wer heute darüber weise den 
Kopf schüttelt, hat den Charakter vom 
Herbst 1989 nicht begriffen.

MS/MM: Wie muss mensch sich denn eure Ar-
beit vorstellen? Wie viele Mitglieder hattet ihr 
und wer waren die?

RH: Nach der Rede von Heiner Müller, der 
uns überhaupt erst bekannt gemacht hat, 
trafen wir uns regelmäßig in einem Jugend-
klub zum Austausch mit Menschen aus meist 
Berliner Betrieben, die über die Vorgänge in 
ihren Betrieben berichteten und/oder dabei 
waren, eine eigene betriebliche Gruppe zu 
gründen. Sie nannten sich nicht immer »Ge-
werkschaftsgruppe«, sondern zum Beispiel 
»unabhängige Basisgruppe« oder »unabhän-
gige Betriebsgruppe«. In der Betriebsgruppe 
der VL, die auf eine Räteorganisation setzte, 
sammelten sich eher jene Aktivist:innen, die 
Gründungen von Betriebsräten favorisierten. 
Es gab schon einige Zusammenarbeit zwi-
schen den Personen beider Gruppen, aber 
nie ein richtiges politisches Zusammenge-
hen. Also, bei uns sammelten sich eben die, 
die die Vorstellungen für eine vom FDGB 
unabhängige neue Basisgewerkschaft entwi-
ckelten.

MS/MM: Aber wolltet Ihr nicht das Gleiche?

RH: Ja und Nein. Beide wollten eine Basis-
bewegung in den Betrieben von unten unter-
stützen. Aber eben doch mit einem etwas an-
deren politischen Instrumentarium. Die VL 
rief zur Gründung von Betriebsräten auf, die 
sie später in einem republikweiten Volkskon-
gress zusammenbringen wollte. Die IUG 
dachte daran, die sich in den Betrieben grün-
denden Basisgruppen zu überregionalen und 
Branchengewerkschaften zusammen führen. 
Zu diesem Zweck hatten wir über die Weih-
nachtsfeiertage 1989/90 zusammen gesessen 
und eine Satzung entworfen. Ein interessan-
tes Stück Zeitgeschichte, diese Satzung. Wir 
haben uns nicht bekämpft, aber politische 
Kämpfe mit Vertreter:innen der VL haben 
wir erst 1990ff. zusammen ausgefochten, als 
»alles vorbei« war und sich der Kampf zum 
Beispiel gegen die Treuhandpolitik richtete. 
Warum es diese verschiedenen Ansätze gab, 
was sie unterschied und warum beide letzt-
lich gescheitert sind, sind Fragen, die ich bis 
heute für mich noch nicht zu Ende gedacht 
habe. In bestimmter Hinsicht war die Orien-

tierung auf betriebliche Mitbestimmung 
über Betriebsräte erfolgreicher. Eine Reihe 
von Akteur:innen, die 1989/90 in eine neue 
betriebliche Interessenvertretung gewählt 
wurden, gehörte im Juni 1990 zu den ersten 
nach bundesdeutschem Recht gewählten Be-
triebsräten in (noch) DDR-Betrieben.

MS/MM: Blieb eure Arbeit auf Berlin be-
schränkt?

RH: Nein. Das Spannende war, dass sich – 
manchmal völlig unabhängig von uns, 
manchmal durch die IUG angestoßen – in 
der ganzen DDR solche Initiativen gründe-
ten. Es war nicht leicht, Kontakte herzustel-
len, wir hatten keine eigenen Kommunika-
tionsmittel, Telefone auch nicht, Autos erst 
recht nicht. Zu einigen Gruppen im Umfeld 
von Berlin, in Zehdenick, Oranienburg, 
Hennigsdorf, Halle, in Jena und an der 
Küste war es gelungen. Anders als zum Bei-
spiel die VL, die ihre betrieblichen Akteure 
über ein eigenes Netzwerk in der ganzen Re-
publik erreichen konnte, hatten wir solche 
Strukturen nicht. Wir waren auch nicht am 
»Runden Tisch« vertreten. Das hatten wir 
abgelehnt, spontan, weil wir dafür überhaupt 
keine Kapazitäten hatten. Es passte ohnehin 
nicht in unser Selbstverständnis, zusammen 
mit dem FDGB (der saß nämlich zusammen 
mit Partei- und Regierungsvertretern am 

»Einen historischen Wimpernschlag lang«
Maurice Schumann und Mark Mence im Gespräch mit Renate Hürtgen, Gründungsmitglied der Initiative für  
eine unabhängige Gewerkschaftsbewegung (IUG) in der DDR
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Zentralen Runden Tisch!) eine Art »Über-
gangsregierung« zu bilden. Vielleicht war es 
ein Fehler, doch dann hätten wir unser gan-
zes »Konzept« ändern müssen. Da wir nicht 
am »Runden Tisch« saßen, gehörten wir 
auch nicht zu den Gründungsgruppen des 
Hauses der Demokratie in der Friedrich-
straße. Obwohl wir von Anfang an dort ein 
Büro hatten und ich Mitglied des Kurato-
riums gewesen bin.

MS/MM: Was war denn euer Selbstverständ-
nis?

RH: Die IUG verstand sich als Initiatorin 
und Begleiterin einer gewerkschaftlichen Ba-
sisbewegung. Einige von uns hatten das pol-
nische Komitee zur Verteidigung der Arbei-
ter (KOR) vor Augen, das sich 1976 in Polen 
gegründet hatte, Geld für die streikenden 
Arbeiter sammelte, Aufrufe verfasste etc. 
Zwei von uns hatten früher kleine informelle 
Kontakte zu KOR bzw. zur Solidarnosc ge-
habt. Obwohl wir eigentlich nicht vorhatten, 
die Keimzelle einer Gewerkschaft zu sein, 
wurde, als wir uns im Dezember wieder ein-
mal versammelten, plötzlich gefordert, un-
verzüglich eine neue Gewerkschaft zu grün-
den. Ich sehe mich und andere heftig 
dagegen halten. Ich hatte Angst, dass das 
eine Kopfgeburt würde und damit zum 
Scheitern verurteilt wäre. Die Versammlung 
einigte sich, bis Ende Januar 1990 herauszu-
finden, wie viele und wo es solche unabhän-
gigen gewerkschaftlichen Basisgruppen repu-
blikweit gibt, um dann zu entscheiden, ob 
diese Bewegung eine Grundlage für die 
Gründung einer unabhängigen Basisgewerk-
schaft werden kann.

MS/MM: Und, wurde sie es?

RH: Nein. Als wir uns am 31. Januar 1990 
trafen, gab es durchaus Vertreter:innen aus 
Jena, Stralsund, Oranienburg und natürlich 
Berlin, darunter auch Vertreter:innen, die in 
ihrer Region bereits ein Netzwerk geknüpft 
hatten. Und wenn ihr euch  die Dokumen-
tensammlung in unserem Buch anschaut, 
seht ihr, dass es weit über hundert betrieb-
liche Initiativen zu diesem Zeitpunkt gab. 
Doch leider fand am selben Tag ein von der 
VL organisiertes Betriebsrätetreffen statt, 
wohin auch einige »unserer« Leute gegangen 
waren. Also, geschwächt durch »Eigenver-
schulden«. Und geschwächt durch »Fremd-
verschulden«, denn im Januar hatten die 
DGB-Gewerkschaften schon ihre Informa-
tionsbüros im Osten aufgebaut oder Funk-
tionäre geschickt, die auf das bundesdeut-
sche Mitbestimmungsmodell vorbereiteten. 
Ab diesem Zeitpunkt waren einige betriebli-
che Akteure schon damit beschäftigt, sich 
auf die Übernahme durch die Westgewerk-
schaften vorzubereiten. Und als dann im 
März das Wahlergebnis bekannt wurde, war 
endgültig klar: eine eigenständige Gewerk-
schaftsbewegung DDR/Ost wird es nicht 
geben.

MS/MM: Das heißt, eigentlich wart ihr nie 
ein überregional arbeitendes Gremium?

RH: So ist es. Wir sind über den Status einer 
informell arbeitenden Gruppe nie hinaus ge-
kommen, was angesichts der Zeit von etwa 
zehn Wochen, die uns für eine Konstituie-
rung verblieb, nicht besonders verwundert. 
Wir waren in dieser Zeit keine Gewerkschaft 
geworden und haben folglich auch keine ge-
werkschaftlichen Aufgaben erfüllen können. 
Die historische Bedeutung der IUG bestand 
darin, dass sie ein wichtiger Teil einer be-
trieblichen Bewegung vom Herbst 1989 in 
der DDR gewesen ist, die viel größer war als 
jene Gruppe von Aktivist:innen der IUG 
und ihrer Sympathisant:innen in Berlin. 
Dieser betriebliche/gewerkschaftliche Auf-
bruch 1989/90 stellte den Neubeginn einer 
Arbeiterbewegungstradition in der DDR dar, 
wenn mensch – wie ich es tue – mit der Nie-

derschlagung des Arbeiteraufstandes von 
1953 quasi ihr Ende eingeläutet sah. Ich 
denke, diese Dimension hat kaum ein Linker 
aus dem Westen damals begriffen. Wahr-
scheinlich heute auch noch nicht.

MS/MM: Wie meinst Du das? Ihr hattet ja 
 einige Kontakte zu westdeutschen und interna-
tionalen linken politischen und betrieblichen 
Gruppen, haben die euch nicht unterstützt?

RH: Ich meine, dass die Mehrzahl der west-
deutschen Linken, unabhängig von ihrer 
Richtungszugehörigkeit, den emanzipatori-
schen Gehalt einer Bewegung mit diesem et-
was diffusen basisdemokratischen Charakter 
überhaupt nicht begriffen hat. Sie »guckten 
alle mal rein«, fanden weder ein ordentliches 
antikapitalistisches Programm vor, noch den 
Willen, eine Arbeiterpartei zu gründen, und 
verzogen sich bald. Nicht ohne vorher noch 
diverse Ratschläge für uns parat zu haben. 
(Wir waren übrigens nicht die einzige 
Grup pe, die den anwesenden Ratgebern aus 
dem Westen das Rederecht entzogen haben!) 
Solche flüchtigen Kontakte gab es zu ver-
schiedenen K-Gruppen und Vertreter:innen 
trotzkistischer Vereinigungen. Ich entsinne 
mich, dass vier von uns im Dezember 1989 
nach Paris zu einem internationalen Kon-
gress der Lambertisten [›trotzkistische‹ Strö-
mung in Frankreich, Anm. d. Red.] eingela-
den wurden und dort gefeiert wurden. Das 
heißt jedoch nicht, dass diese vier sich als 
Trotzkist:innen verstanden, wie bürgerliche 
Historiker später schrieben. Vielleicht fand 
der eine oder die andere die Ideen Trotzkis – 
wenn er denn überhaupt schon mal davon 
gehört hatte – ganz spannend. Nachdem ich 
Anfang der 1980er Jahre auf illegalem Weg 
»Die verratene Revolution«2 bekommen und 
gelesen hatte, war ich auch mal für sechs 
Wochen »Trotzkistin«. Auf die Diskussionen 
in der IUG hatten all diese Begegnungen 
keinen Einfluss. Außerdem zogen diese Initi-
ativen bzw. Organisationen sich ohnehin 
schnell zurück, nachdem klar wurde, dass 
wir ganz bestimmt keine Partei gründen 
wollten. Da waren die Kontakte zu wildcat 
schon viel nachhaltiger. Einige von uns, so 
auch mich, faszinierten ihr guter Kontakt 
und ihre tollen Kenntnisse der Vorgänge in 
den Betrieben, nicht nur auf nationaler 
Ebene. Ihre Veröffentlichungen in den wild-
cat-Heften habe ich lange mit Gewinn gele-
sen. Die traten sehr tolerant uns gegenüber 
auf, obwohl wir mit unserer Idee von einer 
Gewerkschaft nicht grade auf wildcat-Linie 
lagen.

Eine tatsächliche monetäre und logistische 
Hilfe kam im Herbst von der DAG, wo zwei 
linke Sekretäre uns im Berliner Büro freie 
Kopiermöglichkeiten ohne jede Einfluss-
nahme auf die Inhalte gaben. Dasselbe 
machten das Sozialistische Büro (SB) und 
der express aus Offenbach, die ebenfalls dazu 
beitrugen, dass wir überhaupt bekannt wur-
den. So widersprüchlich war das damals.

MS/MM: Und wie war das mit den Kontak-
ten zur Freien Arbeiter:innen Union (FAU) 
und zur Internationalen Arbeiter:innen Asso-
ziation (IAA)?3

RH: Schon im November gab es die ersten 
Kontakte zu einer kleinen FAU-Gruppe in 
Zehdenick bzw. Gransee, das liegt nördlich 
von Oranienburg. Zwei von uns waren mal 
hingefahren, und Mitglieder der FAU Gran-
see kamen einmal zu uns. Die FAU dort war 
eine kleine und erst im Entstehen begriffene 
Gruppe, und sie haben offensichtlich eine 
Weile darüber diskutiert, ob sie sich nicht in 
dieser historischen Situation mit uns zusam-
menschließen sollten. Als wir unsere legen-
däre »Gründungsveranstaltung« Ende Januar 
abhielten, die bekanntlich nicht zur »Grün-
dung« führte, verkündete ein Mitglied der 
FAU Gransee vom Podium unter Beifall, 
dass sie sich entschlossen hätten, mit der 
IUG zusammenzugehen. Dazu sollte es ja 

dann nicht mehr kommen. Ich denke tat-
sächlich, dass die IUG und ihre Anhänge-
r:in nen gar nicht so weit entfernt vom anar-
chosyndikalistischen Gewerkschaftsgedanken 
waren. Jedenfalls für einen historischen 
Wimpernschlag lang. »Der kurze Herbst der 
Anarchie«, so haben wir später diese Zeit ge-
nannt. Es lag also in der Luft.

MS/MM: Und warum habt ihr euch nicht zu 
einer Neugründung FAU-Ost zusammengetan?

RH: Wir hatten inzwischen einen informel-
len Mitgliederstamm von Menschen, der 
wahrscheinlich noch nie etwas von einer 
FAU gehört hatte und der ab Februar März 
damit beschäftigt war, sich mit den DGB-
Gewerkschaften irgendwie zu engagieren. 
Die kleinen Gruppen mit ihren basisdemo-
kratischen Vorstellungen beendeten prak-
tisch ihre Arbeit, mit der logischen Folge, 
dass damit auch der Prozess der Diskussio-
nen um den Charakter einer neuen Gewerk-
schaft beendet war. Vorausgesetzt, es hätte 
viel mehr Zeit dafür gegeben, wäre es in ei-
nem gemeinsamen Prozess der Findung viel-
leicht zu einer Gewerkschaft ähnlich der 
FAU gekommen. Dieser Selbstfindungspro-
zess war jedoch abgebrochen, bevor er richtig 
begonnen hatte. Die FAU Ost brauchte ja 
wohl auch noch einige Jahre, bevor sie sich 
konstituierte... Bernd Gehrke aus dem 
Bündnis kritischer Gewerkschafterinnen Ost 
West (BKG) hat jedenfalls in der Berliner 
Umweltbibliothek 1992 an einer solchen 
Sektionsgründung teilgenommen.

MS/MM: Und zur IAA? Welche Kontakte hat-
tet ihr zur IAA?

RH: Das war alles viel später. 1990 haben 
IUGler, zusammen mit einigen VLern und 
Menschen aus dem Neuen Forum eine Initi-
ative für eine kritische Gewerkschaftsarbeit 
gegründet. Jetzt haben wir uns – endlich ge-
meinsam! – auf die Situation der Übertra-
gung der westdeutschen Gewerkschaftsstruk-
turen auf den Osten vorbereitet, haben 
zusammen mit linken Kritiker:innen eine ge-
werkschaftskritische Broschüre mit dem Ti-
tel, »Hurra! Der DGB ist da!!« veröffentlicht. 
Und am Ende des Jahres dann das legendäre 
Bündnis kritischer Gewerkschafter:innen 
Ost/West (BKG) gegründet. Da kamen tat-
sächlich fast alle linken Berliner Strömun-
gen, Parteien, Gewerkschafts- und Betriebs-
linke aus Ost und West zusammen, organi-
sierten Informationsveranstaltungen, De-
monstrationen und Solidaritätsaktionen wie 
etwa für Bischofferode. Eine einmalige Sa-
che, die sich nur aus einer historischen Er-
wartung auf radikale Veränderungen erklären 
lässt. 1997 löste sich das Bündnis im Streit 
auf. In diesen 1990er Jahren hatten wir – na-
mentlich die Personen im BKG, die aus dem 
Osten kamen – gute Kontakte sowohl zur 
FAU als auch zur IAA. Und einige von uns 
fuhren zur SAC nach Schweden. Ich würde 
sogar behaupten, dass wir Betriebslinke aus 
dem Osten durch unsere Kontakte zur FAU 
und unsere Hochschätzung der Arbeit der 
FAU die starke Ablehnung vieler Gewerk-
schaftslinker aus dem Westen etwas durch-
brochen haben. Ich erinnere mich noch ge-
nau an richtige Hetzreden gegen die FAU 
und das böse Schweigen, wenn ich meine 
politische Sympathie offen dagegensetzte. In-
zwischen hat sich da einiges geändert, was 
natürlich vor allem damit zusammenhängt, 
dass die FAU in einigen Betrieben präsent ist 
und tolle Arbeit leistet. Kein Vergleich zu 
den 1990er Jahren. Ich denke, die FAU ist 
ein Teil der bundesdeutschen Gewerkschafts-
landschaft geworden, auch, wenn sie offiziell 
immer noch nicht von den DGB-Gewerk-
schaften anerkannt wird. Oder, wie seht Ihr 
das?

Das Interview wurde per Mail von Mark 
Mence und Maurice Schuhmann geführt.

Anmerkungen:
1 Bernd Gehrke/Renate Hürtgen: Der betriebliche Auf-

bruch im Herbst 1989: die unbekannte Seite der 
DDR-Revolution. Diskussion, Analysen, Dokumente, 
Berlin: Böll Stiftung 2000.

2 Leo Trotzki: Die verratene Revolution, Essen: Mehring 
Verlag 2016.

3 Die IAA ist ein anarchosyndikalistisch orientierter 
internationaler Dachverband, der sich bewusst nach 
der Ersten Internationalen benannt hat. Die FAU 
war bis 2016 Mitglied dieses Dachverbands [Anm. 
d. Red.].
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B elogen und betrogen, gegängelt und von 
einem übermächtigen Polizeiapparat in 

Schach gehalten – den Menschen in der 
DDR wird zunehmend deutlicher, was sie 
jahrzehntelang mit sich haben machen las-
sen. Die Wut ist entsprechend. In einem 
grandiosen Akt der Emanzipation werden 
die gesellschaftlichen Verhältnisse so radikal 
umgewälzt, daß manche schon das Gespenst 
der Anarchie umgehen sehen. 

Auch die DDR-Gewerkschaften können 
sich dem Demokratisierungsprozeß nicht 
mehr entziehen. Konfrontiert mit dem prin-
zipiellen Mißtrauen gegenüber allen Appa-
rat-Zöglingen, mußte die neue FDGB-Füh-
rung unter Annelis Kimmel schon wieder 
abdanken. Oberbonze Tisch sitzt im Knast, 
mit ihm noch einige andere der ehemaligen 
Führungsclique, die sich schamlos – auf Kos-
ten des Volkes – bereichert haben. 

Was die Massen in der DDR entsetzt, 
reißt in westdeutschen Betrieben die arbei-
tende Bevölkerung nicht vom Hocker. Hier 
weiß man – denn es gehört ganz legal zum 
System –, daß sich einige auf Kosten vieler 
bereichern, daß Korruption eher Alltag als 
Ausnahme ist. Solange wir gut dabei leben 
können, wen juckt es? 

Selbst bei den Gewerkschaften gibt es, 
trotz grundlegend unterschiedlicher Eigen-
tumsverhältnisse, viel real existierende deut-
sche Gemeinsamkeit. Zum Beispiel diese 

 besondere Apparat-Mentalität von Gewerk-
schaftsfunktionären, die sich von ganz unten 
nach oben hochgedient haben und nun an 
Macht und Reichtum kleben. Paradoxer-
weise fast zeitgleich wurden auch in der Bun-
desrepublik ehemalige Spitzenfunktionäre 
der Gewerkschaften in Haft genommen bzw. 
gegen sie Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Der Vorwurf lautet Betrug. 

Den Rahmen bildet das für ein einfaches 
Gewerkschaftsmitglied undurchschaubare 
Firmengeflecht coop-BGAG. Mit von der 
Partie sind so feine Gewerkschafter wie Lap-
pas, Otto, Döding, Volkmar oder Hesselbach. 

Den Kürzeren bei den coop-Betrügereien 
zogen schon jetzt einige zehntausend coop-
Kleinaktionäre (darunter viele Beschäftigte). 
Zwecks Sanierung der maroden Firma wur-
den sie kurzerhand enteignet. Schlimmer als 
das aber ist die offensichtliche Tatsache, daß 
bis heute Spitzenfunktionäre unserer Ge-
werkschaften unkontrolliert schalten und 
walten, wie sie wollen – zur Not auch mal 
gegen Gesetze –, und dabei enorm viel Geld 
einstecken. Und fast noch schlimmer ist, daß 
in unseren Gewerkschaften kein Sturm der 
Entrüstung darüber losbricht. 

Demokratisierung der Gewerkschaften – 
das ist eine dringende Aufgabe in der DDR, 
in der Bundesrepublik ist sie nicht weniger 
aktuell. Es scheint, daß die Sache in der 
DDR schneller umgesetzt wird als bei uns.

Belogen und betrogen
Demokratisierung der Gewerkschaften in der DDRBRD

wir 
sind 

dagegen!

Der express feiert 2022 ein doppeltes Jubi-
läum: 1972 fusionierte der express internati-
onal mit der Sozialistischen Betriebskorres-
pondenz des Sozialistischen Büros (SB) und 
erscheint somit 2022 seit 50 Jahren als 
»Zeitung für sozialistische Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit«. Als express internati-
onal war zehn Jahre zuvor, im Mai 1962 
die Nullnummer der Zeitung erschienen.

Aus diesem Anlass veröffentlichen wir in 
diesem Jahr in jeder der zehn Ausgaben 
einen historischen Beitrag, um einen Über-
blick über die Diskussionen zu geben, die 
den express seit 60 Jahren beschäftigen – 
und die mit diesem Projekt verfolgten Pers-
pektiven verdeutlichen.

Kolleginnen und Kollegen!

Was hat der FDGB in 40 Jahren für uns  
getan?

Hat er die Frage der Arbeitszeitverkürzung 
als ständige Forderung an die Betriebsleitung 
gerichtet? Warum hat er nicht die 40-Stun-
den-Woche mit uns erkämpft?

Hat er dafür gesorgt, daß unsere Löhne 
der schleichenden Inflation angepaßt wer-
den? Warum sind nicht ständige Tarifver-
handlungen über Lohnerhöhungen geführt 
worden?

Wo stehen die Funktionäre des FDGB, 
wenn in unserem Betrieb neue Normen ein-
geführt werden? Auf unserer Seite? Verhin-
dern sie die Normen, bevor nicht klar ist, 
daß wir auch entsprechend bezahlt werden?

Wie kann der FDGB als unser angeblicher 
Interessenvertreter es zulassen, daß wir im 
Durchschnitt 10 Tage weniger Urlaub haben 
als unsere Kollegen im Westen?

Hat der FDGB sich für die Herabsetzung 
des Rentenalters stark gemacht?

Haben wir schon mal erlebt, daß die Be-
triebsgewerkschaftsleitung den staatlichen 
Plan in unserem Interesse nicht akzeptiert? 
Haben wir überhaupt schon mal erlebt, daß 
die Gewerkschaft etwas gegen den Staat und 
die Partei für uns durchsetzt?

Wir dürfen uns nicht mehr organisieren 
lassen, auch nicht von »neuen Männern« – 
wir müssen uns selbst organisieren.

Die nächsten Jahre werden für uns kein 
Zuckerschlecken. Die Daumenschrauben 
sollen angezogen werden. Die Preise werden 
steigen, die Löhne kaum. Wenn Subventio-
nen wegfallen, trifft dies vor allem uns. Der 
Staat fordert Leistung, bald wird er mit Ent-
lassung drohen. Wir sollen die Karre aus 
dem Dreck ziehen!

Wenn der Lebensstandard für die meisten 
von uns nicht erheblich sinken soll, brau-
chen wir eigene lnteressenvertretungen:

	 beruft Vollversammlungen ein und fordert 
Rechenschaft von der Betriebsgewerk-
schaftsleitung;
	 ernennt Kollegen aus euren eigenen Rei-
hen zu Sprechern;
	 laßt diese Kollegen eure Forderungen an 
die Betriebsleitungen stellen;
	 stellt euch hinter diese Kollegen, wenn sie 
Schwierigkeiten bekommen;
	 macht die Ergebnisse sofort öffentlich, das 
schützt vor Repressalien;
	 sucht den Kontakt zu Kollegen in anderen 
Betrieben.
	 Gründet unabhängige Gewerkschaften!

Kontaktbüro »Initiative für unabhängige  
Gewerkschaften« im Klub Conrad-Bienkle-
Straße 1, Berlin 1055, W 437 67 28 ab 
15.11. Mittwoch 17.00 – 19.00 und Montag 
19.00 – 21.00 Uhr.

(Quelle: Umweltblätter Nov. ’89)

Aufruf zur Gründung unabhängiger Gewerkschaften

Vor 60 Jahren haben wir begonnen. Wir ha-
ben uns durch die Zeit geschlagen. Mit Auf-
brüchen, Ölkrisen und Massenentlassungen, 
Ausschlussverfahren und Radikalenerlassen. 
Wir haben renitente Kämpfe inner- und au-
ßerhalb der Betriebe angestachelt, sichtbar 
gemacht oder in Erinnerung gerufen. Haben 
mit internationalistischer Brille die Piefigkeit 
der Bonner Republik verlacht und gegen 
Verzichtslogik genauso angeschrieben wie ge-
gen das nationale Kohlsche Einheitsgebrab-
bel. Wir haben fortwährend nach Spuren des 
Aufbruchs im Kleinen gesucht, an der Werk-
bank, im kollektiven Prozess und der rebelli-
schen Behauptung der eigenen Würde und 
Handlungsmacht gegen Chefs und Leis-
tungsideologie. 

Wir haben uns eingemischt und rumge-
stritten, Haltung bewahrt und fortwährend 

für organisierende Dynamik von unten plä-
diert. Und: Wir sind trotz der Widrigkeiten 
so mancher Zeit nicht verrückt geworden. 
Wir sind noch da.

Das ist für uns ein Grund zum Feiern. 
Und zum Reden. Es ist kein Zufall, dass sich 
in den letzten beiden Jahrzehnten Debatten 
über Organizing als Versuch der (Re-)Dyna-
misierung der Routinen so oft in un serem 
Heftchen wiedergefunden haben. Gleich-
wohl nehmen wir vieles von dem, was heute 
als Organizing etikettiert wird, vor allem als 
methodisches Werkzeug und nicht als strate-
gisch und inhaltlich bestimmte politische 
Vorgehensweise wahr. Warum auch sollte 
sich hier der Zeitgeist nicht ebenso einschrei-
ben wie an anderer Stelle?

Genau deswegen bietet ein Jubiläum sich 
dafür an, gemeinsam zurückzuschauen, um 

nach vorne zu blicken. Wir wollen uns fra-
gen, was frühere Erfahrungen und Experi-
mente in und um Organizing aus den 
1970ern und 1980ern heutigen Praxen zu sa-
gen haben – und andersrum. Welche Fragen 
sich weiterentwickelt haben und wo Dinge 
verloren gegangen sind. 

Mit Euch und zahlreichen Referent:innen 
aus Gewerkschaften, der Sozialen Arbeit, aus 
Hochschulen, Stiftungen und Sozialen Be-
wegungen, möchten wir uns an einem nach 
vorn gerichteten Generationendialog versu-
chen. Dafür werden wir verschiedene An-
sätze aus dem Gewerkschaftsbereich mit Or-
ganizing-Konzepten politischer Initiativen 
aus der Sozialen Arbeit und solidarischen 
Stadtteil-Gruppen, »alten« linken Konzepten 
wie militanten Befragungen und dem Ar-
beitsfeldansatz zusammenbringen. Aber 

keine Angst vor Frontalunterricht. Wir pla-
nen regen Streit und Diskussion.

Im Anschluss an verschiedene Gesprächs-
formate wollen wir dennoch, auch aus pu-
rem Kollektiv-Egoismus, die Gelegenheit 
nutzen, beherzt mit euch die Gläser zu erhe-
ben und auf die vergangenen 60 und die 
hoffentlich kommenden Jahre und Jahr-
zehnte anstoßen. Denn wir sind noch da 
und wir haben vor zu bleiben.

Wann: 8. Oktober, 10.30 bis 17.00 Uhr
Wo: Osthafenforum, medico Haus, Lindley-
straße 15 gegenüber, Nr. 11, 60314 Frankfurt 
am Main (/www.osthafenforum.de/anfahrt)
Veranstalter: AFP e.V., Redaktion express, Re-
daktion Widersprüche
Anmeldung: express-afp@online.de (bis 11. 
September 2022)

Vom Begehren nach einer anderen Freiheit getragen
Einladung zur Jubiläumskonferenz des express am 8. Oktober 2022

Antipasti
warnstreik in Eisenhüttenstadt
In Eisenhüttenstadt bei ArcelorMittal-Stahl-
werk zeichnen sich heftige Arbeitskämpfe ab. 
Unter dem Motto »Sei dabei 8,2!«, beteilig-
ten sich zahlreiche Beschäftigte am 2. Juni an 
dieser ersten Streik-Aktion, wie die IG Me-
tall zufrieden mitteilte, und das sowohl bei 
ArcelorMittal, als auch bei zahlreichen Zu-
lieferern und Dienstleistungsunternehmen. 
Die letzte Lohnerhöhung in der Stahlindus-
trie Ostdeutschlands stammt aus dem Jahr 
2019, seitdem gab es lediglich Einmalzah-
lungen, nicht zuletzt auf Grund der schwie-
rigen Situation während der Corona-Pande-
mie. Nach eigenen Angaben hielt sich die IG 
Metall in dieser Zeit mit weitergehenden 
Forderungen zurück. Doch damit soll jetzt 
Schluss sein, denn trotz der Pandemie fährt 
die Stahlindustrie enorme Gewinne ein, 
während inflationsbedingt die Lebenshal-
tungskosten ungebremst in die Höhe schnel-
len. Ermutigt durch die sehr gute Beteiligung 
an diesem ersten Warnstreik kündigt die IG 
Metall weitere Arbeitskampfmaßnahmen an, 
falls die Arbeitgeber:innen-Seite nicht auf die 
Forderungen der Beschäftigten eingeht. Das 
bisherige Angebot besteht abermals lediglich 
aus einer Einmalzahlung, was die IG Metall 
als völlig unzureichend zurück wies. (IGM 
Ostbrandenburg)

SuE-arbeitskampf vorerst beendet
Nach anstrengenden Wochen, in denen die 
Beschäftigten unermüdlich für bessere Ar-
beitsbedingungen und Löhne gekämpft und 
gestreikt haben, ist es bei den Tarifverhand-
lungen für den Sozial- und Erziehungsdienst 
zu einem Abschluss gekommen. Wie ver.di 
mitteilte, konnte nach zähen Verhandlungen 
mit der Arbeitgeber:innenseite ein Ergebnis 
für die 330.000 Beschäftigten erzielt werden. 
Diese erhalten nun pauschal zwei zusätzliche 
Entlastungstage und die Möglichkeit zur 
Umwandlung von Entgeltbestandteilen in 
zwei weitere Entlastungstage. Außerdem 
konnte eine monatliche Pauschale von 130 
Euro für Erzieher:innen und 180 Euro für 
Sozialarbeiter:innen durchgesetzt werden. 
Darüber hinaus werden die Stufenlaufzeiten 
wieder an die allgemeinen Tabellen im Öf-
fentlichen Dienst angepasst, so dass schnel-
lere Stufenaufstiege erfolgen und Entwick-
lungsmöglichkeiten wiederhergestellt 
werden. U.a. das Freiburger SuE-Solibünd-
nis (solibuendnissuefreiburg.wordpress.com) 
bezeichnet den Abschluss als große Enttäu-
schung und ruft die ver.di-Mitglieder auf, 
dem Verhandlungsergebnis in der Befragung 
Mitte Juni nicht zuzustimmen.
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D er 3. Juni 2022 war ein historischer 
Tag. An diesem Freitag beschloss eine 

ganz große Koalition von der »Ampel«-Re-
gierung (SPD, Bündnis 90/Die Grünen/
FDP) über die CDU/CSU-Opposition bis – 
in weiten Teilen – zur AfD eine Grundge-
setzänderung, um an der Schuldenbremse 
vorbei 100 Milliarden Euro Neuschulden für 
die Aufrüstung aufnehmen zu dürfen.

Fest steht, die Hochrüstung hat, obwohl 
sie drei Tage nach Beginn des russischen 
Kriegs in der Ukraine erklärt wurde, nichts 
mit der Ukraine zu tun. Sie trägt nichts zur 
Beendigung des Blutvergießens bei. Sie ist 
auch nicht plötzlich erforderlich, weil die 
Bundeswehr »systematisch kaputtgespart« 
worden sei, denn das ist ein Märchen ange-
sichts einer Steigerung der deutschen Rüs-
tungsausgaben seit 2014 um 55,2 Prozent. 
Sie ist auch nicht plötzlich als »Abschre-
ckung« nötig, weil schon heute eine massive 
militärische Asymmetrie zwischen den euro-
päischen NATO-Staaten und Russland be-
steht. Schon 2021 überstiegen die Militär-
ausgaben der NATO-Staaten diejenigen 
Russlands um fast das 20fache. Schon heute 

stehen 1,9 Millionen Soldaten der europäi-
schen NATO-Staaten (also ohne die USA) 
nur 0,9 Millionen russische Soldaten gegen-
über, die im Übrigen über die gesamte Flä-
che des mit Abstand größten Landes der 
Welt verteilt sind. Im Hinblick auf die Waf-
fensysteme weisen die europäischen NATO-
Staaten heute schon eine mindestens zweifa-
che Überlegenheit gegenüber Russland auf, 
wenn es um Kampfflugzeuge, Artillerie, 
Kampfpanzer und gepanzerte Fahrzeuge 
geht. Aber auch diese haushohe militärische 
Überlegenheit allein der europäischen 
NATO-Staaten, um von den USA als mit 
Abstand mächtigstem Militärstaat der Welt 
gar nicht zu sprechen, hat den russischen 
Krieg nicht verhindert!

Trotz dieser krassen Asymmetrie hat die 
Regierung von SPD, Grünen und FDP, ja, 
haben alle Parteien im Bundestag mit Aus-
nahme der LINKEN am 3. Juni 2022 be-
schlossen, Deutschland zum Land mit dem 
drittgrößten Militärhaushalt nach den USA 
und China machen. Deutschland heizt da-
mit nicht nur im Interesse der globalen Rüs-
tungskonzerne, deren Aktienkurse gerade ex-

plodieren, ein gefährliches neues globales 
Wettrüsten weiter an und verschärft nicht 
nur die Militärasymmetrie in Europa. Inso-
fern alles, was »im Inland« angeschafft wird, 
auch exportiert wird, bedeutet dies zukünftig 
auch zwangsläufig mehr Waffenexporte, mehr 
kriegerische Konflikte und damit mehr Men-
schen, die aus ihrer Heimat fliehen müssen.

Nun heißt es aus der Regierung, dass es 
sich bei den 100 Milliarden Euro um ein 
»Sondervermögen« handele, es deshalb aber 
keine massiven Kürzungen im kulturellen 
und sozialen Bereich geben werde. Die Bun-
desregierung besaß die Cleverness, die Min-
destlohnerhöhung am selben Tag zu be-
schließen wie die Hochrüstung, damit es so 
aussieht, als könne man ein Omelette ma-
chen, ohne die Eier zu zerschlagen. Jede 
schwäbische Hausfrau weiß: Wer Geld für 
Rüstung ausgibt, muss es woanders einspa-
ren, vor allem, wenn er dabei versagt, es dort 
zu holen, wo es liegt: auf den Konten der 
einheimischen Milliardäre in den westlichen 
Steueroasen, einträchtig neben den geraub-
ten Vermögen der russischen Milliardäre, die 
man unangetastet lässt.

Der Fonds für 
die Bundeswehr 
sind »Sonderschul-
den«. Weil für alle 
sozialen Bereiche – 
Bildung, Gesund-
heit, Wohnen 
usw. – die Schul-
denbremse gilt und 
weiter gelten soll, 
war man für das 
»Sondervermögen« 
auf eine Grundge-
setzänderung ange-
wiesen. Und für 
diese brauchte es 
die CDU/CSU un-
ter dem Marktradi-
kalen Friedrich 

Merz. Die Zustimmung der CDU/CSU hat 
man sich teuer erkauft. Tatsächlich hat sich 
die CDU/CSU in fast allen Punkten durch-
gesetzt. Ausgaben für Cybersicherheit, Muni-
tion und Bündnisverpflichtungen dürfen 
von den 100 Milliarden nicht finanziert wer-
den, ganz zu schweigen von nichtmilitäri-
schen Sicherheitsstrukturen oder gar Ent-
wicklungszusammenarbeit. Das Geld ist 
reserviert für die Anschaffung von atomwaf-
fentransportierenden F35-Kampfflugzeugen 
aus den USA, Flugsysteme, die große Trup-
pen schnell über weite Strecken verlegen 
können, bewaffnungsfähige Drohnen usw. 
Das Übrige muss im Rahmen des aktuellen 
Haushalts finanziert werden. Allein die Cy-
bersicherheit schlägt hier mit 12 Milliarden 
zu Buche. Entsprechend hört man aus den 
Bundestagsfraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen, dass im Ergebnis hierfür die 
geplante »Bürgerversicherung« und/oder die 
»Kindergrundsicherung« – als zwei der größ-
ten Kostenposten im Haushalt – geopfert 
werden dürften.

Die 100 Milliarden Euro Sonderschulden 
für die Bundeswehr sind ein verteilungs- und 
sozialpolitischer, ein klimapolitischer und 
nicht zuletzt auch ein demokratiepolitischer 
Skandal: Die Hochrüstung macht Deutsch-
land und Europa nicht friedlicher und nicht 
sicherer. Sie zweckentfremdet gesellschaftli-
che Ressourcen, die wir im Kampf gegen Ar-
mut, soziale Unsicherheit, globalen Hunger 
und Pandemien und die laufende Klimakata-
strophe dringend bräuchten. Als Gesellschaft 
können wir sie uns im Namen der Zukunft 
nicht leisten! Die Koalition, die dies be-
schlossen hat, ist keine »Fortschrittskoali-
tion«, sondern eine Koalition des Rück-
schritts.

* Ingar Solty ist Mitinitiator von »Der Appell« gegen die 
Hochrüstung und war Sachverständiger in der öffentli-
chen Anhörung im haushaltspolitischen Ausschuss des 
Deutschen Bundestags zum 100 Milliarden Euro »Son-
dervermögen« für die Bundeswehr.

Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine hat 
Linke gezwungen, Position zu beziehen. Wel-
che Haltung ist angesichts eines brutalen völ-
kerrechtswidrigen imperialistischen Überfalls 
einer Großmacht angebracht, wenn sich die-
ser Angriff gegen ein Land richtet, in dem 
Oligarchen die Regierungspolitik bestimmen 
und Ultranationalisten Linke attackieren? 
Wie soll die Linke sich positionieren in einem 
Verteidigungskampf eines kapitalistischen 
Landes, das nicht von der Landkarte ver-
schwinden möchte? In der Ukraine findet be-
kanntlich kein Aufstand der unterdrückten 
Klasse statt, so scheint es vielen Linken schwer 
zu fallen, für den Verteidigungskampf eines 
kapitalistischen Landes Partei zu ergreifen.

Ein Teil der Linken hatte seine Antworten 
auf diese schwierigen Fragen sehr schnell ge-
funden. Alle müssten ihre Waffen niederle-
gen, dann seien Krieg und Tod rasch vorbei, 
empfehlen die Pazifist:innen. Und die geo-
politischen Strateg:innen haben sich auf die 
Rolle der USA respektive der Nato und ihres 
Anteils an diesem Konflikt fokussiert. Das 
eine hat mit der Realität jedoch wenig zu tun 
und vergisst, dass die Niederlegung der Waf-
fen vor den faschistischen Schlächtern eines 
Ramsan  Kadyrows und russischen Ultra na-

tiona lis t:innen Folter und Tod aller Akti vis-
t:innen einer ukrainischen Identität bedeute-
ten. Das andere lässt außer Acht, dass in 
Russland ein extrem autoritäres und nationa-
listisches, ideologisch am Zarenreich und der 
Neuen Rechten orientiertes Regime herrscht, 
ein imperialer Staat, der für die Unabhängig-
keit aller Anrainerstaaten gefährlich ist.

Was diese und andere linke Kommentato-
ren des Krieges verbindet, ist, dass sie die 
Verhältnisse in Russland aus ihren Überle-
gungen weitgehend ausblenden und dass sie 
in ihre geopolitischen Analysen das begrün-
dete Recht der überfallenen Ukraine und ih-
rer Bevölkerung auf Eigenständigkeit völlig 
zu ignorieren scheinen. Viele Linke reden 
über diesen Krieg als ein globales Ereignis, 
als Konkurrenzkampf zwischen Ost und 
West, so, als gäbe es da nicht noch dieses an-
gegriffene Land und seine Menschen, die an-
gesichts der Bedrohung durch die russische  
Armee eine nie gekannte Einigkeit zeigen. 
Linke Kommentatoren empören sich zu 
Recht, dass die Bundesregierung die Gele-
genheit beim Schopf packt und ein Milliar-
denprogramm für die Bundeswehr auflegt 
und dass nicht nur Rheinmetall Gewinne 
aus diesem Krieg zieht. Doch sie drücken 

sich vor der Frage, wie die Ukraine ohne 
westliche Waffenlieferung erfolgreich ihre Ei-
genständigkeit verteidigen kann. Sie verur-
teilen die beabsichtigten Nato-Beitritte Finn-
lands und Schwedens, ohne deren realis- 
tische Angst vor der aggressiven Politik des 
Putin-Regimes zu begreifen.

Am bedrückendsten aber ist, dass das 
Gros der Linken ihre eigenen Bündnispart-
ner:innen in der Ukraine und in Russland 
nicht zur Kenntnis nimmt. Oder gar, was ei-
ner Ignoranz gleichkommt, sich anmaßt, ih-
nen Ratschläge zu erteilen, was jene zu tun 
oder zu lassen haben. Diese Sicht auf den 
Krieg wollen wir versuchen zu durchbrechen. 
Wir laden zu einer Veranstaltung ein, auf der 
den ukrainischen Linken eben keine weite-
ren Ratschläge erteilt werden sollen. Viel-
mehr wollen wir von ukrainischen Bewe-
gungslinken selbst erfahren, um welche 
Positionen sie ringen, wir wollen ihre Fragen 
und Probleme zur Kenntnis nehmen, nicht 
zuletzt, um der Diskussion der Linken in 
Deutschland den internationalistischen In-
halt zu geben, der bisher weitgehend fehlt. 
Welche, auch unterschiedlichen, Haltungen 
nehmen ukrainische Linke zum »Kriegszu-
stand« ein, welche Funktion sehen sie für 

sich, welche Möglichkeiten solidarischer Un-
terstützung formulieren sie an uns? 
Redakteur:innen und Autor:innen der Zei-
tungen Analyse & Kritik und Jungle World 
haben in Lwiw an einem Treffen mit ukraini-
schen Linken teilgenommen, auf dem solche 
Fragen erörtert wurden. Uns scheint dies ein 
notwendiger Perspektivwechsel, der unsere 
eigene Haltung zu diesem Angriffskrieg auf 
den Prüfstand stellt.

Podiumsteilnehmer:innen:
Jan-Ole Arps, Redakteur Analyse & Kritik
Oksana Dutschak, Redakteurin Commons/
Kijw (angefragt)
Bernd Gehrke, Arbeitskreis Geschichte sozia-
ler Bewegungen Ost West
Renate Hürtgen, Arbeitskreis Geschichte so-
zialer Bewegungen Ost West
Natascha Lomonosowa, Socialnij Ruch
Johannes Simon, Autor/Redakteur Jungle 
World

Wann: 22. Juni 2022, 20 Uhr
Wo: Buchhandlung »Schwarze Risse«, 
Mehringhof, Gneisenaustraße 2, 10961 Berlin
Veranstalter: AK Geschichte sozialer Bewe-
gungen Ost West

Rückschrittskoalition
Zur Grundgesetzänderung für die 100 Milliarden Euro Neuschuldenaufnahme für die Aufrüstung – von Ingar Solty*

Der Krieg, die Ukraine und  
das Dilemma der Linken mit der Solidarität
Veranstaltungseinladung des AK Geschichte sozialer Bewegungen Ost West
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Seit einer Studien- und Begegnungs-
reise 2007, in deren Zentrum die Si-
tuation der Wanderarbeiter*innen in 
China stand, verbindet den express 
eine enge Beziehung mit dem »Forum 
Arbeitswelten«, das den Austausch zwi-
schen kritischen Aktiven in Betrieben, 
Gewerkschaften, NGOs und Hoch-
schulen aus China und Deutschland 
vorantreiben und einen Beitrag zu 
praktischer internationaler Solidari-
tätsarbeit unter Lohnabhängigen leis-
ten will. Viele unserer Aktivitäten fin-
den nicht mehr in Form wechselseitiger 
Besuche, gemeinsamer Tagungen und 
Publikationen statt, sondern sind ›ins 
Internet‹ verlegt. Das hängt einerseits 
mit den äußerst repressiven Entwick-
lungen nicht nur auf dem Festland, 
sondern mittlerweile auch in Hong-
kong zusammen, aber auch mit der 
Corona-Situation in den letzten Jah-
ren. Während Teile der Linken hierzu-
lande in China immer noch (oder wie-
der) ein zukunftsweisendes Modell 
staatlicher Lenkung ›marktwirtschaft-
licher‹ Ökonomien sehen, verweisen 
wir hier auf einen Aufsatz unserer lang-
jährigen Freundin May Wong über 
»Shrinking Spaces in China« (Südlink 
200) – auch sie musste Hongkong, wo 
sie mit Au Loong Yu für die NGO Glo-
balization Monitor arbeitete, verlassen, 
lebt und arbeitet nun im Exil. Mit dem 
Bericht eines anderen langjährigen 
Projektpartners, der uns bei unseren 
Besuchen, Tagungen und Publikatio-
nen oft unterstützt und zuletzt in 
Deutschland promoviert hat, stehen 
wir zumindest in brieflichem Kontakt. 
Zum chinesischen Neujahr wollte er 
zurück nach China, um seine Eltern zu 
besuchen - und schildert nun seine 
Eindrücke. Der Brief entstand im Rah-
men unseres wechselseitigen Informati-
onsaustauschs über den Umgang mit 
Corona in China und Deutschland 
und wirft ein Licht darauf, wie sich 
 Repressionen gegen unabhängige 
Gewerkschaftsaktivist:innen und eine 
Null-Covid-Politik im »chinesischen 
Weg« verbinden. 

[…] Jedes bisherige Treffen, in dem wir über 
politische und soziale Fragen in China und 
Deutschland diskutiert haben, ist mir noch 
in lebhafter Erinnerung geblieben. Nun aber 
weiß ich nicht, wann wir uns in Zukunft 
wiedersehen werden, da ich jetzt in Guangz-
hou bin. Die Covid-19-Pandemie hat das 
Reisen zwischen den Ländern immer schwie-
riger gemacht, insbesondere was China be-
trifft, wo die Ein- und Ausreisebeschränkun-
gen viel strenger sind als im Rest der Welt. 
Internationale Flüge nach China wurden 
drastisch gekürzt und das fehlende Angebot 
hat zu steigenden Flugpreisen geführt, wobei 
die für China spezifischen Einschränkungen 
bei den internationalen Flügen die Reiseun-
sicherheit noch verstärken. […]

	Die Situation in hongkong

[…] Hongkong hatte bereits viele Vorberei-
tungen getroffen, wie z.B. die Einrichtung 
eines eigenen Corona-Codesystems, das mit 
dem System im Festland kompatibel ist, um 
alle einreisenden Personen aus Hongkong 
nach Guangdong überwachen zu können. 

Mit dem Ausbruch der Omikron-Variante 
in Hongkong  stieg jedoch die Zahl der Infi-
zierten Anfang Januar 2022 sprunghaft an. 
Die sich täglich verschlechternde Situation 
veranlasste die politischen Entscheidungsträ-
ger in Hongkong und China, eine Reihe von 
Vereinbarungen zur quarantänefreien Ein-
reise zurückzunehmen.

Die Omikron-Variante breitete sich mit 
einer beispiellosen Geschwindigkeit aus, so 
dass sich in Europa und den Vereinigten 
Staaten eine große Zahl von Menschen infi-
ziert hatte. Auch Hongkong bildete hier 
keine Ausnahme: über 20.000 oder sogar 
30.000 Neuinfizierte pro Tag, was das Ge-
sundheitssystem enorm belastete. Im Ver-
gleich zu Singapur war die Impfrate in 
Hongkong relativ niedrig, insbesondere bei 
der älteren Bevölkerung, die besonders anfäl-
lig für das Virus ist. Hongkong hat den chi-
nesischen Sinovac-Impfstoff und den deut-
schen RNA-Impfstoff eingeführt, die auf 
unterschiedlichen Methoden basieren. Auf-
grund des politischen Misstrauens gegenüber 
dem chinesischen Impfstoff und der Zweifel 
an der Sicherheit der mRNA-Technologie 
des deutschen Impfstoffs zögerte ein hoher 
Anteil der Menschen verschiedenen Alters in 
Hongkong, sich impfen zu lassen, oder 
lehnte eine Impfung vor dem Omikron-Aus-
bruch grundsätzlich ab, was dazu führte, dass 
Hongkong von Omikron stark betroffen 
war. Modelle von Forschungsinstituten für 
Infektionskrankheiten gehen davon aus, dass 
sich mehr als vier Millionen Menschen infi-
ziert haben. Statistiken zeigen auch, dass 
mehr als 9.000 Todesfälle mit dem Corona-
virus in Verbindung gebracht wurden, die 
meisten davon bei älteren Menschen.

Zu Beginn der fünften Ausbruchswelle 
herrschte in der Hongkonger Gesellschaft 
eine Atmosphäre der Angst und Panik, nicht 
zuletzt wegen der Unentschlossenheit der 
Regierung, ob sie eine Koexistenz- oder eine 
Null-Covid-Strategie zur Pandemiebekämp-
fung verfolgen sollte. Da Hongkong eine 
globale Stadt ist, deren Dynamik von inter-
nationalem Austausch abhängt, sollte Hong-
kong in einer Zeit, in der sich der Rest der 
Welt nach mehreren Ausbrüchen und der 
Erfüllung der Impfziele allmählich normali-
sierte, theoretisch diesem Trend folgen, um 
als internationales Drehkreuz im Flugverkehr 
und Finanzzentrum wieder zu funktionieren. 
Als Sonderverwaltungszone Chinas ist 
Hongkong jedoch politisch an die überge-
ordnete Politik der »dynamischen Null« Pe-
kings gebunden. Gleichzeitig ist seine Wirt-
schaft eng mit dem Festland verbunden. 
Viele Menschen pendeln zwischen Hong-
kong und der Provinz Guangdong und die 
Versorgung der Stadt hängt von der Nach-
barprovinz ab. Wenn sich das Virus weiter 
ausbreitet, werden der politische und wirt-
schaftliche Druck auf Regierung und Gesell-
schaft noch größer.

Angesichts dieses Dilemmas haben ver-
schiedene Gruppen der Hongkonger Gesell-
schaft, darunter Behörden, Mitglieder des 
Legislativrats und Gesundheitsexperten, über 
dieses Thema debattiert und nachgedacht, 
ohne jedoch zu einer einheitlichen Meinung 
zu gelangen. Es war die Zentralregierung, die 
mit dem »Dynamic Zero«-Ansatz den Ton 
angab und versuchte, die Erfahrungen des 
Festlandes mit »nicht-medizinischen Mit-
teln« auf Hongkong zu übertragen, d.h. 
PCR-Tests für alle, Quarantänelager-Pflicht 
für alle Infizierten und Lockdown im gesam-
ten Gebiet. Infolgedessen hat die Zentralre-

gierung eine Reihe von Maßnahmen zur Un-
terstützung Hongkongs ergriffen, darunter 
die Einrichtung vorübergehender Labore für 
PCR-Tests mit Personal, die Entsendung 
medizinischer Experten und Personal für 
PCR-Testungen sowie der Bau mehrerer 
Quarantänelager. Allerdings verfügt die Re-
gierung in Hongkong anders als in China 
nicht über die Durchsetzungsfähigkeit von 
oben nach unten. Darüber hinaus gibt es 
noch Raum für medizinische Experten, die 
aus wissenschaftlicher Sicht Strategien zur 
Epidemie-Prävention diskutieren und bera-
ten. Daher konnten die von der Zentral-
regierung bevorzugten Null-Covid-Maßnah-
men in Hongkong bis heute nicht vollstän-
dig umgesetzt werden.

Der mäßige Erfolg der von Peking vorge-
gebenen Strategie hat es Hongkong jedoch 
ermöglicht, zahlreiche Kollateralschäden zu 
vermeiden. So durften die Menschen selbst 
auf dem Höhepunkt der Epidemie noch Le-
bensmittel einkaufen, was vernünftiger und 
humaner war als die Maßnahmen, die in 
Shanghai getroffen wurden. Außerdem wur-
den die Probleme mit der Verknappung der 
Lebensmittelversorgung und dem kurzfristi-
gen Preisanstieg infolge der Quarantänep-
flicht von infizierten Lkw-Fahrern schnell 
gelöst. Als die Zahl der Infizierten zunahm, 
begann die Regierung von Hongkong auch 
einige Maßnahmen anzupassen, wie z.B. die 
Anerkennung der Ergebnisse von Antigen-
Selbsttests, die Erlaubnis zur häuslichen Iso-
lation bei leichten Fällen und die vorüberge-
hende Aussetzung der PCR-Testpflicht. 
Diese »dynamische Anpassung« half Hong-
kong, die fünfte Welle der Epidemie zu über-
stehen und die Zahl der Neuinfizierten liegt 
jetzt auf einem niedrigen Niveau von 200 bis 
300 pro Tag. […]

 auf der Suche nach wegen ins 
Festland china

Ich hatte ursprünglich geplant, vor dem chi-
nesischen Neujahrsfest nach Festland China 
zurückzukehren, um meine Eltern zu besu-
chen, die ich seit über zwei Jahren nicht 
mehr gesehen hatte. Aber nachdem meine 
Hoffnung auf eine quarantänefreie Einreise 
geplatzt war, musste ich mit einer 14- plus-
7-tägigen oder sogar noch längeren Quaran-
täne rechnen. Ein weiteres Problem entstand 
jedoch, da bei den beiden einzigen Land-
übergängen zwischen Hongkong und China, 
nämlich Shenzhen und Zhuhai, nur ein bis 
zwei tausend Menschen pro Tag passieren 
durften. Nach dem Omikron-Ausbruch 
wurde das Tageskontingent weiter auf ein 
paar hundert reduziert, so dass Zehntau-
sende von Menschen jeden Tag zur gleichen 
Zeit auf speziellen Websites und Apps ver-
suchten, ein Hotelzimmer oder ein Ticket 
für die Hongkong-Zhuhai-Macao-Brücke zu 
ergattern. (Sowohl Hotels als auch Tickets 
sind limitiert, um die Anzahl der Personen 
einzuschränken, die jeden Tag von Hong-
kong nach Guangdong zurückkehren.) Wie 
die meisten Menschen habe ich es weder ge-
schafft, ein Hotelzimmer in Shenzhen noch 
eine Busplatzreservierung nach Zhuhai zu 
bekommen. Die einzige Möglichkeit, auf das 
Festland zu kommen, bestand noch darin, 
per Flug nach Peking, Shanghai, Chongqing, 
Chengdu oder eine Handvoll anderer Städte 
zu gelangen.

Viele Menschen wollten nun Flugtickets 
ins Festland buchen. Die große Nachfrage 
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führte zu steigenden Preisen. Ich buchte ein 
Ticket nach Schanghai für 2.600 RMB (ca. 
390 Euro). Etwa zehn Minuten später stieg 
das gleiche Ticket auf 5.000 RMB (ca. 750 
Euro). Nach dem Ausbruch in Schanghai 
 reduzierte die Flugbehörde die Anzahl der 
Flüge sogar noch weiter, so dass der Preis 
zeitweise auf 10.000 RMB (ca. 1.500 Euro) 
pro Ticket stieg. 

Ursprünglich waren in Hongkong keine 
PCR-Tests vorgeschrieben, um per Flug in 
Städte auf dem Festland China zu gelangen. 
Da jedoch bei den in Shanghai ankommen-
den Passagieren immer mehr positiv getestet 
waren, wurde ein negatives PCR-Testergeb-
nis mit 48 Stunden Gültigkeit zur Vorausset-
zung für das Boarding. 

In Hongkong waren die Kapazitäten für 
PCR-Tests schon immer knapp. An allen öf-
fentlichen Teststellen bildeten sich Warte-
schlangen und die Testdienste in privaten 
Krankenhäusern waren in der Regel ausge-
bucht. Es gelang mir, in einem Privatkran-
kenhaus einen Termin für einen PCR-Test 
zu bekommen, der 620 HK-Dollar (ca. 75 
Euro) kostete, aber der Zeitpunkt der Pro-
benentnahme war 20 Minuten früher als die 
für die Einreise erforderlichen 48 Stunden. 
Ich musste mich für einen neuen Test in ei-
nem weiter entfernten kommunalen Testzen-
trum anstellen und bekam endlich ein PCR-
Testergebnis, das alle Voraussetzungen für 
das Boarding erfüllte.

	zwischenstopp in Shanghai

Am 6. März trat ich schließlich meinen Flug 
nach Festland China an. Die ganze Prozedur 
war etwas komplizierter als zuvor. Ich musste 
meinen Gesundheitszustand vorher beim 
Zoll melden und mein PCR-Testergebnis 

vorlegen. Es gab eine lange Warteschlange 
vor dem Schalter. Mehrere Personen konnten 
das Flugzeug nicht besteigen, weil ihre PCR-
Testergebnisse nicht mehr aktuell waren. Ich 
denke, dass sich die Nerven vieler Menschen 
erst in dem Moment beruhigten, als sie in 
der Kabine waren und das Flugzeug anfing 
zu rollen. Heutzutage ist es wirklich schwie-
rig, von außerhalb des Landes nach China zu 
fliegen oder zurückzukehren. Die Tickets 
sind teuer, aber selbst wenn man das Geld 
hat, kann man nicht immer ein Ticket be-
kommen, und selbst wenn man ein Ticket 
bekommt, kann man nicht immer fliegen.

Nach der Landung auf dem Pudong-Flug-
hafen in Shanghai war das gesamte Personal 
in weiße Schutzanzüge gekleidet, die nur 
zwei Augen zeigten. Wenn man durch die 
Flughafenhalle ging, hatte man das Gefühl, 
einem biochemischen Angriff ausgesetzt zu 
sein […]. Die Atmosphäre war die eines 
Ausnahmezustandes. Nach einer Reihe stren-
ger und komplizierter Test- und Einreise-
prüfverfahren war ich wirklich wieder in 
China. Alles war vorgegeben, alle Ankömm-
linge wurden in verschiedene Bereiche einge-
teilt, die den entsprechenden Quarantäne-
Hotels zugeordnet waren. Niemand wusste, 

in welches Quarantäne-Hotel er eingeteilt 
war. Es war wie mit einem Überraschungsei: 
Erst wenn man sich im Shuttlebus befand, 
konnte man anhand der Fahrtrichtung erah-
nen, wohin man gebracht wurde.

Ich wurde schließlich zu einem Hotel na-
mens »Vienna« in der Nähe des Shanghai-
Hongqiao-Flughafens gebracht. Im Bus 
sollte ich ein Formular mit persönlichen Da-
ten ausfüllen. Nach dem Ausstieg wurde 
mein Gepäck desinfiziert. In der Tiefgarage 
des Hotels habe ich mich eingecheckt und 
den Quarantäne-Aufenthalt bezahlt, 6020 
RMB (ca. 920 Euro) für 14 Tage, d.h. täg-
lich 380 RMB (ca. 58 Euro) für das Zimmer 
und 50 RMB (ca. 760 Euro) für Verpfle-
gung. Von der Tiefgarage aus fuhr ich mit 
dem Aufzug zu meinem Zimmer. Die ganze 
Umgebung war durch das ständige Versprü-
hen von Desinfektionsmitteln stark ver-
staubt, was ein abenteuerliches Gefühl her-
vorrief. Im Zimmer angekommen, war man 
erleichtert, dass der lange Reisetag zu Ende 
war. Es gab aber noch ein kleines Problem: 
Ich hatte die Mahlzeit verpasst! Zuerst hieß 
es, ich könnte von außerhalb etwas zu Essen 
bestellen. Aber als der Kurier meine Bestel-
lung ablieferte, ließ der Wachmann des Ho-
tels ihn nicht rein. Vielleicht gab es eine 
Fehlkommunikation zwischen den Mitarbei-
tern verschiedener Abteilungen des Hotels. 
Ich wäre hungrig ins Bett gegangen, aber 
zum Glück hatte ich mit solchen Situationen 
gerechnet und noch mehrere Päckchen Fer-
tig-Nudeln im Gepäck.

Als ich von Deutschland nach Hongkong ge-
flogen war, musste ich ebenfalls nach der An-
kunft für 14 Tage in Quarantäne. Damals 
fühlte ich mich nicht unwohl. Aber diesmal 
in Shanghai war es ganz anders. Im Hotel in 
Hongkong wurde ich immer noch als Gast 

behandelt – ein Gast, der eben die Quaran-
täne absolvierte. Psychologisch war ich frei. 
Aber im Hotel in Shanghai war ich ein po-
tenzieller Neuinfizierter, ein Subjekt, das ge-
managt werden musste. Ich wurde über-
wacht und gemaßregelt. Jeden Tag wurde 
vom medizinischen Personal meine Körper-
temperatur gemessen. Jeden Tag bzw. jeden 
zweiten Tag musste ich einen PCR-Test ma-
chen. Es war ein sehr schlechtes Erlebnis, 
komplett anders als in Deutschland oder 
Hongkong. […]

Während der gesamten Quarantänezeit 
war ich psychisch beunruhigt und hatte un-
erklärliche Angst, da ich nicht wusste, was 
als Nächstes auf mich zukommen würde. 
Niemand teilte mir irgendwas mit. Ich 
konnte nur abwarten, was das Personal sei-
nen Arbeitsvorschriften gemäß regelte. 

Während meiner Quarantänezeit in 
Shanghai wurde die epidemische Situation 
dort ebenfalls immer ernster: Täglich gingen 
zahlreiche Meldungen ein, die Zahl der be-
stätigten Infektionen stieg täglich, die Häu-
figkeit der PCR-Tests nahm zu und immer 
mehr Wohnanlagen wurden abgeriegelt. Die 
Epidemie entwickelte sich ähnlich wie in 
Hongkong, was zur Folge hatte, dass es 

schwierig war, Shanghai zu verlassen. Busse 
und Züge wurden eingestellt und zahlreiche 
Flüge gestrichen. Angespannt durch die sich 
schnell ändernde Lage, machte ich mir täg-
lich Sorgen, ob ich Shanghai nach Ablauf der 
Quarantäne verlassen könnte. In diesem 
Stresszustand konnte ich meinen Arbeitsplan 
für den Aufenthalt im Quarantäne-Hotel 
nicht durchhalten. Ich vergeudete die Zeit 
mit Leere und Wut.

	weiterreise nach Guangzhou

Gegen Ende meiner Quarantäne-Zeit reichte 
ich einen anschließenden Reiseplan nach 
Guangzhou ein. Kurz danach meldete sich 
das Nachbarschaftskomitee meines Wohn-
orts in Guangzhou bei mir und schlug vor, 
die Quarantäne in Shanghai für weitere sie-
ben Tage zu verlängern, um keine weitere 
Quarantäne bei meiner Rückkehr nach Gu-
angzhou machen zu müssen. Ich lehnte ab, 
da sich die epidemische Lage in Shanghai je-
den Tag rapide veränderte. Je eher ich ab-
reiste, desto wahrscheinlicher konnte ich 
Unvorhersehbares vermeiden. Gemäß den 
veröffentlichten Quarantäne-Vorschriften 
folgt nach der 14-tägigen Hotelquarantäne 
eine 7-tätige Wohnungsquarantäne, die man 
zu Hause mit täglichem Coronatest absol-
viert. Ich habe eine eigene Wohnung in Gu-
angzhou, in der ich allein wohnen kann. 
Also könnte ich theoretisch zu Hause in 
Quarantäne gehen. Dennoch verlangten die 
Zuständigen in Guangzhou aus Angst von 
mir, die Isolation in einer für internationale 
Reisende vorgesehenen Quarantänestation 
namens International Health Hotel abzusit-
zen.

Als sich die Epidemie in Shanghai ver-
schlimmerte, wurden mehr als 95 Prozent 

der Flüge gestrichen. Ich hatte 
zunächst nur ein Flugticket 
von Shanghai nach Guangz-
hou gebucht. Nachdem dieser 
Flug gestrichen wurde, buchte 
ich drei Tickets bei drei ver-
schiedenen Fluggesellschaften 
zu unterschiedlichen Flugzei-
ten. Am Ende wurde nur ein 
Flug von den dreien nicht ge-
strichen. 

Nach 14 Tagen Quarantäne 
änderte sich mein Coronacode 
nun von rot auf grün, was be-
deutete, dass ich einen Tag 
Zeit hatte, um von Shanghai 
in die von mir angegebene 
Zielstadt zu reisen. So kam ich 
ohne Zwischenfälle in Gu-
angzhou an. In dem Moment, 

als ich dort ankam, geschah das Undenkbare: 
Das von der Zentralregierung entwickelte 
Coronacode-System kennzeichnete mich als 
grün und erlaubte mir das ungehinderte Ver-
lassen des Flughafens von Guangzhou. Nach 
allem, was man hört, hätte dies nicht passie-
ren dürfen, da ich immer noch eine Person 
mit Quarantäne-Pflicht war.

Ich kam aus dem Flughafen, kein Mitar-
beiter des Quarantäne-Zentrums war da, um 
mich abzuholen. Ich musste ihn anrufen. In-
zwischen war ich zu einer undichten Stelle 
im strengen Präventions- und Kontrollsys-
tem des gesamten Flughafens geworden. Als 
ich wieder zurück in das Flughafengebäude 
wollte, fiel es dem Sicherheitspersonal doch 
auf, dass ich im Gesundheitssystem von Gu-
angzhou den Code rot hatte und zu der 
Gruppe mit einer hohen Risikostufe gehörte. 
Schon bald war der gesamte Präventions- 
und Kontrollapparat in Aktion. Ich wurde 
isoliert, das Desinfektionspersonal besprühte 
meinen Körper und mein Gepäck mit Des-
infektionsmittel und das Sicherheitspersonal, 
das medizinische Personal und die Regie-
rungsmitarbeiter, die mich abholten, berich-
teten meinen Fall »nach oben«, um Anwei-
sungen zu erhalten, was mit mir als nächstes 

geschehen sollte. Nach über einer Stunde 
wurde schließlich eine Lösung gefunden: Ich 
musste am Straßenrand auf einen Kranken-
wagen warten. Im Krankenwagen zog ich ei-
nen weißen Schutzanzug, eine Maske und ei-
nen Gesichtsschutz aus Plastik an. In Lagen 
gewickelt, wurde ich zum Guangzhou Inter-
national Health Hotel gebracht. Aufgrund 
der mangelnden Belüftung im Krankenwa-
gen und der Hitze in Guangzhou konnte ich 
unterwegs schwer atmen und war ver-
schwitzt. Die ganze Fahrt dauerte etwa 40 
Minuten. Ich kam um 3.00 Uhr morgens im 
Hotel an, war sehr müde und schlief bald 
ein.

Während der sieben Tage im Guangzhou 
International Health Hotel ging es mir viel 
besser. Ich war beruhigt, weil ich wusste, dass 
ich bald frei sein würde und endlich meine 
Familie in Guangzhou sehen würde. Das In-
ternational Health Hotel, betrieben von ei-
ner bekannten Hotelgruppe in Guangzhou, 
war neu gebaut und hatte wesentlich bessere 
Bedingungen. Der Quarantäneaufenthalt 
kostete 260 RMB (ca. 40 Euro) für Über-
nachtung und 100 RMB (ca. 15 Euro) für 
Verpflegung pro Tag, was für mich ein ak-
zeptabler Preis war. 

Nach 14+7 Tagen intensiver Quarantäne 
konnte ich endlich wieder bei mir zu Hause 
sein. Gemäß den Vorschriften wurde mein 
Coronacode in der ersten Woche in der Frei-
heit noch gelb eingeschaltet, so dass ich we-
der öffentliche Verkehrsmittel benutzen noch 
mich mit einer großen Gruppe von Men-
schen treffen konnte. Ich musste in der Wo-
che drei PCR-Tests machen. Erst danach 
wurde mein Coronacode grün und ich 
wurde wieder wirklich frei.

Zusammengefasst entsprach der gesamte 
Prozess, den ich durchlief, dem Mindeststan-
dard für alle internationalen Reisenden nach 
China. Wenn während des Prozesses etwas 
schief geht, wie z.B. ein positives PCR-Test-
ergebnis, zieht der gesamte Quarantänepro-
zess sich auf unbestimmte Länge hin. Jede 
Stadt hat ihre eigenen Maßstäbe und die Be-
hörden auf jeder Durchführungsebene ihre 
zusätzliche Auflagen. Ein Freund von mir, 
der ebenfalls aus Hongkong einreiste, wurde 
am vierten Tag der Quarantäne positiv ge-
testet. Obwohl er kaum Symptome hatte, 
wurde er fast 50 Tage lang in Quarantäne ge-
halten, bevor er nach Hause gehen durfte. Er 
hat sehr darunter gelitten.

Die Omikron-Variante ist inzwischen in 
den chinesischen Megastädten wie Shenz-
hen, Shanghai, Guangzhou und Peking voll 
ausgebrochen. Mehr als 300 Millionen Men-
schen stehen unter Quarantäne, die Wirt-
schaft steht still, Kollateralschäden treten auf 
und die Unzufriedenheit der Bevölkerung 
nimmt zu. Mit der geringen Wirksamkeit 
der eingesetzten Impfstoffe in China und der 
niedrigen Impfquote bei der älteren Bevölke-
rung besteht die Regierung nach wie vor auf 
einen »dynamischen Null-Covid«-Ansatz, bei 
dem die nicht-medizinischen Maßnahmen 
wie Testen, Quarantäne und Massenisolation 
im Vordergrund der Virusbekämpfung ste-
hen. Bald wird es eine große Anzahl von 
PCR-Teststationen auf den Straßen Chinas 
geben, mehr als die beliebten Restaurants.

Viele medizinische Experten im In- und 
Ausland, darunter auch der Generaldirektor 
der Weltgesundheitsorganisation Tedros 
 Adhanom Ghebreyesus, sind jedoch der 
Meinung, dass das chinesische Modell der 
Coronabekämpfung nicht auf Dauer durch-
zuhalten ist. Aber in China ist die Coronaf-
rage kein wissenschaftliches Thema, sie ist zu 
einer politischen Kampagne geworden, um 
die Überlegenheit des Systems zu demonst-
rieren. Je stärker diese Besessenheit ist, desto 
unwahrscheinlicher ist es, dass die Strategie 
angepasst wird. Eventuell bleibt China fest 
im Griff der Angst vor Corona und wird zu 
einer dysfunktionalen Gesellschaft. 

Ich bin völlig frustriert.
Guangzhou, 12. Mai 2022
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W enn im express »Vernon Subutex« 
rezensiert wird, sei – für diese Zei-

tung ungewöhnlich – mal ein subkultureller 
Blickwinkel erlaubt.

Deswegen zum Einstieg: Als in den späten 
1990ern der Münsteraner »Arbeitskreis ge-
werkschaftliche Bildungsarbeit« Neueinstei-
ge r:innen die klassische SB-Frage »Wie bin 
ich rot geworden?« stellte, war die Antwort 
der Studierenden in aller Regelmäßigkeit 
»Punkrock«. Fast schon konsensual wurde 
das expliziert mit »In den 1970ern Ton 
Steine Scherben, in den 1980ern Slime, in 
den 1990ern …But Alive«.

Sänger Marcus Wiebusch verließ die (da-
mit aufgelöste) Band 1999 und gründete die 
ungleich populäreren Kettcar. Viele Fans be-
trachteten das als »Verrat«, denn wo »…But 
Alive« deutliche politische Worte fanden, 
 orientierten sich Kettcar an den privatisie-
rend-emotionalisierenden Besinnlichkeiten 
der Neuen Hamburger Schule (Tocotronic, 
Die Sterne etc.).

Diesen »Verrat« (der natürlich sowieso 
Unfug ist, die Leute dürfen ja singen, was sie 
wollen), hat es so nie gegeben, die politische 
Kritik ist schlicht nur mit der Zeit gegangen. 
Das lässt sich ohne Weiteres am Vergleich 
von zwei Songs erkennen, in denen es jeweils 
darum geht, militant Großkonzerne anzu-
greifen: in einem der frühesten Songs von 
»…But Alive« (1993), »Ohnmacht«, ist es 
ein »Chaot und ein Phantast«, der Hoechst 
und Bayer »wegsprengt« aufgrund der Wut 
über den Zustand der Welt. In einem Song 
der bis dato jüngsten Veröffentlichung von 
Kettcar, »Palo Alto« (2019), trifft sich der 
»Bodensatz« der Gesellschaft im Waschsalon, 
um  gemeinsam ins Silicon Valley zu fahren, 
»um die Algorithmen zu zerstören«, die die 
Pro tagonist:innen ihre Arbeitsplätze gekostet 
haben.

Was hat das mit Despentes’ 
»Vernon Su bu tex« zu tun? Song 
wie Graphic Novel entwerfen ein 
umfassendes Panorama der Prekari-
tät und stellen sich die Frage, was 
damit zu machen sei. Aber nicht 
nur das, denn Kettcar zitieren letzt-
lich Despentes ganz direkt: »Guck, 
da kommt der Typ aus dem Plat-
tenladen/Von dem alle immer sag-
ten/ Dass sie ihn schon längst be-
stattet haben/ Opinionleader, 
Songs wie Waffen/ Kannte jeden 
Scheißhit vor den Massen/ Kannst 
ihn fragen, er kennt jede Ge-
schichte/ Zu jedem verdammten 
Song/ Ein wandelndes Musiklexi-
kon«: Der Mensch, der hier den 

Waschsalon betritt, ist natürlich niemand 
anders als Despentes‘ und Luz‘ Protagonist. 
Und weiter: »Da kommt Gina/ Man sagt, sie 
habe zugelegt/ Kaum zu glauben, dass sich in 
jeder Videothek/ Mindestens einer dieser 
Filme mit ihr fand/ Der mit dutzenden Ko-
pien/ Hinter einem schmierigen Vorhang 
stand« – das ist eine recht direkte Anspielung 
auf eine weitere Hauptrolle in Despentes‘ 
Romanzyklus, die ehemalige Porno-Darstel-
lerin Pamela Kant.

Für all jene, die die recht erfolgreiche Ro-
mantrilogie nicht kennen: Despentes erzählt 
die Geschichte des ehemaligen Plattenhänd-
lers Vernon Subutex, der als selbstständiger 
Händler keine Chance auf Arbeitslosengeld, 
Sozialhilfe oder sonstige Hilfen hat bzw. dem 
durch sein Leben im subkulturellen Lifestyle 
die laut Staat und Kapital notwendige »Inte-
grationsfähigkeit« fehle. Nach Irrwegen 
durch seine ehemalige kulturelle »Commu-
nity« landet Subutex (vorübergehend) in der 
Obdachlosigkeit. Der antreibende McGuffin 
der Story ist dabei das Vermächtnis des Mu-
sikers Alex Bleach – es sei nicht zu viel verra-
ten, aber dieses Vermächtnis führt einerseits 
in Verwicklungen zwischen sexueller Gewalt, 
religiösen Moralvorstellungen, aber auch na-
tionalistischen und rechtsextremen Vorstel-
lungen. Despentes urteilt dabei niemals, ihr 
schriftstellerisches Können zeigt sich viel-
mehr darin, Motivationen für diese verschie-
denen Denkweisen in Alltag und Milieu zu 
beschreiben, oftmals aus der Sicht des oder 
der jeweiligen Protagonist:in. Dabei ist sie 
nicht »neutral«, aber – nun ja, empathisch 
vermutlich. Despentes selber ist so etwas wie 
eine Rock’n’Roll-Feministin. Über die Ge-
schichte selber sei nicht mehr verraten, die 
einen werden sie zur Genüge kennen, den 
anderen sollte man das Vergnügen, diese zu 
entdecken, nicht nehmen.

Deswegen zur zeichnerischen Umsetzung. 
Dass diese äußerst gelungen ist, liegt vermut-
lich vor allem an der engen Zusammenarbeit 
des Zeichners Luz, ehemaliger Mitarbeiter 
und nach dem Anschlag 2015 zwischenzeitli-
cher Chefredaktuer bei Charlie Hebdó, und 
Virginie Despentes. Vernon Subutex sieht 
exakt so aus, wie man ihn sich vorgestellt 
hätte: Ein in Würde gealterter Rocker ir-
gendwo zwischen Mick Jagger und Iggy Pop. 
Bei anderen Figuren, etwa der lesbischen Pri-
vatinvestigatorin »Hyäne« finde ich die Um-
setzung nicht ganz so gelungen, aber sie wird 
im Sinne der Autorin sein. Auch die musli-
mische Tochter eines laizistischen Vaters mit 
Migrationsgeschichte, Aisha, wirkt im Co-
mic manchmal etwas… – man könnte sagen, 
zu Charlie-Hebdó-mäßig, man könnte auch 
sagen: antiislamisch überzeichnet, eben wie 
ein »Kopftuchmädchen«. Ihrer tragenden 
Rolle in der Geschichte wird das nicht ge-
recht. Doch auf diese wird erst in den Teilen 
Zwei und Drei der Trilogie zu kommen sein. 
Man darf gespannt sein, wie Luz als jemand, 
der sehr persönlich getroffen ist, diese Ge-
schichte umsetzt. Dass er das Trauma des 
7. Januar 2015 bereits grafisch bearbeitet 
hat, dürfte nützlich sein.

Despentes – und ihr folgend Luz – be-
schreiben ihr prekäres Panorama letztlich 
ziemlich optimistisch (außer… na ja, das 
kann noch nicht verraten werden): Es ist tat-
sächlich so etwas wie eine »Multitude«, die 
hier zusammentrifft – alle sind zwar irgend-
wie prekär, aber sonst so verschieden, wie es 
nur geht. Die Solidarität, die letztlich zu 

Tage tritt, ist eine zwischen Porno-Dar stel-
ler:innen, Soloselbstständigen, Migrant:in- 
nen und sogar … Nazis. Bei Despentes 
kommt der Zusammenhalt der Prekären 
ohne jede kollektive Identität aus. Oder viel-
leicht auch nicht, denn letztlich ist das Verei-
nende (und hier erkennt man das Kind der 
1970er und 1980er Jahre) die geteilte Sub-
kultur. »Vernon Subutex« lebt – als Roman 
wie als Graphic Novel – von seinen subkul-
turellen Anspielungen. Wie die Zeit im Plat-
tenladen »Revolver« vergeht, wird beispiels-
weise an wechselnden Plattencovern im 
Vordergrund der Panels deutlich. Auch das 
ist eine konsequente grafische Umsetzung 
der literarischen Vorlage. Virginie Despentes, 
die vorzugsweise mit Kippe im Mund und 

Motörhead-T-Shirt von der 
Presse abgebildet wird und 
mich schon damit von ihren li-
terarischen Qualitäten über-
zeugt, wird im dritten Teil – 
das ist nur ein kleiner Spoiler –  
ihre Hauptfigur seitenweise 
um Lemmy Kilmister, Sänger 
und Bassist von Motörhead, 
trauern lassen. Auch wenn 
»Palo Alto« von Kettcar inhalt-
lich so wunderschön als 
Soundtrack zu der Graphic 
Novel passen würde, »wenn ich 
mich entscheiden müsste, wäre 
es Motörhead« (Virginie Des-
pentes in der Frankfurter Rund-
schau, 10. Oktober 2017).

Prekäres Panorama
Virginie Despentes‘ Vernon Subutex als Graphic Novel – von Torsten Bewernitz

luz, Virginie Despentes:  
»Vernon Subutex 1. reprodukt«, 

Berlin 2022. ISBN 978-95640-324-8,  
304 Seiten, farbig, 39,00 Euro
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Vermessung der Katastrophe

Pandemie-Debatte
Beiräte und Autor*innen äussern sich über
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